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Abstract  

 

In Berlin lässt sich gegenwärtig (Stand: Juli 2020) eine Bereitschaft der Stadtpolitik für sozial 

orientierte Stadtentwicklung erkennen. Insbesondere die Koalition von SPD, DIE LINKE und 

BÜNDNIS 90/Die Grünen für die Legislaturperiode 2016-2021 zeigt sich affirmativ gegenüber 

kooperativen und sozialen Projekten sowie vielfältigen und weitreichenden 

Partizipationsmöglichkeiten bei Planungsprozessen und Stadtentwicklung. 

Exemplarisch wird beides an der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik durch die 

Kooperationsgemeinschaft Koop5 (bestehend aus: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Wohnen, Bezirksamt Mitte von Berlin, Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH, Berliner 

Immobilienmanagement GmbH sowie ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für 

Stadtentwicklung). Neben Raum für Kultur, Soziales und Bildung sollen ein neues Rathaus für 

Mitte, Verwaltungsbüros und 300 bezahlbare Wohnungen entstehen.  

In der Arbeit soll die Zielsetzung der Koop5, eine „gemeinwohlorientierte“ und „kooperative“ 

Entwicklung des Gebäudekomplexes, einer kritischen Betrachtung unterzogen werden. Dabei 

wird die Frage aufgeworfen, wie Prozessbeteiligte einer stadtentwickelnden 

Kooperationsgemeinschaft „Gemeinwohl“ und „Kooperation“ konzeptualisieren. Zu diesem 

Zweck werden Prozessbeteiligte aller fünf Kooperationspartner im Modellprojekt Haus der 

Statistik befragt.  

Darauf aufbauend soll die Perspektive der commons einen theoretischen Bezugspunkt bilden, 

unter dem das Modellprojekt Haus der Statistik untersucht wird. 

Zusammenfassend werden die Ergebnisse in einen weiteren Kontext eingeordnet, der eine 

vorläufige Bewertung der gegenwärtigen Stadtpolitik im Hinblick auf die Unterstützung 

sozialorientierter Stadtentwicklung ermöglicht und diese als mögliche Perspektive zukünftiger 

Stadtplanung aufzeigt. 

 

 

  

 

 

 

 



 
 

  

Abstract  

 

In Berlin it can currently (as of July 2020) be seen that city politicians are ready for socially oriented 

urban development. In particular, the coalition of SPD, DIE LINKE and BÜNDNIS 90/Die 

Grünen for the 2016-2021 legislative period is affirmative of cooperative and social projects as well 

as diverse and far-reaching opportunities to participate in planning processes and urban 

development. 

Both are exemplified in the development of the model project Haus der Statistik by the cooperation 

group Koop5 (consisting of: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Bezirksamt 

Mitte von Berlin, Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH, Berliner Immobilienmanagement 

GmbH and ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für Stadtentwicklung). In addition 

to space for culture, social affairs and education, a new town hall for Mitte, administrative offices 

and 300 affordable apartments are to be built. 

This thesis shall critically examine the objective of Koop5 to develop the building complex in a 

way that is "cooperative" and oriented towards the "common good" and shall raise the question 

how those involved in the process of an urban-developing cooperation community conceptualize 

“common good” and “cooperation”. For this purpose, process participants from all five 

cooperation partners in the model project House of Statistics are interviewed. 

Building on this, the perspective of the commons should form a theoretical reference point under 

which the model project House of Statistics is examined. 

In summary, the results are placed in a wider context that enables a preliminary assessment of 

current urban policy with regard to support for socially oriented urban development and shows 

this as a possible perspective for future urban planning. 
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1. Einleitung 

1.1 Aktualität, Legitimität, Relevanz 

In Berlin lässt sich gegenwärtig (Stand: Juli 2020) eine Bereitschaft der Stadtpolitik für sozial 

orientierte Stadtentwicklung erkennen. Insbesondere die Koalition von SPD, DIE LINKE und 

BÜNDNIS 90/Die Grünen für die Legislaturperiode 2016-2021 zeigt sich affirmativ gegenüber 

kooperativen und sozialen Projekten sowie vielfältigen und weitreichenden 

Partizipationsmöglichkeiten bei Planungsprozessen und Stadtentwicklung.  

Bis zum Ablauf der Legislaturperiode beabsichtigt der Senat 30.000 zusätzliche Wohnungen zu 

errichten (vgl. SenF 2019). Dabei ist das Land Berlin unter dem Titel „Leistbare Mieten, 

Wohnungsneubau und soziale Wohnraumversorgung“ eine Kooperationsvereinbarung1 mit den 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften eingegangen (SenSW et al. 2017). Darin heißt es, dass 

„den Wohnungsbaugesellschaften eine entscheidende Rolle bei einer nachhaltigen, sozial und 

funktional gemischten, gut gestalteten Stadt zukommt. Zudem werden Prinzipien der 

Bürgerbeteiligung bei Bauprojekten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften aufgestellt und 

die Partizipation insgesamt ausgebaut“ (SenSW et al. 2017, S. 4). Die kommunalen 

Wohnungsbaugesellschaften verpflichten sich bei Neubauprojekten bereits seit Juli 2017 

„grundsätzlich mindestens 50% der Neubauwohnungen mietpreis- und belegungsgebunden WBS-

Berechtigten anzubieten“ (a. a. O., S. 6). Zusätzlich sollen bei Neubauprojekten genügend 

Gewerberäume entstehen, „um eine Nutzungsvielfalt zu gewährleisten, die auch soziale Träger und 

Einrichtungen begünstigt, die das soziale Gefüge der Stadtteile stabilisiert“ (ebd.). 

Exemplarisch wird die Bereitschaft der Stadtpolitik für sozial orientierte Stadtentwicklung an der 

Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik. In der Koalitionsvereinbarung von SPD, DIE 

LINKE und BÜNDNIS 90/Die Grünen für die Legislaturperiode 2016-2021 steht diesbezüglich: 

„Das Haus der Statistik wird als Ort für Verwaltung sowie Kultur, Bildung, Soziales und 
Wohnen entwickelt. […] Es soll ein Projekt mit Modellcharakter entstehen, indem neue 
Kooperationen und eine breite Mitwirkung der Stadtgesellschaft sichergestellt werden“ 
(SenK 2016, S. 36). 

                                                
1 Mit der Kooperationsvereinbarung setzen die Akteure neue Prioritäten und reagieren auf die Forderung nach einer 
fortgesetzten Neuorientierung der Wohnungspolitik kommunaler Wohnungsbaugesellschaften (vgl. SenSW 2019a). 
Die Grundlage dafür bildet das „2016 in Kraft getretene Gesetz über die Neuausrichtung der sozialen 
Wohnraumversorgung in Berlin (Berliner Wohnraumversorgungsgesetz – WoVG Bln) sowie die in 2016 vom Senat 
beschlossene Road-Map“ (SenSW 2019a). Darin werden jeweils Kriterien zur sozialen Nutzung des Bestandes und des 
Neubaus formuliert sowie die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften im Nachkommen „ihrer besonderen sozialen 
Verpflichtung“ unterstützt (ebd.). 
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2017 hat das Land Berlin den Gebäudekomplex „Haus der Statistik“ aus den Beständen der 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) erworben (vgl. BIM 2019).  

Gegenwärtig erfolgt die Entwicklung durch die Gemeinschaft der fünf Kooperationspartner 

(Koop5), welche sich aus Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen (SenSW), 

Bezirksamt Mitte von Berlin (BA Mitte), Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH (WBM), 

Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM) sowie ZUsammenKUNFT Berlin eG – 

Genossenschaft für Stadtentwicklung (ZKB) instituiert (vgl. Initiative HdS 2019a). Neben einem 

neuen Rathaus für Berlin-Mitte, Verwaltungsbüros und 300 bezahlbaren Wohnungen, soll Raum 

für Kultur, Soziales und Bildung geschaffen werden (vgl. ebd.).  

Die Außendarstellung der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik erfolgt unter Rekurs 

der Kooperationspartner und Prozessbeteiligten auf die Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘. 

„Kooperative Quartiersentwicklung in Berlin-Mitte“ (WBM 2020). 

„Das Modellprojekt Haus der Statistik wird kooperativ und gemeinwohlorientiert 
entwickelt“ (Initiative HdS 2019a). 

„Der als ‚Haus der Statistik‘ bezeichnete Gebäudekomplex am Alexanderplatz wird 
kooperativ und gemeinwohlorientiert entwickelt“ (SenSW 2019c). 

„Sowohl durch die Vielfalt der Kooperationspartner als auch durch die breite Mitwirkung 
der Stadtgesellschaft hat das Projekt jetzt schon Modellcharakter“ (BIM 2020). 

„Die letzten Wochen haben gezeigt, dass die Koop5 funktioniert und dieses Modellprojekt 
nochmals eine letzte Vergewisserung braucht, damit wir im Sinne aller richtig entscheiden“ 
(Regula Lüscher zitiert nach Bezirksamt Mitte von Berlin 2019).  

Dabei bleibt fraglich, inwiefern abstrakte Konzepte wie „Gemeinwohl“ und „Kooperation“ in 

Arbeitsschritte zur Stadtentwicklung überführt werden und welche Konsequenzen sich daraus für 

die Arbeit in einer multiprofessionalen Akteurskonstellation ergeben. Ferner wird die Frage 

aufgeworfen, was dies für die Aushandlungsprozesse zwischen divergierenden Interessenlagen, 

etwa ökonomischen Sachzwängen und zivilgesellschaftlichem Engagement, bedeutet. 

In der theoretischen Diskussion um die Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ wurde mehrfach 

das Argument entfaltet, dass deren Nennung mitunter zweckdienlich erfolgt. Beispielsweise wird 

die Gemeinwohlrhetorik verwendet, um Bürger*innen zu mediatisieren, im Sinne der eigenen 

Interessen zu instrumentalisieren oder eigenes Handeln gesellschaftlich legitimieren zu können 

(vgl. von Beyme 2010, S. 71; siehe auch Offe 2002, S. 74). Kooperationsverträge werden mitunter 

einzig aus Gründen der Außenwirkung eingegangen, wobei jedoch das Handeln faktisch nicht 

koordiniert wird (vgl. Ahlgrimm et al. 2012, S. 19). Kooperation muss sich nicht zwangsläufig 

positiv äußern, sondern kann konfliktbezogen bleiben und aus kooperativen Handlungen können 

Akteuren erhebliche Nachteile erwachsen (vgl. Roßteutscher 2009, S. 168; von Beyme 2010, S. 

34ff.). 



 
 

 3 

Zusätzlich sind die Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ terminologisch unscharf. Das zeigt 

sich, indem beide Begriffe mit variierenden, ambivalenten und changierenden Deutungsansätzen 

und Inhalten konnotiert werden (vgl. Ahlgrimm et al. 2012, S. 18; Beck et al. 2018, S. 20; Offe 

2002, S. 55; Rösener/Selle 2005, S. 287).  

Vor diesem Spannungsfeld besteht das Ziel der vorliegenden Arbeit darin, zu ergründen auf welche 

Konzepte von den Begriffen ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ die Prozessbeteiligten der Koop5 

sich stützen und wie diese praxiskonkret in die Stadtentwicklung einfließen.  

1.2 Fragestellung 

Die Hauptforschungsfrage lautet: 

Wie konzeptualisieren Prozessbeteiligte der Kooperationsgemeinschaft Koop5 ‚Gemeinwohl‘ und 

‚Kooperation‘ in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik? 

Die Hauptforschungsfrage wird durch die folgenden zwei nachgeordneten Fragen ergänzt: 

Welche Unterschiede und Gemeinsamkeiten im Verständnis der Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und 

‚Kooperation‘ können zwischen den Prozessbeteiligten der Kooperationsgemeinschaft Koop5 

identifiziert werden?  

Inwiefern finden sich in der Entwicklung des Gebäudekomplexes Haus der Statistik 

Anknüpfungspunkte zur Perspektive der commons? 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen erfolgen zunächst theoretische Annäherungen an die 

Begriffe Kooperation, Gemeinwohl und die Perspektive der commons. 

Die Untersuchung fährt fort mit einer Primärdatenerhebung, indem Prozessbeteiligte aller 

Kooperationspartner der Koop5 leitfadengestützt und teilstandardisiert befragt werden. Hierbei 

sollen akteursspezifische Blickwinkel, d. h. institutionelle Handlungslogiken, 

Handlungsrationalitäten, Sachzwänge, aber auch Konfliktfelder bei der konzeptionellen Arbeit mit 

den Begriffen „Gemeinwohl“ und „Kooperation“ herausdestilliert werden.  

 

Bislang scheint die Thematik in der akademischen Fachliteratur unterbelichtet. Das betrifft zum 

einen das Modellprojekt Haus der Statistik insofern, als bislang noch kein wissenschaftlicher 

Beitrag bzgl. der Entwicklung publiziert wurde. Zum anderen sind Public-Citizen Partnerships 

(PCP), d. h. Entwicklungsvorhaben zwischen Kommune und Stadtgesellschaft, in der Fachliteratur 

kaum besprochen. 

Das überrascht insofern, als das vorgestellte Forschungsvorhaben Schnittmengen zu mehreren 

aktuellen stadtpolitischen Debatten und Diskursen aufweist. Besonders Aushandlungsprozesse um 

städtische Güter wie Wohnen, Zentralität und öffentliche Plätze stehen mit dem Forschungsdesign 
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in direktem Zusammenhang. Daher kann das Vorhaben in Debatten um Gentrifizierung (Holm 

2011b, S. 214), Recht auf Stadt-Proteste (Gebhardt/Holm 2011) und schließlich Neue 

Wohngemeinnützigkeit verortet werden (Holm et al. 2017, S. 5; Holm et al. 2015). 

Anknüpfungspunkte bestehen zudem zu Diskursen um Gemeinschaft und Gemeingüter 

[commons], vornehmlich im Kontext der leistbaren Wohnraumversorgung (Caffentzis/Federici 

2014, S. 100; Rost 2014, S. 286; Smorto 2016, S. 1ff.; Susser 2017, S. 1ff.; Susser/Tonnelat 2013).  

Die Arbeit gliedert sich wie folgt: Einführend werden Aktualität, Legitimation und Relevanz des 

Forschungsvorhabens benannt, anschließend sind die Forschungsfragen dargelegt. Kapitel zwei 

bildet den ersten theoretischen Bezug, in dem zunächst eine Schärfung der Begriffe ‚Kooperation‘ 

und ‚Gemeinwohl‘ vorgenommen wird, um die vorgestellten Begriffe dann im Zusammenhang mit 

Stadtentwicklung zu einem De-facto-Forschungsstand zusammenzuführen. Im dritten Kapitel 

wird mit einer Annäherung an die Perspektive der commons ein weiterer theoretischer 

Bezugspunkt abgebildet. Das vierte Kapitel dient der Vorstellung des Untersuchungsgegenstandes. 

Zu diesem Zweck wird zuerst die Stadtentwicklung Berlins im Durchflug der letzten dreißig Jahre 

thematisiert, darauffolgend werden die stadtpolitischen Themen der Gegenwart angerissen. Den 

zweiten Abschnitt des Kapitels bildet die Vorstellung des untersuchten Quartiers. Hierbei wird die 

Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik durch die Koop5 näher beleuchtet. Im 

Anschluss an die theoretischen Annäherungen I und II kann die Forschungsfrage weiter zugespitzt 

werden (Kapitel 5. Präzisierung der Forschungsfrage). Kapitel sechs ist dem methodischen Zugang 

und der Forschungspraktik gewidmet und wird durch die eigene Methodenkritik abgerundet. 

Darauf aufbauend wird die Kategorienbildung dargelegt (Kapitel 7). In Kapitel acht erfolgt die 

Auswertung der Transkriptionen und Vorstellung der Untersuchungsbefunde. Den Gegenstand 

des neunten Kapitels bildet die Diskussion der Forschungsbefunde unter Rekurs auf die 

theoretischen Bezüge. Die Masterarbeit schließt mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse und 

gibt einen vorläufigen Ausblick (Kapitel zehn und elf).  
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2. Theoretische Bezüge I 
Mit dem Ziel, an späterer Stelle den Begriffen ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ den Ausführungen 

von Prozessbeteiligten spezifische Konzepte zuordnen zu können, soll im Folgenden zunächst eine 

theoretische Annäherung und Konkretisierung der Begriffe erfolgen.  

2.1 Kooperationsbegriff 

2.1.1 Schärfung des Kooperationsbegriffes 

Der Begriff ‚Kooperation‘ setzt sich aus den Wortteilen ‚com‘ [z. Dt. mit] und ‚operation‘ [z. Dt. 

handeln] zusammen (vgl. Krüger 2012, S. 2). Im Duden wird Kooperation als die 

„Zusammenarbeit verschiedener Partner“ definiert (2012, S. 262), in einer aktuelleren Version als 

„Zusammenarbeit, besonders auf politischem oder wirtschaftlichem Gebiet“ (Duden 2020a). Bzgl. 

der Herkunft des Begriffes findet sich im Duden folgender Passus: „kirchenlateinisch cooperatio = 

Mitwirkung, zu: cooperari, kooperieren“ (Duden 2020a).  

Im Sinne einer begrifflichen Schärfung soll dem Definitionsvorschlag von Werner (2012, S. 70) 

gefolgt werden, wonach ‚Kooperation‘ verstanden wird als „auf ein gemeinsames Ziel gerichteter 

Prozess mehrerer hinsichtlich der Qualität ihrer Beteiligung freiwillig mitwirkender Partner, der die 

Lösung von Aufgaben, die ein einzelner nicht bewältigen könnte, ermöglicht“.  

Koll-Schretzenmayr (2006, S. 405) fasst ‚Kooperation als Zusammenarbeit‘, welche sich 

arbeitsmethodisch dadurch auszeichnet, dass Aufgaben aufgeteilt werden. Demgegenüber wird in 

der häufig zitierten Definition von Van Santen/Seckinger (2003, S. 29) ein inhaltlich definierbarer 

„Handlungsansatz der intendierten Zusammenarbeit“ negiert, vielmehr einen die 

Kooperationspartner gemeinsame Zielvorstellungen, welche durch abgestimmtes Handeln erreicht 

werden. Vergleichbar können laut Werner (2012, S. 70) dabei die Aufgaben gelöst werden, zu deren 

Lösung ein einzelner Kooperationspartner nur begrenzt im Stande wäre. Bei Van Santen/Seckinger 

(2003, S. 29) wiederum wird dieser Punkt als erhöhte ‚Problemlösungskompetenz‘ betrachtet. 

Zudem kennzeichnet Kooperationen auch hier ein gemeinsames Ziel der Kooperationspartner. 

Eine umfangreiche Untersuchung des Begriffes haben Ahlgrimm et al. (2012, S. 18) angestrebt. 

Die Autoren haben etwa 60 Kooperationsdefinitionen typologisiert und daraus vier 

Klassifikationen abgeleitet: „Kooperation als Vertragsverhältnis“, „Kooperation als Einstellung“, 

„Kooperation als Arbeitsteilung“ und „Kooperation als Strategie“ (a. a. O., S. 20ff.). 

2.1.2 Kooperation als Arbeitsteilung 

„Kooperation als Arbeitsteilung“ wird verstanden als „Differenzierung von Aufgaben und 

Tätigkeiten“, „die mit umfangreichen und komplexen Prozessen einhergeht“ (Ahlgrimm et al. 

2012, S. 20). Laut Ahlgrimm et al. (2012) „kann Arbeit nicht allein geteilt, sondern auch gemeinsam 
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verrichtet werden, was insbesondere bei komplexen Aufgaben erforderlich ist“ (S. 20). Diese 

Aufgaben können von übergeordneter Stelle oder eigenständig von den Prozessbeteiligten 

koordiniert werden (a. a. O., S. 21). 

Die Beziehungen der Zusammenarbeit innerhalb eines Kooperationsprozesses werden von 

Werner (2009, S. 240) in horizontal und vertikal differenziert. Als horizontal wird hierbei 

Kooperation „auf gleicher Wirtschaftsstufe“ verstanden, vertikal hingegen die „Kooperation 

zwischen verschiedenen Stufen“ (Werner 2009, S. 240). Im Kontext von 

Stadtentwicklungsprojekten besteht „horizontale Kooperation zum Beispiel innerhalb der 

Verwaltungsebene zwischen den verschiedenen Referaten“. Demgegenüber werden als vertikale 

Beziehungen die Zusammenarbeit in einem Kooperationsprozess zwischen Verwaltung und 

lokalen Akteuren, beispielsweise der Organisation von Bewohner*innen, verstanden (vgl. Werner 

2009, S. 240). 

Werner unterscheidet zudem Kooperation in „Akteurebene“, „Inhalts- und Einstellungsebene“ 

und „Institutionenebene, die durch das alltägliche Handeln der Kooperationsteilnehmer und die 

vorherrschenden Machtverhältnisse definiert werden“ (2012, S. 70). Als Akteurebene gelten hierbei 

„entweder formell festgelegt (z. B. Federführung des Planungsreferats) oder informell gewachsen 

(z. B. lokale Gewerbetreibende in einem Gewerbeverein), Trägerschaften und dominant 

auftretende Akteure“ (Werner 2012, S. 110). „Inhalts- und Einstellungsebene“ bezeichnet die 

Herausbildung einer bestimmten Kultur der Zusammenarbeit, bei der „integriertes Arbeiten“ 

konzeptualisiert und reproduziert wird. Schließlich meint die „Institutionenebene 

Interaktionsregeln, wie die Zusammenarbeit praktiziert wird (z. B. Qualität der Kommunikation)“ 

(Werner 2012, S. 110).  

Ein weiterer Aspekt von Arbeitsverhältnissen in Kooperationen ist, dass sich „die Qualität der 

Beteiligung an Kooperationen auf Freiwilligkeit“ stützt (Werner 2012, S. 70). Das zeigt sich, indem 

Kooperationspartner untereinander häufig nicht weisungsberechtigt sind (vgl. a. a. O., S. 71). Da 

die Arbeit der einzelnen Akteure oftmals keiner Form von Qualitätskontrolle unterliegt, stützt sich 

„die Qualität der Beteiligung von einzelnen Akteuren“ „hauptsächlich auf Eigenmotivation, weil 

nicht bei jedem Fehlverhalten die Vorgesetzten in der Heimatorganisation des jeweiligen Akteurs 

konsultiert werden können“ (Werner 2012, S. 71).  

Zudem kennzeichnet Kooperationen das „gleichzeitige Vorhandensein von Autonomie und 

Interdependenz“ (Kraege 1997, S. 5). Dieses Phänomen, "Paradoxon der Kooperation" genannt, 

zeigt sich, indem „die Kooperationspartner im Grundsatz ihre rechtliche und wirtschaftliche 

Selbständigkeit behalten“, diese jedoch teilweise erheblich einschränken durch „die 

Funktionszusammenlegung oder -abstimmung mit dem oder den Partnern in den 

Kooperationsfeldern“ (ebd.). Hierbei wird „die individuelle Entscheidungs- und Handlungsfreiheit 
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[...] in den der Kooperation unterhegenden Bereichen zugunsten kollektiver Entscheidungen“ 

teilweise aufgegeben (Kraege 1997, S. 5). Dieser Umstand resultiert „in Aufgaben- und Ressourcen-

, Entscheidungs- und Zielinterdependenzen“ (Kraege 1997, S. 5). Je intensiver sich hierbei „die 

einzelnen Kooperationspartner […] auf spezifische Funktions- und Wertaktivitäten konzentrieren, 

desto größer wird die gegenseitige Abhängigkeit und desto stärker eingeschränkt im 

wirtschaftlichen Sinn sind die Möglichkeiten einerseits zum Kooperationsaustritt […] - und 

andererseits zur alleinigen Verfolgung des Sachziels der Kooperation nach einer potentiellen 

Auflösung bzw. einem Abbruch der Zusammenarbeit“ (Kraege 1997, S. 5) 

Kooperationen bilden eigene Strukturen, welche „im Zuge von Verhandlung und der alltäglichen 

Interaktion emergieren“ (Werner 2012, S. 71). Diese Strukturen, verstanden als „formelle und 

informelle Regeln und Normen in Kooperationsbeziehungen“, entwickeln sich „durch die 

alltägliche kooperative Praxis in der sozialen Stadtentwicklung“ (a. a. O., S. 110f.). Infolge von 

Reproduktion werden diese emergierten Strukturen institutionalisiert (vgl. ebd.). Hierbei ist 

Kooperation „als offener Prozess zu verstehen, weil die emergierten Kooperationsstrukturen 

durch die alltägliche Interaktion der Kooperationsbeteiligten produziert und reproduziert werden 

und viel von Verhandlung bzw. Aushandlungsprozessen abhängen“ (Werner 2012, S. 71). 

Zwischen Kooperationspartnern und in Kooperationsgemeinschaften „entstehen so 

kooperationsspezifische Interaktionsformen, die eine Regelmäßigkeit aufweisen und als solches 

auch einen Orientierungsrahmen für alle Beteiligten in der Kooperation bieten“ (a. a. O., S. 110f.). 

2.1.3 Kooperation als Vertragsverhältnis 

Kooperationen kennzeichnet ein gemeinsames Ziel der beteiligten Akteure, das verbindlich 

festgehalten werden kann (vgl. Werner 2012, S. 70). Diese Kooperationsvereinbarungen, seltener 

Kooperationsverträge, werden insbesondere zwischen wirtschaftlichen und/oder politischen 

Akteuren, d. h. institutionellen Partnern, etwa Unternehmen, Behörden oder Staaten, mit der 

Absichtserklärung zur Zusammenarbeit eingegangen (vgl. Ahlgrimm et al. 2012, S. 19).  

Kooperationsvereinbarungen können „sowohl Übereinkünfte über Inhalte, als auch über Normen 

und Regeln der Interaktion“ beinhalten (Werner 2012, S. 70; siehe auch Stein/Stock 2006, S. 

520ff.).  

Indes sagt die bloße Existenz einer Absichtserklärung noch nichts über das tatsächliche 

Arbeitsverhältnis oder etwaige Arbeitsergebnisse aus (vgl. Ahlgrimm et al. 2012, S. 19). Im Falle 

einer Kooperationsvereinbarung als reiner Absichtserklärung kann Handeln weiterhin wenig oder 

gänzlich unkoordiniert stattfinden. Dies ist insbesondere dann der Fall, „wenn Kooperationen 

vorrangig aus Gründen der Außenwirkung eingegangen werden“. Formulieren 

Kooperationspartner ein Interesse an gemeinsamer Arbeit, dann „wird einer äußeren Erwartung 

entsprochen und Genüge getan, was insbesondere im Sinne der Rechenschaftslegung nützlich sein 
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kann“ (Ahlgrimm et al. 2012, S. 19). Hiernach können sich Organisationen durch das 

Verabschieden von Kooperationsverträgen als modern inszenieren und verschaffen sich 

Legitimation, während das Handeln unverändert bleibt (vgl. ebd.). Exemplarisch hierfür sind 

„Pseudokooperationen“, bei denen keine Gemeinsamkeiten zwischen Akteuren bestehen (ebd.). 

2.1.4 Kooperation als Strategie und Kooperation als Einstellung 

Weiterführend differenzieren Ahlgrimm et al. (2012) „Kooperation als Strategie“ und 

„Kooperation als Einstellung“. Aus unternehmerischer Perspektive können Kooperationen 

zwischen Betrieben strategische Bedeutung aufweisen. Strategische Kooperationen stehen 

Wettbewerb und Konkurrenz diametral gegenüber (Ahlgrimm et al. 2012, S. 22). Hierbei verfolgen 

die Kooperanden identische Ziele und richten ihr Handeln dementsprechend so aus, dass 

Menschen profitieren oder benachteiligt werden (vgl. ebd.). Die Verabschiedung strategischer 

Kooperationsvereinbarungen weist allerdings besondere Schwierigkeiten auf, da die Vielfalt 

unternehmerischer Entscheidungen in einer erhöhten Konfliktanfälligkeit kumuliert (vgl. Kraege 

1997, S. 5). 

„Kooperation als Einstellung“ kennzeichnet laut Ahlgrimm et al. (2012, S. 20) eine „internalisierte 

Einstellung“ und angeeignete „Handlungsdisposition“ von Individuen. Kooperativ zu sein wird in 

diesem Zusammenhang als Eigenschaft verstanden, sich „hilfsbereit und offen für 

Zusammenarbeit“ zu geben (Ahlgrimm et al. 2012, S. 20). Während „Kooperation als Einstellung“ 

einen Kooperationsbegriff nahelegt, der mit dem Altruismus assoziiert werden kann, bildet in 

Abgrenzung dazu der Egoismus das Antonym (ebd.). Kooperation wird in diesem Zusammenhang 

normativ aufgeladen und ist gemeinhin positiv konnotiert (ebd.). 

2.1.5 Kooperative Planung 

In einem weiteren Schritt soll „kooperative Planung“ mit Knieling (2018, S. 1230) verstanden 

werden als „Formen der Planung, die durch eine mehr oder weniger gleichberechtigte 

Zusammenarbeit verschiedener öffentlicher oder privater Akteure im Planungsprozess 

gekennzeichnet sind“. Kooperanden sind gleichberechtigt und begegnen sich auf Augenhöhe, so 

dass „keine Über- oder Unterordnung zwischen den Beteiligten besteht“ und „Entscheidungen 

nur über Mehrheiten oder – je nach Vereinbarung – im Konsens möglich sind“ (Knieling 2018, S. 

1230).  

Knieling (2018, S. 1230) nimmt eine Abgrenzung diverser Spielarten kooperativer Planung vor, 

wobei er danach differenziert, „(1) welche Akteure kooperieren, (2) in welcher Phase des 

Planungsprozesses die Zusammenarbeit stattfindet, (3) auf welcher Handlungsebene – im Quartier, 

kommunal, regional, auf Landesebene- oder Bundesebene – kooperiert wird und (4) welche 

Formen und Methoden zum Einsatz kommen“. Ferner werden als Akteure unterschieden: 
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Spielmacher, oftmals die öffentliche Hand, und Mitspieler aus Wirtschaft, Wissenschaft und 

Zivilgesellschaft (vgl. Knieling 2018, S. 1230). Letztere bietet entweder der Bevölkerung direkt die 

Möglichkeit zur Partizipation oder bezieht sich „auf organisierte Initiativen und Verbände“ (vgl. a. 

a. O., S. 1231). 

2.1.6 Kooperation und Konflikt 

Weder ist jedwede Kooperation „moralisch gut“ noch „profitabel für alle Beteiligten“ (von Beyme 

2010, S. 42). Innenpolitisch kann Kooperation „durch korporative Verhandlungen […] zu 

Immobilismus und Reformunfähigkeit führen“ (von Beyme 2010, S. 49). Darüber hinaus 

argumentiert Roßteutscher, dass „keine eindeutige Beziehung zwischen Kooperation einerseits und 

demokratischen, gesellschaftsförderlichen Verhaltensweisen andererseits“ existiert (2009, S. 168). 

Die Fähigkeit zu kooperieren kann mit Roßteutscher (2009, S. 168) insbesondere in nicht-

demokratischen, intoleranten Kontexten „wahrhaft undemokratische, gesellschaftsschädigende 

Wirkungen“ hervorrufen (2009, S. 168).  

Von Beyme (2010, S. 42) argumentiert, dass ‚Kooperation‘ - zumindest in der Politik – „auf 

Konflikt bezogen“ bleibt. Zudem seien „Vorleistungen im eigenen ideologischen Lager oder 

Bündnis [.] leichter zu erreichen als gegenüber dem Konfliktpartner“ (von Beyme 2010, S. 49).  

Zwischen verschiedenen Unternehmen betreffen Konflikte in Kooperationen die beabsichtigte 

Strategie, den Gebrauch und die Lenkung kooperativ-verwalteter Ressourcen, und „die Wahl der 

hierfür geeigneten Struktur sowie […] die Verwendung und Verteilung der 

Kooperationsergebnisse“ (Kraege 1997, S. 5). 

Renn (1996, S. 104) weist darauf hin, dass durch Kommunikation nicht nur Konsens erzielt wird. 

Demnach können „unterschiedliche Strategien in der Behandlung von unsicheren Folgen, 

unterschiedliche Erfahrungen mit Institutionen in Bezug auf Vertrauenswürdigkeit und 

unterschiedliche, wenn auch in sich konsistente Systeme von Werten und Präferenzen […] im 

Einzelfall sogar Konflikte verstärken und Kompromisse erschweren“.  

2.1.7 Spezifische Herausforderungen von Kooperationen in der Stadtentwicklung  

An Kooperationen in der Stadtentwicklung ergeben sich spezifische Herausforderungen. Einerseits 

bieten Kooperationen hierbei zahlreiche Chancen, etwa die transparente Gestaltung von 

Planungsprozessen oder die Berücksichtigung sozialer Pluralität und Diversität (Werner 2012, S. 

75), andererseits bestehen in Kooperationsprozessen „zwischen den verschiedenen beteiligten 

Institutionen entscheidende strukturelle Unterschiede“, was sich in „divergierenden 

Arbeitsabläufen bzw. Dynamiken“ zeigt (Stein/Stock 2006, S. 523). Dabei sind die „handelnden 

Personen in Kooperationen“ zum einen „spezifischen institutionellen Logiken verpflichtet“ und 



 
 

 10 

zum anderen haben Personen „auch die Interessen ihrer jeweiligen Organisation zu vertreten“ 

(Seckinger 2015, S. 46). 

Mit Werner (2012, S. 111) repräsentiert „jeder Mensch bzw. jeder Akteur im Prozess der sozialen 

Stadtentwicklung [...] eine spezifische Handlungsrationalität“. Die Pluralität diverser Lebenswelten 

„drückt sich durch die unterschiedlichen Handlungsrationalitäten der beteiligten und betroffenen 

Akteure aus“. Dabei bildet die individuelle Handlungsrationalität des Akteurs „einen 

Orientierungsrahmen für sein Handeln“ (Werner 2012, S. 111). Sämtliche Akteure orientieren ihre 

Handlungen ebenso „an physisch-materiellen (z. B. Orte, an denen man sich bewegt), sozial-

kulturellen (z. B. Fähigkeiten, die man aufgrund seiner beruflichen Position innehat) und 

subjektiven (z. B. Wissen über Tätigkeiten und Themen) Bedingungen des Lebens“ (Werner 2012, 

S. 112). Individuelle Handlungsrationalitäten sämtlicher Akteure bedingen „in konkreten 

Situationen […] Selektionsentscheidung[en] zwischen diversen Handlungsalternativen“ (Werner 

2012, S. 112).  

Zudem hat Werner (2012, S. 69) auf ein „Strukturproblem“ hingewiesen, das sich daraus ergibt, 

dass „die verschiedenen beteiligten und zu beteiligenden Akteure mit ihren unterschiedlichen 

Handlungslogiken jeweils andere Handlungsmöglichkeiten mitbringen“. Da bereits etablierte 

Strukturen „nicht unbedingt die Handlungsressourcen von neuen Akteuren“ berücksichtigen, 

„müssen Strukturen hinterfragbar und modifizierbar sein“ (a. a. O., S. 69). Daraus resultiert, dass 

der „Kooperationsprozess […] die Alltagsstrukturen der Akteure berücksichtigen“ muss (ebd.).  

Nachteilig äußert sich hierbei die Persistenz bestimmter Strukturen, wodurch Veränderungen 

erschwert werden können (ebd.). 

Vergleichbar hat Seckinger (2015, S. 47) als Herausforderung für das Funktionieren von 

Netzwerken auf die ‚professionelle Deformation‘ abgestellt. „Bedingt durch ihre Spezialisierung 

und ihre berufliche bzw. professionelle Sozialisation haben“ Akteure „gelernt, die Welt aus einem 

spezifischen, hoch spezialisierten Blickwinkel zu betrachten“. Die Lösungssuche von Akteuren 

erfolgt deshalb „innerhalb dieses Korridors an Denk- und Handlungsmöglichkeiten“. Externe 

Ansätze, „die sich außerhalb dieses Korridors bewegen“, werden von Akteuren marginalisiert oder 

gar abgelehnt. Schließlich kann „die ‚professionelle Deformation‘ […] also verhindern, dass eine 

Stärke von Kooperation […] nicht genutzt wird, nämlich sich neue Verstehensperspektiven und 

Handlungsmöglichkeiten zu erschließen, indem unterschiedliche Ansätze miteinander kombiniert 

werden“ (Seckinger 2015, S. 47). 

Im Kontext von Profession und Professionalisierung werden für unterschiedliche Berufsfelder 

spezifische Herausforderungen deutlich. Beispielsweise argumentieren Stein/Stock (2006, S. 523), 

dass Verwaltungsmitarbeiter*innen „aus verschiedenen Ämtern […] das Verfahren – oft 

unbeabsichtigt – behindern, indem sie Initiativen und neue Ideen bereits zu Beginn stoppen, weil 
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aus ihrer Sicht (und vor ihrem Handlungshintergrund) zu viele Hindernisse im Weg stehen“ 

(Stein/Stock 2006, S. 523). Ein anderes Beispiel liefert Boll: „in dem Mitarbeiter*innen von 

Planungs- und Stadtentwicklungsabteilungen „oftmals aufgrund ihrer Ausbildung und praktischen 

Erfahrung stark aufs Bauen und auf rein räumliche Aspekte orientiert“ sind, während ihnen 

„Betriebs- und Trägerkonzepte für Projekte […] weitgehend fremd“ sind (Boll 2006, S. 545). 

Beispielhaft werden die Herausforderungen auch bei Bochnig (1996, S. 208), der darauf 

hingewiesen hat, dass „jede Fachplanung […] eine Eigendynamik [entfaltet], die durch die 

Kooperation in der Arbeitsgruppe kontinuierlich mit den Zielen rückgekoppelt werden könnte“. 

Die Konsequenzen werden deutlich „in Zielkonflikten und Abstimmungsproblemen auf der 

Ebene der folgenden Realisierungsplanungen der verschiedenen Fachplanungen“ (Bochnig 1996, 

S. 208).  

Selle (1996b, S. 169) hat in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit planender Akteure 

herausgestellt, unvoreingenommen und gleichberechtigt zu agieren. 

„Offenheit stellt allerdings nicht nur besondere Anforderungen an die (iterative) Gestaltung 
der Prozesse. Auch die Fachleute müssen ihre Rolle in offenen Prozessen neu finden. Sie 
leiten nicht an, sondern wirken mit“ (Selle 1996b, S. 169). 

Von Politiker*innen in Kooperationsverfahren können „parteipolitische Interessen verfolgt und 

politische Debatten in den Prozess getragen werden, was die angestrebte Lösungsfindung im 

vorpolitischen Raum verhindern und sowohl die Arbeit im Rahmen der Kooperation als auch die 

Vertrauensbildung im Gesamtprozess beeinträchtigen kann“ (Stein/Stock 2006, S. 522). 

Vornehmlich der Wahlkampf kann „die Politik – als letztlich entscheidende Instanz – dazu 

veranlassen das Kooperationsverfahren einzustellen und/oder dessen Ergebnisse zu verwerfen“ 

(ebd.). 

Ein weiterer Punkt ist, dass der Interaktion der Prozessbeteiligten eine erhebliche Bedeutung 

zukommt. So muss das Zusammenwirken von Akteuren „im Kooperationsprozess zunächst 

erprobt, Grenzen und Spielräume – rechtlicher, finanzieller und verfahrenstechnischer Art – 

ausgehandelt sowie gegenseitige Verlässlichkeit erst Stück für Stück erfahren werden“ (Stein/Stock 

2006, S. 521). Für die Akteure in der Planung ergeben sich „nicht nur zusätzliche Rechte, sondern 

auch neue Pflichten – darunter die Pflicht, Verantwortung zu übernehmen“ (Koll-Schretzenmayr 

2006, S. 405).  

Dem Faktor Zeit kommt eine zentrale Rolle zu, denn zeitliche Horizonte sind einerseits für 

Akteure und andererseits im Hinblick auf die Kooperationsdauer relevant. Was das im Detail für 

die Akteure oder die Dauer bedeutet, „wird aber von jedem Akteur vor dem eigenen 

Erfahrungshintergrund und in Abhängigkeit von den eigenen Interessen in unterschiedlichen 

Prozessphasen unterschiedlich definiert“ (Stein/Stock 2006, S. 517). Dabei betont Seckinger (2015, 

S. 46), dass das „Bewusstsein über die Endlichkeit von Kooperation“ „bei allen Teilnehmenden 
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die Bereitschaft sich auf Kooperationen“ überhaupt erst einzulassen erhöht, da diese „schließlich 

immer mit Arbeit verbunden sind“ (Seckinger 2015, S. 46). 

Zeithorizonte sind auch im Hinblick auf die Kontinuität relevant, besonders wenn 

Prozessbeteiligte das Verfahren nur zeitweise begleiten. So schreibt Bochnig (1996, S. 209): 

„Wesentlich bei der Gestaltung von Kommunikationsprozessen ist die Berücksichtigung der 

zeitlichen Dimension. […] Durch geeignete Kommunikationsstrukturen […] sollte sichergestellt 

werden, daß [sic!] die Zieldimensionen je nach Planungsstufe aktuell definiert und die im Prozeß 

[sic!] der Realisierung wechselnden Akteure auf die vorangegangenen Zielabsprachen verpflichtet 

werden“ (Bochnig 1996, S. 209). 

 

Abschließend lässt sich festhalten, dass Kooperationen positive Effekte zeitigen können, wenn 

konsequente Partizipationsverfahren Legitimation und Akzeptanz seitens der Bürger*innen 

schaffen, wobei Kooperation als „eine Art Verfahrensrechtsschutz“ verstanden werden kann, da 

unvorhergesehene Folgen rechtzeitig abgeschätzt und berücksichtigt werden können (Werner 

2012, S. 75; siehe auch Bogumil 2001, S. 8) und die „Planungssicherheit“ in 

Stadtentwicklungsprozessen erhöht werden kann (Werner 2012, S. 75). Dabei können 

Informationen gewonnen werden, „die als Frühwarnsystem für mögliche Konflikte und zu deren 

Vermeidung oder Lösung dienen können“ und das Risiko senken, dass Stadtentwicklungsvorhaben 

scheitern oder ineffektiv bleiben (Werner 2012, S. 75). Gleichzeitig wirken sich Kooperationen 

akzeptanzsteigernd aus, da „die frühe Einbindung von Akteuren bei Abstimmungs- und 

Umsetzungsprozessen von Maßnahmen“ die Identifikation und die Bereitwilligkeit zum 

Engagement fördert (ebd.). Hierbei können zivilgesellschaftliche „Unterstützer und zusätzliche 

Steuerungsressourcen mobilisiert werden“ (ebd.). Allerdings können Kooperationen sich auch 

negativ äußern, etwa indem nur „eine selektive Beteiligung“ stattfindet oder Kooperationen durch 

Partikularinteressen dominiert werden (ebd.). Kooperationen können so weder repräsentativ sein, 

noch reelle Problemfelder entsprechend identifiziert und adressiert werden (vgl. Werner 2012, S. 

15).  

Die Kommunikation mit Akteuren ermöglicht Handlungsbedarfe zu erkennen und progressive 

Arbeitsweisen zu produzieren, während konventionelle „Arbeits- und Interaktionsformen“ 

transformiert werden können. In diesem Sinne entfaltet Kooperation das Potential, „sozialen 

Wandel aktiv zu gestalten“ (Werner 2012, S. 75). 
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2.2 Gemeinwohlbegriff 

2.2.1 Schärfung des Gemeinwohlbegriffes 

Der Duden definiert ‚Gemeinwohl‘ als „das Wohl[ergehen] aller Mitglieder einer Gemeinschaft“ 

(Duden 2020b). Bzgl. der Herkunft des Begriffes findet sich im Duden der Hinweis, dass es sich 

hierbei um eine Lehnübersetzung aus dem Englischen des Begriffes ‚commonwealth‘ [z. Dt. das 

Gemeinwesen] handelt (Duden 2020b). Isensee (2014, S. 19) nennt zahlreiche Begriffe, deren 

Bedeutung als Synonym für das ‚Gemeinwohl‘ erachtet werden können, „im Lateinischen: bonum 

commune, bonum publicum […]; im Deutschen: öffentliches Wohl, öffentliches Interesse, 

allgemeines Wohl, Wohl der Allgemeinheit, Gemeingut, gemeiner Nutzen“.  

Eine klare Bestimmung des Gemeinwohlbegriffes erscheint vor dem Hintergrund der Vielfalt und 

Breite unterschiedlicher Ansätze als Herausforderung. Zwar lässt sich der Begriff des 

Gemeinwohls bis in die griechische Polis zurückverfolgen (vgl. Cheneval 2004, S. 23; Schmitt-

Egner 2015, S. 21f., 38, 41; Kohler 2002, S. 67; Kratzwald 2015, S. 31), dennoch existiert bis in die 

Gegenwart kein gesellschaftlich verbindliches Konzept, was unter dem Begriff des Gemeinwohls 

zu verstehen ist (vgl. Pfadenhauer 2016, S. 41; siehe auch: Isensee 2014, S. 42; von Beyme 2010, S. 

73).  

Laut Gailing/Moss (2018, S. 774) ist das Gemeinwohl „stets ein normatives Konstrukt“ und lässt 

sich „als Interesse aller bzw. der Allgemeinheit definieren“. Damit stellt das Gemeinwohl einen 

politischen, gesellschaftlichen und juristischen Leitbegriff dar, welcher „sich auf die Bestimmung 

und Sicherung der Interessen einer Gemeinschaft“ richtet (ebd.). 

Gemeinwohlvorstellungen können in objektivistische, substantialistische und deliberative, 

prozedurale Gemeinwohldefinitionen differenziert werden (Buchstein 2002, S. 217; Gailing/Moss 

2018, S. 773; Münkler/Bluhm 2002, S. 16). 

2.2.2 Objektivistisches, substantialistisches Gemeinwohlverständnis  

Im Falle eines objektivistischen, substantialistischen Gemeinwohlverständnisses werden konkrete 

Vorstellungen von Beginn an den Begriff geknüpft werden, die als elementar für das Wohl einer 

Gemeinschaft betrachtet werden. Zwar kann in diesem Sinne der Gemeinwohlbegriff „als 

Orientierungspunkt praktischer Politik fungieren“, allerdings wird die Annahme eines ‚objektiven‘ 

Gemeinwohls vorausgesetzt (Buchstein 2002, S. 218).   

Gailing/Moss (2018, S. 773) identifizieren jene Gemeinwohlkonzepte als substantialistisch, „die 

sich auf einen klar begrenzten Kanon von Gemeinschaftsgütern und Zielen beziehen“ (a. a. O., S. 

774). Die Aufgabe von Bestimmung und Umsetzung des Gemeinwohls kommt hierbei 

Expert*innen zu, welche aufgrund ihrer Expertise „Einsicht in die Natur des Gemeinwohls haben, 

und mündet in eine Zurückweisung ergebnisoffener Verfahren“ (ebd.). Allerdings steigt mit 
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zunehmender Rigidität der Definition „gemeinwohlkonstitutiver Güter“ durch Expert*innen, die 

Tendenz eines politischen Systems „zu diktatorischen und/oder technokratischen Verfahren“ 

(ebd.). 

2.2.3 Prozedurales, deliberatives Gemeinwohlverständnis  

In Abgrenzung zu objektivistischen, substantialistischen Vorstellungen kann ein deliberatives 

Gemeinwohlverständnis differenziert werden, dessen Voraussetzung eine „kommunikative 

Allgemeinheit“ bildet (Buchstein 2002, S. 218), um „das Gemeinwohl innerhalb des öffentlichen 

Diskurses zu ermitteln“ (Münkler/Bluhm 2002, S. 16). Im Kontrast zu substantialistischen 

Annäherungen wird Gemeinwohl hierbei prozedural verstanden (Münkler/Bluhm 2002, S. 16), d. 

h. die Entstehung des Gemeinwohls erfolgt zwar unter Annahme „von gegebenen Interessen und 

Präferenzen“, überführt diese aber in ein prozesshaftes und diskursives Verfahren der 

Konsensfindung (Buchstein 2002, S. 218). Schlussendlich wird so ein Ergebnis erzielt, das „für alle 

Betroffenen gleichermaßen akzeptabel ist“ (Buchstein 2002, S. 218). Die „Grundannahmen 

prozeduraler Gemeinwohldefinitionen“ bestimmen Gemeinwohl ausschließlich „in fortlaufenden 

gesellschaftlichen Aushandlungsprozessen und politischen bzw. juristischen Verfahren“, womit 

eine „verbindliche, in allen zeitlichen und räumlichen Kontexten gültige Festlegung“ 

ausgeschlossen wird (Gailing/Moss 2018, S. 775). 

Hierbei drängt sich die Frage auf, „welche Gemeinwohlbelange von wem zu welchem Zeitpunkt 

und zu welchem Zweck bestimmt werden“ (Moss et al. 2009, S. 75) und welche Verfahren geeignet 

sind das Gemeinwohl zu ermitteln (vgl. Gailing/Moss 2018, S. 775). Ferner bleibt fraglich, „welche 

Gewichtung den einzelnen Interessen und Gemeinschaftsgütern zukommen soll und wie die 

Verfahren gestaltet sein müssen, damit sie geeignet sind, die entsprechenden Maßnahmen zu 

implementieren“ (ebd.). Belange, z. B. Umweltschutz oder Gesundheit, „sind in Abwägungs- und 

Verhandlungsverfahren zu gewichten und durch korporative Akteure als Anwälte des 

Gemeinwohls zu garantieren“ (ebd.). Die Bandbreite reicht „von institutionellen Verfahren 

demokratischer Rechtssetzung, die fair im Sinne allgemeiner Zugänglichkeiten und 

Partizipationschancen sein sollen, bis hin zu diskursiven deliberativen Verfahren der 

konsensorientierten Kommunikation“ (ebd.).  

 2.2.4 Spezifische Herausforderungen des Gemeinwohls in der Stadtentwicklung  

Auch innerhalb der Stadtentwicklung kann Gemeinwohl in substantialistische und prozedurale 

Konzepte unterschieden werden (vgl. Gailing/Moss 2018, S. 773). Hierbei lassen sich prozedurale 

Gemeinwohlbestimmungen hinsichtlich zweier Modi abgrenzen. Zum einen sind Planer*innen „im 

Rahmen der planerischen Abwägung verschiedener Gemeinwohlbelange mit exklusiven 

Exekutivkompetenzen und Deutungshoheiten ausgestattet“ (Gailing/Moss 2018, S. 776). Dem 
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Abwägungsverfahren kommt hierbei eine „Zwitterstellung“ zwischen substantialistischem und 

prozeduralem Gemeinwohlverständnis zu (vgl. ebd.). Zum anderen „können Verfahren der 

kooperativen Planung und der städtischen […] Governance in dem Sinne als prozeduralistisch 

gelten, als dass sie im kommunikativen Paradigma zu verorten sind, das seit dem letzten Viertel des 

20. Jahrhunderts planungstheoretisch und -praktisch bedeutsam ist“ (ebd.).  Allerdings fehlt 

Planer*innen „die Macht und das Recht, allein aus eigener fachlicher Einsicht Gemeinwohl zu 

definieren“ (Selle 2006, S. 567). Planer*innen „in kommunalen oder staatlichen Dienststellen mit 

der Betreuung gesetzlich geregelter Verfahren“ „müssen […] dafür Sorge tragen, dass neben den 

vielfältigen privaten auch die unterschiedlichen öffentlichen Belange Berücksichtigung finden und 

in der Abwägung aller dieser Gesichtspunkte so etwas wie das gemeine Wohl sichtbar wird“ (ebd.). 

Einerseits birgt die Pluralität von Perspektiven und Interessenlagen dabei die Gefahr, „dass die 

einzelne fachliche Auffassung zerrieben werden kann“ (ebd.), andererseits konstatiert Knieling 

(2018, S. 1231), dass sich ein Dilemma dann ergeben kann, „wenn kooperative 

Aushandlungsprozesse mit Gemeinwohlaufgaben […] der öffentlichen Hand kollidieren“. Dabei 

„kann ein Entscheidungsvorbehalt der öffentlichen Akteure zur Anwendung kommen, der auch 

als ‚Schatten der Hierarchie‘ bezeichnet wird“ (ebd.). 

2.2.5 Gemeinsinn, Gemeinschaft und Gerechtigkeit 

Gemeinwohlbegriffe stützen sich in jedem Fall auf einen Gemeinsinn, mit Münkler/Bluhm als 

„tugendhaftes Handeln“ verstanden (2002, S. 9). Gemeinsinn intendiert eine „motivationale 

Bereitschaft“, d. h. die Präferenz von Individuen oder Kollektiven, im Interesse bzw. zu Gunsten 

einer Gemeinschaft zu handeln und damit einhergehend besteht die Bereitschaft Belastungen auf 

sich zu nehmen (Bonvin/Kohler 2004, XVII, siehe auch Kohler 2002, S. 64f.; Münkler/Bluhm 

2002, S. 10f.; Münkler/Bluhm, 2001, S. 13). Dementsprechend bezeichnet der Gemeinsinn „das 

Engagement für eine bestimmte, abgrenzbare soziale Gruppe und deren spezifisches Wohl“ 

(Bonvin/Kohler 2004, XVII). Daraus ergibt sich, dass sich der Begriff des Gemeinwohls immer 

auf eine Bezugsgruppe bzw. „Referenzgemeinschaft“ bezieht (Münkler/Bluhm, 2001, S. 15). 

Zugleich werden allerdings Ausschlüsse für alle anderen Gruppen formuliert, etwa bei 

Bonvin/Kohler (2004, XVII) als „Exklusionen und In/Out-Differenzierungen“ beschrieben 

(siehe auch Kohler 2002, S. 78). Die Bezugsgruppe ist insofern relevant, da „sowohl die 

Identifikation als auch die Erkennbarkeit und Bewertbarkeit dessen, was als Gemeinwohl gelten 

soll, mit wachsender Größe der Bezugsgruppe bzw. Struktur prekärer wird“ (Münkler/Bluhm 

2001, S. 13). Offe (2002) folgend kann der Rekurs auf das Gemeinwohl „nur dann Bestandteil 

sinnvoller Sätze und valider kritischer Stellungnahmen sein, wenn die relevante Bezugsgesamtheit 

spezifiziert werden oder in ihrem sozialen oder territorialen Umfang als unstrittig vorausgesetzt 
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werden kann“ (S. 55). So bleibt nach Kohler (2002) Gemeinwohl untrennbar mit der Frage 

verbunden, um wessen Gemeinwohl es sich handelt (S. 75).  

Hierbei wird die Abgrenzung des Gemeinwohls zum Begriff der Gerechtigkeit deutlich, welcher 

als universalistische Norm konzeptualisiert wird, während Gemeinwohl immer nur partikularistisch 

sein kann (vgl. Buchstein 2002, S. 235). Diesbezüglich schreibt Isensee (2014, S. 32), dass die ‚Idee 

des Gemeinwohls‘ „sich auf das Gemeinwesen“ bezieht, „die der Gerechtigkeit aber greift darüber 

hinaus“ und fasst „als iustitia commutativa auch die Beziehungen zwischen Privaten“. Daher treten 

„Gerechtigkeit und Solidarität“ oftmals direkt „an die Stelle einer Beschwörung des Gemeinwohls“ 

(von Beyme 2010, S. 86).  

2.2.6 Problematik des Gemeinwohlbegriffes und Konsequenzen für die Verwendung  

Verschiedene Autoren haben darauf abgestellt, dass der Rekurs auf das Gemeinwohl mitunter 

bestimmten Zwecken dient, etwa der Instrumentalisierung, Legitimation oder Ideologisierung (vgl. 

Buchstein 2002, S. 235; Etzioni 1995, S. 17; von Beyme 2010, S. 71).  

Dabei hat der Rückzug des Staates aus der Gemeinwohlproduktion zu einer Vielzahl an Akteuren 

geführt, so dass „die Grenze zwischen öffentlichen und privaten Interessen“ zunehmend 

verschwimmt (von Beyme 2010, S. 72).  

Von Beyme kritisiert (2010, S. 71) den „Missbrauch einer Gemeinwohlrhetorik durch Parteien und 

organisierte Interessen (von Beyme 2010, S. 71). Etzioni (1995, S. 17) argumentiert, dass die 

politischen Parteien „mit ihren konkurrierenden Gemeinwohlkonzeptionen […] weitgehend zur 

Seite gedrängt [wurden]; im Zentrum des Geschehens stehen Tausende von Interessengruppen“. 

Moss et al. (2009, S. 75) konstatieren, dass „Debatten um das Gemeinwohl […] als Zeichen von 

Umbruchsituationen zu werten [sind], in denen das Verhältnis zwischen privaten und kollektiven 

Interessen als gestört betrachtet und neu justiert werden muss“.  

Während innerhalb politischer Parteien als anerkannt gilt, dass sich Gemeinwohl „aus dem Diskurs 

als Konsens von Mehrheiten ergibt“, favorisiert aktuellere Forschung ein „offenes, prozedurales 

Verständnis, welches der machtpolitischen Bestimmung von Gemeinwohl eher entspricht“ und 

einem „substantialistischen“ Verständnis von Gemeinwohl entgegensteht (von Beyme 2010, S. 86).  
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2.3 Forschungsstand 

2.3.1 Kooperative und gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung 

Aufmerksamkeit in der Geographie haben kooperative Verfahren insbesondere in der Regional- 

und Raumplanung (Knieling 2018; Knieling 2006; Renn 1996) sowie der Stadtentwicklung erfahren 

(Helbrecht 1996; Selle 1996a; Selle 2006; Thompson/von Zadow 2009).  

Auch im Spannungsfeld von Gemeinwohl und Stadtentwicklung sind einerseits Beiträge publiziert 

worden, in denen Gemeinwohlorientierung im Kontext der Gemeingüterproduktion besprochen 

wird (beispielsweise Moss et al. 2009; Pauw 2014; Pelger et al. 2016, Stavrides 2013, 2014 u. 2015), 

und andererseits die Gemeinwohlproduktion als ehem. staatl. Kompetenz an ‚externe‘ Akteure 

übertragen wird (vgl. Gailing/Moss 2018, S.773ff.; Lamping et al. 2002; Sauer 2006, S. 321; Selle 

2006 S. 567; Werner 2012, S. 74). Gemeinwohl gilt aber auch als stadt- und raumplanerischer 

Leitbegriff (vgl. Gailing/Moss 2018, S. 773ff.) und ist in zahlreichen Paragrafen des 

Baugesetzbuches festgeschrieben (a. a. O., S. 776).  

Historisch betrachtet kam allerdings längere Zeit weder der Kooperation noch dem Gemeinwohl 

eine besondere Bedeutung zu. So ist Stadtentwicklung bis in die Nachkriegszeit autoritär und 

undemokratisch strukturiert (vgl. Helbrecht 1996, S. 154; siehe auch Selle 1996a, S. 70) und erst ab 

den 1960er Jahren konstituieren sich in vielen deutschen Städten anfängliche Bürgerinitiativen in 

Opposition zur Funktionalität der Großwohnsiedlungen und innerstädtischen Abrisspolitik (vgl. 

Kurth 2006, S. 332f.; Selle 1996a, S. 61f.; Werner 2012, S. 26). Bald darauf erfolgen erste Formen 

der Institutionalisierung von Beteiligungsverfahren. Zunächst werden im Verfahrensrechtsschutz 

„Informations- und Anhörungsrechte“ verankert, in den 1970er Jahren folgen Festsetzungen im 

Städtebauförderungsgesetz, Städtebaurecht, Bundesbaugesetz und Baugesetzbuch (Bogumil 2001, 

S. 1; Rösener/Selle 2005, S. 287; Rolke 1996, S. 129 f.; Selle 1996a, S. 63f.).  Rolke erörtert 

diesbezüglich, dass „mit den 68ern […] ein grundlegender gesellschaftlicher Mechanismus 

zementiert [wird], der über Jahrzehnte wirksam ist: eine funktionale Arbeitsteilung zwischen den 

etablierten Institutionen und der Protestkultur“ (1996, S. 129).  

Ab den 1980er werden Beteiligungsverfahren auch in zunehmend komplexeren 

Stadtentwicklungsverfahren durchgeführt (vgl. Selle 1996a, S. 66). So entstehen Planungsverfahren, 

welche Bürger*innen frühzeitig und weitreichend miteinbeziehen und mitunter das 

Erfahrungswissen der Bürger*innen als Ergänzung zur Fachkompetenz von Planer*innen 

konzeptualisieren (vgl. ebd.). Hinzu kommen Stadtentwicklungsvorhaben, die nicht mehr einzig 

den Bau betreffen, sondern „sozialen Ausgleich“ anstreben (Werner 2012, S. 26). Statt „traditionell-

sektoralen Handlungsansätzen“ werden hierbei integrierte Strategien verfolgt, „die neben baulichen 

gleichzeitig auch wirtschaftliche, soziale und ökologische Themen bearbeiten“ (ebd.). 
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Werden bis in die 1990er Jahre eher kleinteilige, befristete und lose-koordinierte Schritte der 

Stadtentwicklung realisiert, sog. „perspektivischer Inkrementalismus“ (Koll-Schretzenmayr 2006, 

S. 397; Selle 2006, S. 571), so wird fortan „wieder mehr strategische Planung und Koordination 

von Stadtentwicklung gefordert“ (Werner 2012, S. 73). Die Ursachen hierfür sind „wachsende 

Unübersichtlichkeit der gesellschaftlichen Entwicklungen und Unsicherheiten aufgrund von 

Finanzmittelknappheit, Privatisierung und Verlagerung von Aufgaben auf Seiten der öffentlichen 

Hand“ (Werner 2012, S. 73).  

Nach der Wende intensivieren sich in zahlreichen Innenstädten sozialräumliche Polarisierungen 

(Kurth 2006, S. 333). Verschärfend kommt die Reduktion des Sozialwohnungsbestandes aufgrund 

von Privatisierungen und auslaufenden Belegungsbindungen hinzu, die sich insbesondere 

dahingehend äußern, dass „sozial marginalisierte Bewohner [..] nur noch in bestimmten 

abgewerteten Quartieren Wohnraum“ finden (Häußermann 2006, S. 289). In einigen sozial 

deprivierten Quartieren unternehmen die Bürgerinitiativen eigenständig den Versuch, die Situation 

zu stabilisieren und zu verbessern (vgl. Selle 1996a, S. 67). Dieser Ansatz wird „als Potential für die 

Quartiersentwicklung erkannt, das initiiert, gestützt und gefördert werden kann“ (ebd.). In der 

Folge entstehen erste „Kooperationsnetze“, die ortsbezogen agieren, indem das Erfahrungswissen 

von Anwohner*innen, die lokale Bürgerinitiative, örtliche Entwicklungschancen oder die lokale 

Verwaltung mit einbezogen werden (a. a. O., S. 67f.).  

Mit den 1990er Jahren erfahren kooperative Verfahren einen erneuten Aufschwung (vgl. Bogumil 

2001, S. 1). Gleichzeitig gewinnen in der Stadtplanung die Instrumente zur Bürgerbeteiligung in 

Prozessen der kommunalen Entscheidungsfindung erheblich an Bedeutung (vgl. Mororó/Rothfuß 

2012, S. 199). Planung wird damit einhergehend diskursiver bzw. dialogorientierter, wobei die Rolle 

von Planer*innen zunehmend moderierend verstanden wird (vgl. Helbrecht 1996; ausführlich: 

Knieling 2018, S. 1229ff.; Selle 1996a, S. 70f.) und Planer*innen ein Akteur unter vielen werden 

(Selle 1996a, S. 71). Dabei schwindet die Bedeutung der „klassischen, hierarchischen 

Steuerungsformen (Recht, Zwang)“ staatlich-hoheitlicher Akteure und „Verfahren der 

Konsensbildung über Kooperation und Partizipation“ gewinnen an Akzeptanz (Knieling 2006, S. 

73; Werner 2012, S. 74). Dieser Paradigmenwechsel wird häufig als „communicative turn“ 

bezeichnet (Werner 2012, S. 17). 

Die Rolle der ‚Stadtentwicklungsplanung‘ wird hierbei „als ein zukunftsoffenes, kooperatives und 

dabei dem Gemeinwohl verpflichtetes >>Management von Interdependenzen<< in den 

unübersichtlicher werdenden >>Akteurs- und Problemlandschaften<< der Stadtregionen“ 

verstanden (Reiß-Schmidt 2006, S. 163).  

Seit Anfang der 1980er Jahre wird konstatiert, dass sich der Staat „aus der Produktion 

gemeinwohlrelevanter Güter und Dienstleistungen“ zurückzieht (Sauer 2006, S. 320). Dieser 
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Rückzug geht einher mit der Abgabe von Kompetenzen einerseits zugunsten der Privatwirtschaft 

und andererseits ergeben sich Aufgaben für die Zivilgesellschaft (ebd.; siehe auch Werner 2012, S. 

74). Beispielhaft dafür sind „u. a. der Rück- und Umbau traditioneller sozialstaatlicher 

Sicherungssysteme, der Ausstieg des Bundes aus der Förderung des sozialen Wohnungsbaus und 

die Privatisierung ehemals öffentlicher Unternehmen“ (Sauer 2006, S. 319f.). Aufmerksamkeit hat 

in diesem Kontext „die Theorie des >>aktivierenden Staates<<“ erfahren, welche die Rolle des 

Staates als hybrides Konzept theoretisiert, der zwischen Wohlfahrtstaat und Neoliberalismus 

vermittelt (Sauer 2006, S. 321; ausführlich siehe beispielsweise Lamping et al. 2002).   

„Der Aktivierende Staat [geht] von der Möglichkeit kooperativer 
Gemeinwohlkonkretisierung und -produktion aus und legt dies als basale (verantwortungs- 
ethische) Annahme und optimistischen Grundzug dem eigenen Modell zu Grunde“ 
(Lamping et al. 2002, S. 31). 

Werner (2012, S. 74) schreibt von einem ‚kooperativen und informalen‘ Staat, „der sich auf die 

Lenkung von Rahmenbedingungen konzentriert“. Dabei schwindet staatlich-hoheitliche Steuerung 

jedoch nicht gänzlich, vielmehr scheint eine „Kombination verschiedener Steuerungsformen“ sich 

zu etablieren (ebd.). In der Absicht, die „breiten Akteurskonstellationen und komplexen 

Interaktionsformen moderner Steuerung zu fassen, wurde der Governance-Begriff geprägt“ (Moss 

2012, S. 220; siehe auch Lanz 2013). „Ursprünglich zur Bezeichnung von besonderen, 

netzwerkartigen Kooperationsstrukturen mit nichtstaatlichen Akteuren entworfen“, findet 

„Governance in der Literatur heute als ‚generischer Grundlagenbegriff‘ für alle Formen der 

Koordination kollektiven Handelns“ Anwendung (Moss 2012, S. 220; siehe auch Benz/Kilper 

2018, S. 857ff.).  

Bespielhaft für die Aufgabenteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft sind Public-Private 

Partnerships (kurz: PPP). Hierbei wenden sich Kommunen an Investor*innen und 

Immobilienbesitzer*innen, um Entwicklungsvorhaben zu realisieren (vgl. Stein/Stock 2006, S. 

514). Problematisch ist allerdings, wenn in kooperativer Planung privatwirtschaftliche 

Partikularinteressen und Gemeinwohlinteresse verschwimmen (vgl. Knieling 2018, S. 1234). Durch 

Offenlegung der „Schnittstellen zwischen öffentlichen und privaten Akteuren“ kann verhindert 

werden, dass „keine einseitige Beeinflussung oder Vorteilnahme“ erfolgt (ebd.). „Weitergehende 

Formen formalisierter Mitwirkung privater Akteure in kommunalen […] Steuerungsgremien sind 

dagegen kritisch zu betrachten, da die Gefahr des ‚agency capture‘ besteht, d. h. einer ungewollten 

Beeinflussung der Institutionen durch die zu koordinierenden Akteure“ (ebd.). So lautet auch ein 

Vorbehalt gegenüber kooperativer Planung, dass diese „als Strategie herrschender Eliten“ in 

neoliberalen Systemen „wirtschaftliche gegenüber gesellschaftlichen Interessen“ prioritär 

durchsetzt und Meinungspluralität nur marginalisiert berücksichtigt (ebd.). 
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In Abgrenzung zur PPP steht das Konzept der Public-Citizen Partnerships (PCP), bei dem 

Kommunen und zivilgesellschaftliche Akteure, basierend auf kooperativen Prinzipien (vgl. Lang et 

al. 2013, S. 228), gemeinsam Strategien zur Erbringung kommunaler Leistungen erarbeiten und 

umsetzen (vgl. Karner et al. 2010, S. 2). Mit ihren demokratischen Grundsätzen und ihrem 

Engagement für Selbsthilfe stellt die Genossenschaft eine geeignete Governance-Struktur für PCPs 

dar (vgl. Lang et al. 2013, S. 229). Insbesondere aufgrund des „flexiblen und zugleich 

professionellen Organisationsrahmens“ können Bürger*innen hierbei proaktiv an 

Stadtentwicklung beteiligt werden (Rößl et al. 2012, S. 6). 

Eine Unterscheidung von PCPs kann hinsichtlich der Initiierung vorgenommen werden. So 

differenzieren Lang et al. (2013, S. 238) nach „Bottom-Up-PCPs“, welche von Community-

Aktivistengruppen angestoßen werden und „Top-Down-PCPs“ als solche, die von 

Stadtgemeinden angeregt werden. In Top-Down-Ansätzen initiiert eine Gemeinde eine 

kooperative PCP und lädt dann die Bürger*innen ein teilzunehmen. Die Bürger*innen kommen 

dieser Einladung nur dann nach, wenn die Gemeinde bereit ist, Kontrolle abzugeben. Wenn die 

Gemeinde keinen Raum für Engagement lässt, können die Bürger*innen die an sie übertragenen 

Erwartungen nicht erfüllen. Auf der anderen Seite können sich kooperative PCPs in einem 

Bottom-up-Ansatz erfolgreich entwickeln, wenn die Gemeinde der Aktivistengruppe freie Hand 

lässt und Unterstützung bietet, aber den Anstoß der Initiative nicht torpediert, indem sie das 

Projekt übernimmt (vgl. Lang et al. 2013, S. 238f.).   
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3. Theoretische Bezüge II 

3.1 Die Perspektive der commons 

3.1.1 Annäherung an die commons  

Commons [z. Dt.: Gemeingut, auch Gemeinschaftsgut, veraltet: Allmende] bezeichnen zumeist 

kollektive Güter (vgl. De Moor 2012, S. 186), welche „nicht (oder nur unzureichend) durch den 

Markt bereitgestellt werden“ (Moss 2012, S. 209; siehe auch Baier et al. 2013, S. 49). 

Als definitorisch für commons werden weitestgehend drei Faktoren diskutiert. Zunächst wird die 

Existenz einer gemeinsamen Ressource (das common) genannt, welche durch eine Gemeinschaft 

(den commoners) genutzt, gepflegt, bewahrt und reproduziert wird und schließlich aus 

Institutionen, d. h. den sozialen Praktiken (dem commoning), Verfahrensweisen und Regeln der 

Gemeinschaft im Umgang mit besagter Ressource (vgl. Dellenbaugh-Losse et al. 2015, S. 13; 

Kratzwald 2015, S. 30). Eben jene Verfahrensweisen, mit Harvey (2012, S. 73) verstanden als 

„instabile und formbare soziale Beziehung“ (eigene Übersetzung) zwischen Gemeingut und 

Gemeinschaft, bilden das zentrale Attribut der commons.  

“The common is not to be construed, therefore, as a particular kind of thing, asset or even 
social process, but as an unstable and malleable social relation between a particular self-
defined social group and those aspects of its actually existing or yet-to-be-created social 
and/or physical environment deemed crucial to its life and livelihood” (Harvey 2012, S. 
73). 

Laut Helfrich/Bollier (2015, S. 14) sind commons „keine Dinge, Ressourcen oder Güter“, sondern 

vielmehr ein „Gefüge von Sozialstrukturen und -prozessen“. Übereinstimmend wird von 

Caffentzis/Federici ein prozedurales und relationales Verständnis vorgeschlagen: 

“Commons are not given, they are produced. […] commons are not essentially material 
things but are social relations, constitutive social practices” (Caffentzis/Federici 2014, S. 
101). 

Ausführlicher fassen Baier et al. (2013, S. 49) commons als „den kollektiven Versuch, den 

Marktliberalismus und die damit verbundene Handlungsrationalität des Homo oeconomicus zu 

dezentrieren und durch demokratische Praxen in Gesellschaft und Ökonomie zu konterkarieren: 

Ressourcen werden gemeinsam bewirtschaftet, öffentliche Flächen für gemeinwohlorientierte 

Nutzungen reklamiert, Wissen kostenfrei zur Verfügung gestellt“. In dieser Definition wird ein 

weiterer Punkt besonders deutlich, der weiter unten ausführlicher besprochen werden soll, 

nämlich, dass commons für viele Autoren eine anti-kapitalistische Handlungsdoktrin beinhalten.  

Historisch bezeichneten commons gemeinsam verwaltete ‚natürliche‘ bzw. naturräumliche 

Ressourcen, beispielsweise ein Fischfanggebiet, einen Jagdgrund oder eine Weide (vgl. 

Hess/Ostrom 2007, S. 4; Kratzwald 2015, S. 29; Susser/Tonnelat 2013, S. 107).  
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In der jüngeren Vergangenheit hat die Perspektive der commons vermehrt Aufmerksamkeit in 

zahlreichen Fachbereichen erfahren (Caffentzis 2010, S. 23; Kratzwald 2015, S. 28; Moss 2012, S. 

208). Dabei wurde eine Vielfalt und Vielzahl von Phänomenen als commons besprochen, 

beispielsweise ‚global commons‘ (De Moor 2012, S. 186f.), ‚knowledge commons‘ (Hess/Ostrom 

2007), ‚digital data und information commons‘ (Prainsack 2019) ‘creative commons’ (Beckenkamp 

2014), ‚urban commons‘ (Dellenbaugh-Losse et al. 2015; Susser 2017; Susser/Tonnelat 2013; 

Kratzwald 2015, Moss 2012, S. 216ff.) und ‚spatial commons‘ (Pelger et al. 2016), um nur einige zu 

nennen.  

Begründet wird das Erstarken von Debatten um die commons durch Krisen und Einschränkungen 

ökonomischer, sozial-ökologischer (vgl. Baier et al. 2013, S. 48; Moss 2012, S. 208) und politischer 

Systeme sowie der Suche nach entsprechend beständigeren Alternativen (vgl. Caffentzis 2010, S. 

25). 

Schließlich hat die inter- und transdisziplinäre Verbreitung des common-Begriffes dazu geführt, 

dass mittlerweile Güter so unterschiedlicher Eigenschaften als commons diskutiert werden, dass 

eine universell-verbindliche Kategorisierung von commons kaum mehr möglich ist (vgl. De Moor 

2012). Kategorisiert werden können Güter allerdings nach der neoklassischen Ökonomie im 

Hinblick auf Rivalität und Ausschließbarkeit (vgl. De Moor 2012, S. 192; Moss/Gailing 2018, S. 

768; Moss 2012, S. 210). In Abgrenzung zu commons werden diejenigen als ‚Private Güter‘ 

verstanden, deren Konsum rivalisierend und Nutzer*innen ausschließend erfolgt. Für commons 

ist jeweils eines dieser beiden Kriterien zumindest teilweise unzutreffend (vgl. Moss 2012, S. 210). 

Daraus ergeben sich mindestens drei Kategorien, welche sich allerdings in der Realität nicht 

allgemeingültig anwenden lassen. Zunächst werden vollständig ‚Öffentliche Güter‘ unterschieden, 

bei denen weder Rivalität noch Ausschließbarkeit vorherrschen. Als zweites können Güter 

differenziert werden, bei denen Rivalität vorkommt, aber der Ausschluss von Nutzer*innen sich 

problematisch gestaltet (sog. open access) (vgl. De Moor 2012, S. 192f.; Caffentzis/Federici 2014, 

S. 98). Und schließlich werden diejenigen Güter differenziert, von deren Zugang Personen 

ausgeschlossen werden, jedoch keine Rivalität zwischen Nutzer*innen besteht (sog. Klubgüter) 

(Moss 2012, S. 210; siehe ausführlich: De Moor 2012, S. 192ff.). 

3.1.2 Gemeinschaft und commons  

Neuere Forschung fokussiert commons als „Resultat sozialer Konstruktionsprozesse“ in 

Abhängigkeit von „bestimmten zeitlichen und räumlichen Kontexten“ und damit auch 

übereinstimmend zur neueren prozeduralen Rezeption des Gemeinwohls (Moss/Gailing 2018, S. 

768f.). In diesem Zusammenhang argumentiert Moss (2012), dass „Räume […] sozial konstruiert“ 

werden, jedoch auch „menschliches Handeln“ strukturieren (S. 219). Und an späterer Stelle 

weiterführend: „Demzufolge sind die Raumdimensionen von Gemeinschaftsgütern nicht nur von 
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gesellschaftlichen Deutungen, Präferenzen und Machtkonstellationen geprägt: Die Raumbezüge 

von Gemeinschaftsgütern beeinflussen selber die möglichen Formen der Nutzung, Bereitstellung 

und Steuerung“ (Moss 2012, S. 223). Auch Stavrides (2014, S. 549) betont Interdependenzen 

zwischen physischem und imaginiertem Raum:  

„Space, actual physical space, but also metaphorical, imaginary space, becomes not only the 
ground which is necessary in order to see those institutions function: space shapes 
institutions of commoning and is shaped by them“ (Stavrides 2014, S. 549). 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist, dass Nutzung, Verwaltung und Beständigkeit der commons 

hochgradig von menschlichen Verhaltensweisen abhängig sind. Erstmals hat Hardin (1968) in dem 

Beitrag „The Tragedy of the Commons” auf die Vulnerabilität von commons, im Hinblick auf 

individuelles [Fehl]verhalten, bspw. Übernutzung [engl. Orig.: free riding2] und Raubbau, 

hingewiesen (S. 1243ff.; siehe auch: Beckenkamp 2014, S. 51; Hess/Ostrom 2007, S. 5). Während 

Hardin die Lösung des Problems in der Privatisierung oder Verstaatlichung der Ressource sah, hat 

Ostrom (1990) dessen Argumentation widerlegt, da sie zeigen konnte, dass sich viele soziale 

Gruppen gegen die Ausbeutung ihrer Ressourcen behaupteten, indem sie selbstverwaltete 

Institutionen entwickelt und verteidigt haben (vgl. Bollier 2007, S. 32; De Moor 2012, S. 189; Dietz 

et al. 2003, S. 1907). Die Identifikation eben dieser Institutionen, sog. Design-Prinzipien, in 

denjenigen der common-Systeme, die über einen langen Zeitraum hinweg beständig waren, bildet 

eine der zentralen Erkenntnisse in der commons-Forschung (vgl. Ostrom 1990, S. 90ff.; siehe auch: 

Hess/Ostrom 2007, S. 6f.). Zu den Prinzipien zählen: klar definierte Ressourcen und Benutzer; 

Kongruenz zwischen Aneignung, Bereitstellungsregeln und örtlichen Bedingungen; kollektive 

Regeln, die von den einzelnen Einheiten in Bezug auf Produktions-, Verwendungs- und 

Kontrollmechanismen erstellt wurden, sowie einfache Systeme zur Konfliktlösung und abgestufte 

Sanktionssysteme (Ostrom 1990, S. 90). Institutionen bzgl. des Zugangs und Ausschlusses von 

Nutzer*innen sind zudem insoweit relevant, als common-Gemeinschaften einerseits zugänglich 

für hinzukommende Mitglieder sein müssen, um die Langlebigkeit der Commons zu wahren (vgl. 

Stavrides 2014, S. 546). Andererseits stellt die Abschottung von common-Gemeinschaften eine 

wiederholt besprochene Problematik dar, die sich in Machtkonzentrationen und festgefahrenen 

Strukturen äußern kann (vgl. Stavrides 2014, S. 549; Stavrides, 2015, S. 13). Aus diesem Grund 

müssen Gemeinschaften ständig erweitert werden können, die Auseinandersetzungen um 

gesellschaftliches Gemeinwohl kollektiv und transformierbar bleiben (vgl. Stavrides, 2015, S. 13). 

                                                
2 Borch/Kornberger (2015, S. 5) schreiben in diesem Zusammenhang „Der Trittbrettfahrer [engl. Orig.: the free-rider] 
ist der theoretisch und praktisch unvermeidbare Parasit, der die Saat der Zerstörung der Commons sät“ (eigene 
Übersetzung). 
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3.1.3 Antikapitalistische commons 

Während Caffentzis (2010, S. 25) darauf hingewiesen hat, dass commons nicht per se einen 

Gegenentwurf zum Neoliberalismus darstellen müssen und auch parallel zu staatlichen und/oder 

marktliberalen Strukturen beständig sein können, verstehen einige Autoren commons hingegen als 

dezidiert anti-kapitalistisch und anti-staatlich (Bollier 2007, S. 38; Harvey 2012, S. 73f.; 

Helfrich/Bollier 2014, S. 18; Jerram 2015, S. 48; Kratzwald 2015, S. 30). Anti-kapitalistische 

commons repräsentieren die Ablehnung staatlicher und markt-wirtschaftlicher Maßnahmen 

(Jerram 2015, S. 48), die Entwicklung von Alternativen zur Logik des Marktaustausches, die 

Abkopplung von Verwertungsmechanismen (vgl. Bollier 2007, S. 38) sowie die Kollektivierung 

und Dekommodifizierung der Beziehung zwischen sozialer Gruppe und common (Harvey 2012, 

S. 73 f.). Helfrich/Bollier konstatieren im commons-Diskurs die Überwindung von Kategorien 

„der herrschenden politischen und wirtschaftlichen Ordnung“ (2014, S. 18; hierzu auch Kratzwald 

2015, S. 30). Dabei identifiziere der commons-Diskurs „die Beziehungen von Belang und deren 

operative Logik – sowohl in der Art, wie wir produzieren, als auch in der Art, wie wir unsere 

gesellschaftlichen Verhältnisse ordnen“ (Helfrich/Bollier 2014, S. 18). Commons ermöglichen, 

nicht monetarisierte Ressourcen (z. B. soziales Leben, Ökosysteme, die Unveräußerlichkeit 

bestimmter Ressourcen, der Wert des Schutzes von Gemeinschaftsinteressen) positiv zu 

berücksichtigen (Bollier 2007, S. 29; Harvey 2015, S. 292f.; Standing 2019, viii). Susser (2017, S. 1 

f.) postuliert einen Konsens des Teilens, wirtschaftlicher Sicherheit und der Egalität: 

„We see commoning as one long-term effort to reorient discourse and practice in terms of 
a public good and the redistribution of shared resources toward a more equal world”. 
 

3.1.4 Urban commons 

Während in der Vergangenheit der Perspektive der commons nicht sonderlich viel 

Aufmerksamkeit in der Humangeographie zuteil wurde, beginnt sich ab den frühen 2000er Jahren 

mit ‚urban commons‘, ein Forschungsstrang herauszudestillieren, zu dem zahlreiche Beiträge bzgl. 

Gemeingütern mit dezidiert räumlich-territorialem, zumindest doch aber sozial-räumlichem 

Charakter publiziert werden (vgl. Moss 2012, S. 215f.).  

Urban commons, auch ‚reclaiming the commons‘, thematisiert mit Moss (2012, S. 216) die 

„Inwertsetzung von Räumen, die kollektiv genutzt werden oder einen hohen Symbolwert für eine 

Gemeinschaft besitzen (können)“. Häufig handelt es sich dabei um „städtische Teilräume – wie 

Brachflächen oder halböffentliche Plätze – die von sozialen Initiativen für sich reklamiert werden“ 

(ebd.). Mit Susser (2017, S. 3) sind urban commons zeitgenössische urbane soziale Bewegungen, 

beispielsweise Mieter*innenbewegungen und Proteste im öffentlichen Raum. Vergleichbar fasst 

Kratzwald (2015, S. 40) urban commons als dissidente Praxis in emanzipatorischen Räumen: 
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“Artists and urban commons activists (…) keep appearing in new places, with constantly 
new ideas, in order to call the status quo into question, to define public space and the 
possibilities for its use in new ways, and to make it possible for people to design their lives 
and environments themselves” (Kratzwald 2015, S. 40). 

Bradley (2015, S. 91) konstatiert ein Wiederaufleben der Do-it-yourself-Taktik (DIY), bei der sich 

Gruppen von Bürger*innen, Architekt*innen, Designer*innen und Aktivist*innen privaten oder 

öffentlichen Raum aneignen und temporäre urban commons entstehen. 

Analog zu den Recht auf Stadt-Protesten [engl. Orig.: Right to the City] lassen sich urban commons 

als Forderung lesen, die kollektive Kontrolle und Nutzung über grundlegende Ressourcen und 

Bedürfnisse sicherzustellen (vgl. Aernouts/Ryckewaert 2019, S. 97; siehe auch Dellenbaugh-Losse 

et al. 2015, S. 16; Kratzwald 2015, S. 28; Stavrides 2014, S. 549). Für Holm/Gebhardt (2011, S. 8) 

bedeutet das ‚Recht auf Stadt‘ in Anlehnung an Lefebvre (2016/1968): 

„den Zugang zu den Orten des gesellschaftlichen Reichtums, der städtischen Infrastruktur 
und des Wissens; und das Recht auf Differenz, das für eine Stadt als Ort des 
Zusammentreffens, des Sich-Erkennens und Anerkennens und der Auseinandersetzung 
steht“ (Holm/Gebhardt 2011, S. 8). 

Dabei fordert Recht auf Stadt „die konkrete Benutzung städtischer Räume“, sowie „den Zugang 

zu den politischen und strategischen Debatten über die künftigen Entwicklungspfade“ 

(Holm/Gebhardt 2011, S. 8).  

Mit Moss (2012, S. 209) stellen „kollektiv genutzte Güter und Leistungen eine zentrale 

Voraussetzung für die Lebensqualität, wirtschaftliche Produktion und gesunde Umwelt von 

Städten“ dar. Commons und kapitalistische Produktionsweise sind eng verzahnt, insofern als die 

Raumproduktion in der Stadt oftmals zu Lasten der Gemeingüter erfolgt. Städtische Immobilien 

fungieren hierbei als Schlüsselmechanismus zur Privatisierung des städtischen Gemeinwohls (vgl. 

García-Lamarca 2015, S. 165). Daher sind gerade urban commons durch die Kooption und 

Instrumentalisierung durch Stadtverwaltungen bedroht (vgl. Bradley 2015, S. 91; Kratzwald 2015, 

S. 28). Beispielsweise kann die Vereinnahmung temporärer urban commons [Zwischennutzungen] 

in das Stadtmarketing zu steigenden Immobilienwerten beitragen (vgl. Bradley 2015, S. 91). Am 

Beispiel Berlin wurde dieser Aspekt in der Vergangenheit bereits kontrovers diskutiert (ebd.).  

In jüngerer Vergangenheit wurden zudem auch Beiträge publiziert, in denen Formen des Wohnens 

im Kontext der commons besprochen werden (Aernouts/Ryckewaert 2019; Balmer/Bernet 2015; 

Caffentzis/Federici 2014, S. 100; Rost 2014, S. 286; Smorto 2016, S. 1ff.; Susser 2017, S. 1ff.; 

Susser/Tonnelat 2013). Dabei weist Rost daraufhin, dass zwar „bislang kaum jemand sein 

Wohnprojekt und dessen spezifische gemeinschaftliche Eigentumsform als »Commons« 

bezeichnet“, aber „die Parallelen zu anderen Gemeingütern und sozialen Konflikten doch 

offensichtlich“ sind (Rost 2014, S. 286).  
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Mit Balmer/Bernet stellt das Genossenschaftsmodell eine klassische institutionelle Form dar, um 

commons zu organisieren. Das Mitglied einer Wohnungsgenossenschaft ist insofern c ommoner, 

als es in der Regel sowohl Mieter*in als auch Miteigentümer*in der Immobilie ist (2015, S. 188).  

Auch ‚Betreutes Wohnen‘ kann im Lichte der commons gesehen werden. Allerdings betonen 

Caffentzis/Federici (2014, S. 100) das Risiko der Abschottung, dass mit der Konstituierung 

homogener Gruppen einhergeht. 

Aernouts/Ryckewaert (2019, S. 108) entfalten in ihrem Beitrag „Reproducing housing commons 

Government involvement and differential commoning in a housing cooperative“ die 

Argumentation, dass staatliche Eingriffe an ‚housing commons‘ dazu beitragen können, 

zielgruppengerechte Partizipationsformen und Formen der Selbstverwaltung zu entwickeln.  
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4. Untersuchungsgegenstand 
Um aufzuzeigen, wie die jüngere Berliner Stadtgeschichte mit der Entwicklung des Quartiers Haus 

der Statistik verknüpft ist, soll im Folgenden ein punktueller Abriss der letzten 30 Jahre erfolgen.  

Dabei kann die Stadtentwicklung Berlins einerseits als Ausgangspunkt für die Forderung der 

Initiative HdS nach Entwicklung gelesen werden und andererseits Aufschluss über die 

motivationale Bereitschaft von Kooperationspartnern und Kommune an der Entwicklung des 

Modellprojektes Haus der Statistik geben.  

4.1 Stadtentwicklung Berlin seit 1990 

Seit den 1990er Jahren fanden gravierende politische, wirtschaftliche und soziale 

Umstrukturierungen in Berlin statt, die sich im Stadtbild manifestiert haben. Dabei befindet sich 

„Berlins städtebauliche Entwicklung“ „im ständigen Wandel zwischen Wachstums- und 

Schrumpfungsprozessen“ (Brammer 2008, S. 71).  

Auf den Fall der Mauer und die Wiedervereinigung 1989 folgte die Verlegung des Regierungssitzes 

von Bonn nach Berlin 1991 (vgl. Arandelovic 2014, S. 51). Daraufhin begann eine Phase intensiver 

Stadtentwicklung, die sich durch die Planung zahlreicher Großprojekte auszeichnete und deren 

Realisierung in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre stattfand (vgl. Arandelovic 2018, S. 2; 

Arandelovic 2014, S. 51; Arandelovic/Bogunovich 2014, S. 1; Colomb 2012, S. 131; Ribbe 2002, 

S. 1203).  

Bis dahin wies die Stadt einen erheblichen Bestand an ungenutzten, oftmals zentralen 

Liegenschaften auf (vgl. Colomb 2012, S. 132). Ursächlich dafür waren die Kriegsschäden, die 

frühere Stadtteilung, die Demontage unerwünschter Gebäude und Denkmäler durch 

aufeinanderfolgende politische Regime, und nach der Wiedervereinigung die Deindustrialisierung, 

unklare Besitzverhältnisse sowie die zögerliche Restituition (vgl. Arandelovic 2018, S. 23; Colomb 

2012, S. 133). Insbesondere der Stadtbezirk Mitte, der während des Zweiten Weltkriegs mit 54% 

der zerstörten Wohnungen am schwersten destruiert wurde, war zugleich der Ort, an dem die 

frühere Teilung der Stadt am deutlichsten wurde (vgl. Arandelovic 2014, S. 52).  

Entgegen der allgemeinen Erwartung blieben der wirtschaftliche Aufschwung, als Folge der 

Verlagerung des Regierungssitzes, und die damit verbundene Ansiedlung von 

Hauptniederlassungen allerdings weitestgehend aus (vgl. Arandelovic 2018, S. 2). Das führte dazu, 

dass die Stadt umfangreiche Privatisierung vornahm, um den geschröpften Landeshaushalt zu 

sanieren. So wurden zwischen 1989 und 2017 Liegenschaften mit einer Gesamtfläche von 21 

Millionen m2 veräußert (vgl. Arch+ 2019). Außerdem wurden seit 1991 mehr als 200.000 

Wohneinheiten privatisiert (vgl. Helbrecht/Weber-Newth 2019, S. 99).  
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Durch das hohe Angebot vakanter Flächen, konnten seit Beginn der 1990er Jahre temporäre 

Raumnutzungsmodelle, sog. Zwischennutzungen, etabliert werden. Zwischennutzungen 

bezeichnen Aktivitäten, die für einen befristeten Zeitraum und formalisiert oder informell, in 

vorübergehend leerstehenden Liegenschaften (Zwischenräumen) durchgeführt werden (vgl. 

Arandelovic 2018, S. 13; Brammer 2008, S. 71). Dabei existiert eine hohe Bandbreite an Nutzungen, 

die von gastronomischen Aktivitäten (z. B. Bars), kulturellen Aktivitäten (z. B. Clubs, Theater) über 

Gemeinschaftsgärten, Flohmärkte und alternative Wohnprojekte bis hin zu „wissensbasierten 

Dienstleistungen mit ökonomischem Gewicht reichen“ (ebd.; siehe auch Colomb 2012, S. 132ff.; 

Shaw 2005, S. 152).  

Der Bezirk Berlin-Mitte wies den höchsten Bestand an Zwischenräumen auf und die zuständige 

Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH stellte diese zur temporären Nutzung zur Verfügung. 

Damit wurde Mitte zum attraktivsten Nachwende-Stadtteil für aufstrebende subkulturelle 

Kreativgruppen (vgl. Arandelovic 2018, S. 13). 

Ab den 2000er Jahren begannen Senat und lokale Behörden Zwischennutzungen gezielt zu fördern 

und in das offizielle Stadtmarketing zu integrieren (vgl. Colomb 2012, S. 138). Der Grund dafür 

lag in der weiterhin prekären wirtschaftlichen Situation der Stadt, welche die ab 2001 regierende 

Koalition aus SPD und PDS zu einer wirtschafts-strategischen Neuausrichtung zwang (vgl. a. a. 

O., S. 139), die in der Suche nach neuen Imagekampagnen, neuen Slogans, einer neuen „Berliner 

Marke“ mündete (vgl. a. a. O., S. 142). In den Fokus des Berliner Stadtmarketings rückte nun das 

Narrativ der Kreativen Stadt [engl. Orig.: creative city], wodurch die Ansiedlung von Unternehmen 

aus verschiedenen Branchen der Kreativwirtschaft erzielt werden sollte (vgl. ebd.). Die Idee geht 

maßgeblich auf Floridas (2003, S. 3ff.) Beitrag über den Aufstieg der kreativen Klasse3 zurück 

(Arandelovic/Bogunovich 2014, S. 22). 

Im Kontext dieser Wirtschaftsentwicklungspolitik wurden Zwischennutzungen und 

Zwischenräumen als Standortfaktor inszeniert (vgl. Colomb 2012, S. 138). So warb die 

internationale Marketingkampagne „be Berlin“ beispielsweise mit Zwischennutzungen und 

inszenierte die Widersprüchlichkeit der Stadt als Standortvorteil (a. a. O., S. 143). 

                                                

3 Florida entfaltet in seinem Beitrag „Cities and the Creativ Class“ die These, dass Städte durch Technologie, Talent 
und Toleranz Kreativschaffende attrahieren und in Folge Standortentscheidungen von Unternehmen der 
Kreativbranche zu Gunsten besagter Städte beeinflussen können, wodurch wiederum jene Städte perspektivisch 
Prosperität forcieren könnten (2003, S. 3 - 19). Kritik an dem Ansatz ruft jedoch der Umstand hervor, „dass Creative 
City Politics exklusiv wirken würden, weil sie als neoliberale Wachstumsstrategie und Hightech-Förderung 
Verdrängungsprozesse induzierten“ (Helbrecht 2009, S. 3f.). 
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4.2 Stadtentwicklung Berlin bis heute 

Berlin liefert das Paradebeispiel für einen angespannten städtischen Wohnungsmarkt (vgl. 

Arandelovic 2018, S. 15; Döring/Ulbricht 2016, S. 17; Ertelt et al. 2016, S. 107; Helbrecht/Weber-

Newth 2019, S. 99f.). Für immer mehr Berliner Stadtteile werden fortschreitende 

Gentrifizierungsprozesse4 diskutiert (vgl. Holm 2011b, S. 214). Für Berlin-Mitte wird das Ausmaß 

der Aufwertung sogar als Form von „Supergentrification“ beschrieben (Holm 2011b, S. 218).  

In jüngster Vergangenheit ist eine überproportionale Steigerung von Boden-, Immobilien- und 

Mietpreisen nachgewiesen worden (vgl. Berlin Hyp AG/CBRE GmbH 2017, S.1ff.; coop.disco et 

al. 2018, S. 4; Helbrecht 2016, S. 11). Zwischen 2004 und 2019 haben sich die Angebotsmieten 

annähernd verdoppelt (vgl. Statista 2019). 

Das Defizit an leistbarem Wohnraum wird auf 310.000 Wohnungen beziffert (vgl. Holm et al. 

2018, S. 10). Knapp 370.000 Haushalte in Berlin befinden sich unterhalb der Armutsgrenze (vgl. a. 

a. O., S. 79). Für Mietkosten unter 270 Euro beträgt der Bedarf 220.000 Wohnungen (vgl. a. a. O., 

S. 70). Eine Konsequenz ist die Zunahme der Zahl wohnungsloser Menschen (vgl. BAGW 2019, 

S. 1-4), eine andere die Verdrängung (vgl. coop.disco et al. 2018, S. 4). Insbesondere im 

Innenstadtraum wird Wohnen zusehends zum Privileg der Besserverdienenden (vgl. ebd.). 

Während das „interregionale Wanderungsgeschehen dem Muster der Reurbanisierung entspricht“, 

weist „das Binnenwanderungsgeschehen innerhalb der Stadtregion ein kaskadenförmiges Muster – 

von innen nach außen – auf“ (Beran et al. 2015, S. 62).  

Ab den 2000er Jahren wurde die Privatisierung kommunaler Liegenschaften zur politischen 

Strategie, mit der ein Haushaltsdefizit von 23 Milliarden Euro abgebaut werden sollte (vgl. 

coop.disco et al. 2018, S. 4; siehe auch Arch+ 2019; Helbrecht/Weber-Newth 2019, S. 99). 

Zwischen 1999 und Mitte 2011 wurden „insgesamt rund 164 000 Einheiten verkauft und mit 90 

000 Wohneinheiten die weitaus meisten kommunalen Wohnungen an private Investoren 

veräußert“ (Held 2011, S. 679). Beispielsweise hat die WBM ihren Wohnungsbestand von 59.000 

auf 29.000 Wohnungen reduziert (vgl. coop.disco et al. 2018, S. 6).  

Als problematisch wird zudem die Gewinnmaximierung privater Investoren diskutiert (vgl. 

coop.disco et al. 2018, S. 5). Zum einen werden Mietpreissteigerungen durch 

Modernisierungsmaßnahmen, die vorzugsweise im unsanierten Altbau durchgeführt werden, oder 

                                                
4 Holm definiert als ‚Gentrifcation‘ „alle wohnungswirtschaftlichen Inwertsetzungsstrategien und politisch gewollte 
Aufwertungen in Nachbarschaften, die für ihren Erfolg die direkte oder indirekte Verdrängung status-niederer 
Bevölkerungsgruppen voraussetzen und/oder eine Verringerung preiswerter Wohnungsbestände bewirken“ (2011b, 
S. 214).  
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durch Neuvermietungen erzielt, zum anderen wird der Bestand reduziert, indem Umwandlungen 

in Eigentumswohnungen stattfinden (vgl. Holm et al. 2017, S. 16). 

Ein weiterer Punkt ist das anhaltende Wachstum der Stadt. Seit 2004 wächst Berlin kontinuierlich 

(vgl. Beran et al. 2015, S. 63; SenSW 2019b, S. 6). Bis 2016 „gewann Berlin per Saldo 243.500 

Einwohner“ (SenSW 2019b, S. 22). Das Wachstum liegt damit bei 7,1% (vgl. ebd.).  

Um den städtischen Wohnungsmarkt zu entspannen, ist das Handeln der Kommune erforderlich. 

„Doch die Mittel und Möglichkeiten sind begrenzt“ und „auch kommunales Bauland ist kaum 

noch vorhanden“ (coop.disco et al. 2018, S. 6). Zwar bietet Rekommunalisierung die Möglichkeit 

der geschilderten Problematik entgegenzuwirken, allerdings haben sich die Baukosten und 

Grundstückspreise mittlerweile um den Faktor sechs gesteigert (vgl. coop.disco et al. 2018, S. 6). 

Zur Regulation des Wohnungsmarktes hat der Senat die Mietpreisbremse und das Verbot der 

Umwidmung von Wohnraum ohne Erlaubnis (Zweckentfremdungsverbot), die Kooperative 

Baulandentwicklung5 (Helbrecht/Weber-Newth 2019, S. 5) und den Mietendeckel eingeführt. Als 

Instrumente mit herausragender Bedeutung für die Entschärfung von Gentrifizierungsprozessen 

haben sich sozialer Wohnungsbau und Neubau erwiesen (vgl. Ley/Dobson 2008, S. 2476 f./2481; 

Scheer 2016, S. 159/179). Diesbezüglich bekennt auch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

und Wohnen (2019b, S. 6), „Zusätzliche, und vor allem gemeinwohlorientierte Wohnungen in allen 

Teilen der Stadt zu bauen, ist Voraussetzung für eine quantitative Entspannung und 

Preisdämpfung am Wohnungsmarkt“. 

Allerdings sind staatliche Interventionen umstritten, hatten Ertelt et al. (2016, S. 110ff.) doch 

belegt, dass gerade staatliche Deregulierungsmaßnahmen Gentrifizierungs- und 

Verdrängungsprozesse noch befeuern oder gar initiieren können. 

  

                                                
5 Kooperative Baulandentwicklung verpflichtet Bauherren, einen Beitrag zur öffentlichen Infrastruktur zu leisten, 
deren Entwicklung durch das Bauvorhaben angestoßen wird, und zweitens sieht das Instrument vor, dass 30% der 
neu gebauten Wohneinheiten durch eine soziale Mietobergrenze von 6,50 € / m² für einen Zeitraum von 20 Jahren 
begrenzt werden (Helbrecht/Weber-Newth 2019, S. 97/105 f.). 
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4.3 Modellprojekt Haus der Statistik  

4.3.1 Historie 

Als Haus der Statistik (HdS) wird ein 3,2 ha großer Gebäudekomplex bezeichnet, der sich im 

Stadtbezirk Berlin-Mitte an der Kreuzung Karl-Marx-Allee (Hausnummer 1) / Otto-Braun-Straße 

(Hausnummer 70 – 72) befindet. Das HdS entstand zwischen 1968 und 1970 bei der Neugestaltung 

des Stadtzentrums Ost-Berlins (vgl. KW Institute for Contemporary Art 2019).  

ABB. 1: HAUS A "DAS GESICHT DER QUARTIERSENTWICKLUNG" 

 
QUELLE: MEIER 2020 

Bis zum Jahr 1990 befand sich in drei Gebäuden der Hauptsitz der Zentralverwaltung für Statistik 

der DDR (vgl. BIM 2019), deren Aufgabe in der Bereitstellung von Informationen und statistischen 

Auswertung des volkswirtschaftlichen Reproduktionsprozesses der DDR lag (vgl. Hagn 1995, S. 

13). Auf Grundlage der erhobenen Daten wurden die Fünfjahrespläne der DDR erstellt (vgl. BIM 

2019). Insgesamt bildeten das HdS sieben mehrgeschossige Gebäude, in Flachbauten waren 

Rechenzentrum, Großarchiv und Bibliothek untergebracht (vgl. BIM 2019). Mit dem 

Zusammenbruch der DDR ging das Gebäudeensemble in den Besitz des Bundes über (vgl. 

Quartier Haus der Statistik 2019a, S. 11). 

Nach 1990 wurde das HdS als Außenstelle des Statistischen Bundesamtes sowie als Berliner 

Dienstsitz der Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen genutzt (vgl. WBM 2019).  

Seit 2008 steht der Gebäudekomplex HdS leer (vgl. Initiative HdS 2019c; WBM 2019). 



 
 

 32 

ABB. 2: HAUS B, ZUKÜNFTIG BÜROS UND IM EG DIE ZKB 

 
QUELLE: MEIER 2020 

4.3.2 Initiative, Rekommunalisierung, Kooperationsgemeinschaft 

Im September 2015 forderte das Künstlerkollektiv Allianz bedrohter Berliner Atelierhäuser die 

Entwicklung des HdS, indem eine fingierte Bautafel an der Fassade von Haus A montiert wurde, 

auf der für die Einrichtung eines Zentrums für soziokulturelle Zwecke geworben wurde (vgl. KW 

Institute for Contemporary Art 2019). Im Anschluss daran gründete sich die Initiative Haus der 

Statistik, der es schließlich gelang, den vorgesehenen Abriss zu verhindern (vgl. Initiative HdS 

2019c). 2016 hat sich die Initiative als ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für 

Stadtentwicklung konstituiert (vgl. Initiative HdS 2019c). Die Forderung der Initiative nach 

Entwicklung des HdS fand Einzug in die Bezirksverordnetenversammlung Berlin-Mitte und wurde 

in der Koalitionsvereinbarung von SPD, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/Die Grünen für die 

Legislaturperiode 2016-2021 festgeschrieben (vgl. Initiative HdS 2019a).  

2017 erfolgte die Rekommunalisierung durch das Land Berlin aus dem Bestand der BImA (vgl. 

Initiative HdS 2019a; WBM 2019).  

Mit dem Ziel, die Nutzungskonzepte von Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft zu 

synchronisieren, wurde die gemeinsame Entwicklung des HdS durch eine breite 

Akteurskonstellation beschlossen (vgl. Quartier Haus der Statistik 2019a, S. 11). Seit Januar 2018 
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erfolgt die Entwicklung durch die Gemeinschaft der fünf Kooperationspartner (Koop5) BA Mitte, 

BIM, SenSW, WBM und ZKB (vgl. SenSW 2019c).  

ABB. 3: BESTANDSERTÜCHTIGUNG DURCH DIE BIM, HAUS D 

 

QUELLE: MEIER 2020 

Im Januar 2018 unterzeichneten die Prozessbeteiligten der Koop5 die erste 

Kooperationsvereinbarung. Damit wurden „die weitere Zusammenarbeit festgelegt, Strukturen 

geschaffen und das anschließende städtebauliche Werkstattverfahren entworfen“ (Quartier Haus 

der Statistik 2019a, S. 23).  

4.3.3 Städtebauliches integriertes Werkstattverfahren 

Von September 2018 bis Februar 2019 lief ein städtebauliches Werkstattverfahren (vgl. Initiative 

HdS 2019a).  Das Verfahren bot Prozessbeteiligten der Koop5 sowie der Zivilgesellschaft die 

Möglichkeit zum Dialog und zur Partizipation, um gemeinsam mit Planer*innen am 

Entwicklungsprozess teilzunehmen (Quartier Haus der Statistik 2019b, S. 8). 

Zur Entscheidung über den städtebaulichen Entwurf wurde ein Obergutachter*innengremium 

einberufen, in welchem Prozessbeteiligte, Fachexpert*innen sowie gewählte zivilgesellschaftliche 

Akteur*innen vertreten waren (vgl. Quartier Haus der Statistik 2019b, S. 11f.). Nach einer 

Verfahrensverlängerung wurde schließlich einstimmig zugunsten des Entwurfs der 

Planungsgemeinschaft Teleinternetcafe und Treibhaus entschieden (vgl. Initiative HdS 2019b).   
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Der Entwurf sieht vor, dass „Verwaltungsflächen, ein neues Rathaus für Mitte, Wohnungsneubau 

und gemischte Nutzungen für inklusives Wohnen, Kultur, Soziales, Bildung und Arbeit“ entstehen 

(vgl. SenSW 2019c). Auf Grundlage des Entwurfes schafft das BA Mitte mittels des laufenden 

Bebauungsplanverfahrens Planungsrecht (vgl. Initiative HdS 2019b).  

ABB. 4: WERKSTATT HAUS DER STATISTIK 

 
QUELLE: MEIER 2020 

4.3.4 Kooperationspartner, Aufgaben und Entwicklungsvorhaben 

„Der Bezirk ist […] federführend im Gesamtprozess“ und wird als Bauherr ein neues Rathaus 

errichten, das 25.000 qm2 umfassen soll (vgl. Initiative HdS 2020b). 

Die BIM führt die Schadstoffsanierung im Bestand durch (vgl. BIM 2019). Anschließend wird die 

BIM Verwaltungsnutzungen in 45.000 qm2 Neubau und auf 80% der Flächen der Bestandsgebäude 

konzentrieren (vgl. Initiative HdS 2020b). 

Aufgrund der „besonderen Bedeutung des Ortes und des Projektes für die gesamte Stadt“ ist die 

Senatsverwaltung an der Entwicklung des HdS beteiligt (Initiative HdS 2020b). Insbesondere 

zeichnet die Senatsverwaltung verantwortlich für die „Durchführung des städtebaulichen 

Planungsprozesses“ (ebd.).  

Die WBM entwickelt 300 Wohnungen auf 26.000 qm2 im Neubau (vgl. Initiative HdS 

2020b).  Davon sollen 50% zu 6,50 Euro pro qm2 vermietet werden, für die weiteren 50% wird 

eine Anfangsmiete von mind. 10,00 Euro pro qm2 angesetzt (vgl. Jericho 2019; Latz 2019). Ab 2024 

sollen die Wohnungen bezugsfertig sein (vgl. Jericho 2019). 
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Die ZKB vertritt im Verfahren „Interessen, Anregungen und Forderungen“ der Initiative Haus 

der Statistik, welche wiederum die Zivilgesellschaft repräsentiert (Quartier Haus der Statistik 2019a, 

S. 18, 23). Von der ZKB werden „20% der Flächen im Bestand sowie 15.000 m² im Neubau für 

Nutzungen aus dem Bereich Kunst, Kultur, Soziales“ entwickelt (ebd.). Einen Teil davon werden 

gemeinschaftliche/experimentelle Wohnformen bilden (vgl. Marlow 2019). Einen anderen Teil 

bilden die seit September 2019 stattfindenden Pioniernutzungen6 in den Erdgeschossflächen (vgl. 

Initiative HdS 2020a).  

Die Kosten, die mit der Entwicklung des HdS einhergehen, werden auf 250 bis 350 Millionen Euro 

beziffert (vgl. Davenport 2019; Latz 2019).  

ABB. 5: KOOPERATIONSPARTNER, AUFGABEN UND ENTWICKLUNGSVORHABEN 

 
QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG 

In Abb. 5 sind die individuellen Entwicklungsvorhaben der Kooperationspartner unter 

Berücksichtigung der zeitlichen Horizonte (Entwicklungs- und Bauphase, Phase der dauerhaften 

Nutzung) schematisch dargestellt. Dabei nimmt die Grafik Bezug auf die Abhängigkeiten zwischen 

den Entwicklungsvorhaben und zeigt auf, welche Aufgaben jeweils in direktem Zusammenhang 

stehen. Zudem sind Entwicklungsvorhaben nach Bestand und Neubau differenziert. 

                                                
6 Anstelle des Begriffes „Zwischennutzungen“ wird durch die Prozessbeteiligten der Terminus „Pioniernutzungen“ 
verwendet, um sprachlich auf mögliche Anschlussnutzungen ab 2021 hinzuweisen (Eigene Aufzeichnungen: 
Themenabend 1). Exemplarisch für Pioniernutzungen sind Workshops, Tauschbörse, mobiler Hochbeetgarten, ein 
ehem. Autoscooter für Musik und Tanzveranstaltungen sowie das Museum der Subkulturen (vgl. Initiative HdS 2020). 
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ABB. 6: HAUS DER STATISTIK, URSPRÜNGLICHER GRUNDRISS7 

 
QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG    

ABB. 7: HAUS DER STATISTIK, ZUKÜNFTIGER GRUNDRISS 

 
QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG  
                                                
7 In Abb. 6 und Abb. 7 sind der gegenwärtige (ursprüngliche Grundriss) und der zukünftige Grundriss des Quartiers 
Haus der Statistik schablonenartig gegenübergestellt. Abbildung 7 stützt sich auf den Entwurf  der 
Planungsgemeinschaft Teleinternetcafe und Treibhaus und zeigt, wo die Neubauprojekte der WBM und das neue 
Rathaus des Bezirksamts Berlin-Mitte (Rathaus der Zukunft) entstehen sollen. Zudem sind die Vorhaben von ZKB 
und BIM stadträumlich verortet. Auf eine Nordung wurde bewusst verzichtet, um das Abgleichen der Abbildungen 
zu vereinfachen. 
 

Quelle: OpenStreetMap 
Maßstab: 1:1000 
Erstellt am 22.08.2020 
von Sebastian Meier via QGis 

Quelle: Initiative HdS 2019b  
Maßstab: 1:1000 
Erstellt am 22.08.2020  
von Sebastian Meier via QGis 
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5. Präzisierung der Forschungsfrage  
Im Anschluss an die theoretischen Bezüge I und II können die vorgestellten Forschungsfragen 

weiter präzisiert werden.  

Die aufgeworfene Frage lautet, wie Prozessbeteiligte einer stadt-entwickelnden 

Kooperationsgemeinschaft die Begriffe „Gemeinwohl“ und „Kooperation“ konzeptualisieren.  

Für den Kooperationsbegriff wurden vier Klassifikationen vorgestellt, die den Aussagen der 

Prozessbeteiligten zugeordnet werden sollen. So kann Kooperation als Arbeitsteilung, 

Vertragsverhältnis, Einstellung und Strategie begriffen werden. Ferner kann der untersuchte 

Kooperationsprozess hinsichtlich der Ausprägungen kooperativer Planung und Konfliktfeldern 

analysiert werden. 

In der theoretischen Annäherung konnte zudem gezeigt werden, dass verschiedene Vorstellungen 

in Rezeptionen des Gemeinwohls unterschieden werden können; ein objektivistisches, 

substantialistisches und ein deliberatives, prozedurales Gemeinwohlverständnis. Diese sollen 

ebenfalls Textsequenzen von Prozessbeteiligten zugeordnet werden. 

Zudem wurden Herausforderungen vorgestellt, die sich im praktischen Umgang mit den Termini 

„Gemeinwohl“ und „Kooperation“ ergeben. Darauf aufbauend können anhand der 

Interviewtranskriptionen nun Arbeitsschritte zur Stadtentwicklung und Konsequenzen für die 

Arbeit in einem multiprofessionalen Team praxis-konkret untersucht werden. Hierbei soll auch 

analysiert werden, welche Bedeutung der Perspektivendifferenz von Kooperationspartnern für die 

Operationalisierung der Begriffe zukommt. In einem weiterführenden Schritt sollen Überlegungen 

bezüglich Parallelen des empirischen Datenmaterials und dem Abriss der gemeinwohlorientierten 

und kooperativen Stadtentwicklung vorgestellt werden.  

Darauf aufbauend soll die Perspektive der commons bemüht werden, um das Modellprojekt Haus 

der Statistik im Hinblick auf Merkmale und Praktiken der commons besprechen zu können. 
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6. Methodischer Zugang und Forschungspraktik 
Die nachfolgenden Abschnitte haben das methodologische Vorgehen zum Gegenstand. Den 

einzelnen Kapiteln gehen zunächst methodische Vorüberlegungen voraus (Kapitel 6.1). 

Anschließend werden die Methode der Datengewinnung (Kapitel 6.2), Auswahl und Status der 

Befragten (Sample) (Kapitel 6.3), Konstruktion des Interviewleitfadens (Kapitel 6.4), die Methode 

der Datenauswertung (Kapitel 6.5) sowie abschließend die eigene Methodenkritik (Kapitel 6.6) 

näher erörtert.  

ABB. 8: FORSCHUNGSDESIGN 

 
QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG 

 

6.1 Methodische Vorüberlegungen 

Veranlasst durch die Hauptfragestellung sowie die angeschlossenen Teilfragestellungen eröffnet 

sich folgendes methodisches Vorgehen. Die theoretische Annäherung an den Begriff des 
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Gemeinwohls, den der Kooperation und die Perspektive der commons erfolgt unter 

Inanspruchnahme akademischer Literatur.  

Um die formulierten Forschungsfragen (vgl. 1.2) entsprechend beantworten zu können, ist es 

erforderlich, die Sinneseindrücke von Prozessbeteiligten zu fassen. Im Erkenntnisinteresse des 

vorgestellten Forschungsvorhabens liegen somit subjektive Wahrnehmungen von 

Prozessbeteiligten der Koop5. Aus diesem Grund scheint ein Forschungsdesign, das sich an der 

qualitativen Sozialforschung orientiert und in dem Primärdaten anhand leitfadengestützter 

semistrukturierter Interviews erhoben werden, den Anforderungen entsprechend praktikabel.   

In Anlehnung an das Prinzip des Hermeneutischen Zirkels sind Teilnehmende Beobachtungen, 

Interviews und Auswertungen nicht in isolierte Prozessphasen gegliedert, sondern der gesamte 

Forschungsprozess ist als deduktiv-induktive Wechselwirkung strukturiert, so dass beispielsweise 

die Fragen späterer Interviews auf Erkenntnisse aus früheren Interviews angepasst werden können 

oder weitere Literatur in Übereinstimmung mit den im Feld aufgekommenen Überlegungen 

bemüht wird. In Abbildung 8 (Forschungsdesign) ist das Vorgehen schematisch visualisiert. 

Durch die Durchführung von Teilnehmenden Beobachtungen an mehreren Themenabenden (u. 

a. 26.09.2019, 16.01.2020, 26.02.2020) in der Werkstatt HdS konnte eine Annäherung an den 

Forschungsgegenstand erzielt werden. 

Zugang zu Sitzungen der Koop5 (bspw. TAG-Runde, Steuerungsrunde) war nicht möglich, weder 

in Form von Beobachtungen noch Aufzeichnungen (z. B. Sitzungsprotokolle).  

6.2 Methode der Datengewinnung 

In der vorliegenden Arbeit erfolgt die empirische Primärdatenerhebung anhand der Durchführung 

semistrukturierter leitfadengestützter Interviews, welche ursprünglich in der empirischen 

Sozialforschung Anwendung fanden (vgl. Baur/Blasius 2014, S. 53). Leitfadengestützte Interviews 

gelten als „verbreitete, ausdifferenzierte und methodologisch vergleichsweise gut ausgearbeitete 

Methode, qualitative Daten zu erzeugen“, und sind „über das Erhebungsinstrument ‚Leitfaden‘ – 

definiert“ (Helfferich 2014, S. 559). 

Die einzelnen Fragen und Unterfragen des Leitfadens (Kapitel 6.4) gehen auf die, in Kapitel 1.2 

formulierten, Haupt- und angeschlossenen Teilfragestellungen zurück, welche unter Rückbezug 

auf die theoretischen Bezüge I und II operationalisiert wurden (siehe Anhang 4, Tab. 4). 

Die Durchführung leitfadengestützter Interviews ist für das Vorhaben besonders fruchtbar, da 

diese einerseits möglichst offen strukturiert werden können, wodurch eine eingehendere 

Betrachtung der Gesprächsgegenstände und zusätzlich spontane Responsivität während der 

Interviews ermöglicht wird. Dies betrifft vornehmlich offene Fragen, Nachfragen sowie die 
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Möglichkeit, noch während des Gespräches weitere Fragen zu entwickeln. Andererseits kann auf 

Grundlage der similären Interviewstrukturierung ein Vergleich der Antworten erwartet werden.  

Die Befragungen fanden am 25.02.2020, 26.02.2020, 27.02.2020, 23.04.2020 und 27.05.2020 statt. 

Insgesamt wurden fünf Interviews mit sieben Prozessbeteiligten der Koop5 geführt. Alle 

Interviews wurden im Einverständnis mit den Interviewten akustisch aufgezeichnet, die Dauer der 

Interviews betrug zwischen 39:00 und 58:27 Minuten. 

6.3 Auswahl und Status der Befragten (Interviewsample) 

Die teilnehmenden Beobachtungen in der Werkstatt HdS konnten für die persönliche 

Kontaktaufnahme mit Prozessbeteiligten der Koop5 genutzt werden. Da zuständige Personen 

sowie Kontaktdaten aller Prozessbeteiligten nicht öffentlich zugänglich waren, konnte durch das 

Gespräch zu einem sogenannten „Gatekeeper8“ (Kergel 2018, S. 70) der Kontakt zu weiteren 

Prozessbeteiligten hergestellt werden.  

Um eine Vergleichbarkeit der Transkripte zu ermöglichen, wurde die Auswahl von 

Interviewpartner*innen an zwei wesentlichen Kriterien orientiert. Zum einen sollte es sich bei den 

Personen um unmittelbar Prozessbeteiligte handeln, insofern, als dass diese an der Entwicklung 

des Modellprojektes Haus der Statistik aktiv beteiligt sind. Als zweites Kriterium sollten die 

Personen bei einem der fünf Kooperationspartner angestellt sein, die in der Koop5 vertreten sind. 

Somit wurden beispielsweise externe Fachexpert*innen u. Ä. im Sample ausgeschlossen.  

 

  

                                                

8 Qualitatives Sampling erfordert mitunter, den Kontakt zu potentiellen Interviewpartner*innen über Dritte 
herzustellen. Personen, die zwischen Forscher*innen und Interviewpartner*innen stehen oder vermitteln, werden 
daher als ‚Gatekeeper‘ bezeichnet (vgl. Kergel 2018, S. 70).   
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TAB. 1: INTERVIEW-SAMPLE 

Kooperationspartner Name Position Tätigkeit Prozess-
beteiligt 
seit 

Interview 
fand statt 
am 

Wohnungsbau-
gesellschaft Berlin-
Mitte mbH 

Christoph 
Lang 

Pressesprecher Öffentlichkeits-
arbeit 
stellvertretend für 
Koop5 und Anja 
Menge (Bereich 
Projekt-
entwicklung) 
 

Januar 
2019 

25.02.2020 

Berliner Immobilien-
management GmbH 

Katrin 
Polenz 

Senior 
Communica-
tion Manager 

 

AG 
Kommunikation 

// 26.02.2020 

Berliner Immobilien-
management GmbH 

Tim 
Lührmann 

Portfolio-
management 

 

Betreuung 
Partizipations-
verfahren 
gemeinsam mit 
Herrn Tuschhoff 

 

Januar 
2020 

26.02.2020 

Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und 
Wohnen 

Jonas 
Machleidt 

Referent     des 
AbtL, Abt. II 
Städtebau und 
Projekte 
 

TAG-Runde August 
2019 

29.02.2020 

Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und 
Wohnen 

Sven 
Diedrich 

Kommunika-
tion und 
Bürger*innen-
beteiligung 

 

AG 
Kommunikation 

2017 29.02.2020 

ZUsammenKUNFT 
Berlin eG – 
Genossenschaft für 
Stadtentwicklung 

 

Felix 
Marlow 

Botschafter 
Haus der 
Statistik 

Botschafter Haus 
der Statistik 

2018 / 
2019 

23.04.2020 

Bezirksamt Mitte von 
Berlin 

Thomas 
Rutschke 

Wohnungsbau-
koordinator 

Ansprechpartner 
für den Bezirk / 
Schnittstelle 
zwischen AGs, 
TAG-Runde und 
Steuerungsgrunde 

2018 / 
2019 

27.05.2020 
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6.4 Konstruktion des Interviewleitfadens 

Im Folgenden soll die deduktive Konstruktion des Leitfadens als Erhebungsinstrument expliziert 

werden. Ulrich (1999, S. 436f. zitiert nach Flick 2019, S. 222) diskutiert vier Anhaltspunkte, welche 

vor Einsatz des Leitfadens kritisch hinterfragt werden sollten. Diese umfassen den Grund 

(„Warum wird die Frage gestellt […] ?“), den Inhalt („Was wird erfragt?“), die gewählte 

Formulierung („Warum ist die Frage so […] formuliert?“) und die Positionierung der Frage 

innerhalb des Interviews („Warum steht die Frage, der Fragenblock, der Erzählstimulus an einer 

bestimmten Stelle?“) (ebd.). Der Konstruktion des Leitfadens sind die voran gestellten 

Überlegungen zu Grunde gelegt. 

Die Eröffnung des Interviews erfolgt biographisch-retrospektiv, wobei der individuelle und 

zeitliche Zugang zur Prozessbeteiligung des Interviewten erörtert wird (Wie sind Sie an den Punkt der 

Prozessbeteiligung gekommen? Wie lange sind Sie bereits am Prozess beteiligt?). Der Frage nach dem 

Zeitpunkt des Zugangs zum Modellprojekt Haus der Statistik der Prozessbeteiligten ging die 

Annahme voraus, dass die Dauer der Beteiligung die Antworten beeinflusst, beispielsweise jemand 

Neues das Vorhaben euphorischer betrachtet als Personen, welche länger beteiligt sind und vice 

versa. 

Zunächst wurden Prozessbeteiligte gebeten, Angaben bzgl. der eigenen Profession und Tätigkeiten 

innerhalb der Koop5 zumachen. Durch dieses Vorgehen soll der Gesprächseinstieg des 

Interviewten erleichtert und der Redefluss stimuliert werden. Nächstfolgend wird die vom 

Interviewten vertretene Institution sowie deren Entwicklungsvorhaben thematisiert (Was sind die 

Aufgaben von [BIM, WBM, BA Mitte, SenSW, ZKB] innerhalb der Koop5?). Einhergehend mit der 

Nennung von Aufgaben soll hierbei die Logik des Kooperationspartners bzw. das 

Selbstverständnis innerhalb des Entwicklungsprozesses extrahiert werden.  

Der Leitfaden ist zunehmend abstrakter gestaltet, wobei vergleichsweise sensitive und komplexe 

Fragen im Zentrum stehen. So ist der folgende Fragenblock im Hinblick auf den Begriff der 

Kooperation konzipiert und basiert auf den diesbezüglichen vorgestellten theoretischen 

Überlegungen. Während beispielsweise in der Kooperationstheorie konstatiert wird, dass 

Kooperationen eher da stattfinden, wo weniger Unterschiede zwischen Akteuren bestehen, zielt 

die Frage auf favorisierte Kooperationspartner und präferentielle Interessenbündnisse innerhalb 

der Koop5 (Mit welchen Akteurinnen und Akteuren arbeitet [WBM/BIM/SenSW/BA Mitte/ZKB] 

innerhalb der Koop5 hauptsächlich zusammen?).   

Zudem wurde in der Kooperationstheorie thematisiert, dass Kooperation auch stets konfliktäre 

Situationen verursacht (Was sind typische Konfliktfelder innerhalb der Koop5?).  

Die nächsten beiden Fragen sind zwar konfliktbezogen und somit in der Kooperationstheorie 

fundiert, allerdings offenbaren sie auch soziales Handeln und können dahingehend auch im 
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Hinblick auf die Perspektive der commons Aufschluss geben (Wie und von wem werden Entscheidungen 

innerhalb der Koop5 getroffen? Was passiert bei Uneinigkeit bzw. wie werden Konfliktsituationen innerhalb der 

Koop5 gelöst?).  

Anschließend werden das Besondere des Projektes und der Unterschied des Projektes im Vergleich 

zu anderen Projekten erfragt. Beide Fragen bieten einerseits eine Art Kontrollfunktion, insofern 

als das eruiert wird, ob der Interviewte die in der Außendarstellung herausgestellten Attribute des 

Projektes (Gemeinwohlorientierung und Kooperation) ebenfalls adressiert. Zusätzlich ermöglicht 

die Frage dem Interviewten aber auch, weitere Besonderheiten herauszustellen (Was ist das Besondere 

an der Entwicklung des Gebäudekomplexes Haus der Statistik durch die Koop5? Was ist der Unterschied zu 

anderen Projekten von [WBM/BIM/SenSW/BA Mitte/ZKB]?). 

Durch die folgende Anschlussfrage wird die Thematik noch weiter vertieft. Dabei wird erstmals 

explizit der Begriff der Kooperation erwähnt und ein Beispiel gefordert, wodurch diese Frage eine 

Deutung des Kooperationsbegriffes durch den Interviewten erfordert (Welches Beispiel fällt Ihnen ein, 

an dem sich die Kooperative Idee des Projekts am deutlichsten veranschaulichen lässt?). 

Im nächsten Frageblock wird der Begriff des Gemeinwohls verhandelt. Diesbezüglich soll zuerst 

erörtert werden, wie der ‚abstrakte‘ Begriff des Gemeinwohls in einen praktischen Arbeitskontext 

überführt werden kann (Wie wird Gemeinwohl in  der Entwicklung von [WBM/BIM/SenSW/BA 

Mitte/ZKB] berücksichtigt?), um anschließend zu ergründen, wo sich gerade in der Entwicklung des 

HdS besonders der gemeinwohlorientierte Ansatz zeigt (Wo kommt, Ihrer Einschätzung nach, die Idee 

der Gemeinwohlorientierung bei dem Projekt am besten zum Ausdruck?). Dieses Vorgehen erfordert eine 

Auseinandersetzung des Interviewten mit einem Gemeinwohlbegriff. 

Der folgenden Frage liegt die Operationalisierung von Gemeinschaft zu Grunde, da eine 

Gemeinschaft, neben Ressource und sozialer Praktik als konstitutives Element der commons 

verstanden wird, aber auch im Hinblick auf einen Gemeinwohlbegriff als essentiell erachtet wird 

(Wer profitiert von der Entwicklung durch [WBM/BIM/SenSW/BA Mitte/ZKB]?). 

Auch die anschließende Frage ist in der Theorie der commons verhaftet. Hierbei ist die 

Beständigkeit der Kooperation gefragt (Könnten Sie sich eine Verstetigung der Zusammenarbeit unter 

Kooperationspartnern/Prozessbeteiligten der Koop5 vorstellen?).  

Die abschließenden drei Fragen dienen der Vervollständigung des Interviews. Einerseits 

ermöglichen Sie den Interviewten eine Bewertung der Projektbeteiligung, andererseits bedienen die 

Fragen auch wieder eine Kontrollfunktion, indem sie die Einordnung der Projektbeteiligung erneut 

evaluieren (Würden Sie, unter dem jetzigen Wissens- bzw. Erfahrungsstand, Ihre Projektbeteiligung genauso 

wiederholen oder rückblickend Dinge verändern? Würden Sie als (WBM/BIM/SenSW/BA Mitte/ZKB) in 

Zukunft eine vergleichbare Projektbeteiligung auf sich nehmen?).  
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Schließlich erhalten die Interviewten die Möglichkeit, das Interview aus ihrer Perspektive zu 

vervollständigen (Gibt es einen Themenpunkt, den Sie erwartet haben, der in den Fragen des Interviews aber 

nicht zur Sprache kam?). 

6.5 Methode der Datenauswertung 

Die Interviews werden nach Mayring (2015, S. 17ff.) qualitativ inhaltsanalytisch ausgewertet, als 

‚Methodik systematischer Interpretation‘, „die an den in jeder Inhaltsanalyse notwendig 

enthaltenen qualitativen Bestandteilen ansetzt, sie durch Analyseschritte und Analyseregeln 

systematisiert und überprüfbar macht“ (a. a. O., S. 48ff.). Diese sollen im Folgenden vorgestellt 

und im Hinblick auf die Konsequenzen für die vorliegende Arbeit besprochen werden.  

Zunächst wird die „Einbettung des Materials in den Kommunikationszusammenhang“ gefordert 

(Mayring 2015, S. 48). Für Interpret*innen resultiert hierbei die Aufgabe zu kennzeichnen, „auf 

welchen Teil im Kommunikationsprozess“ „Schlussfolgerungen aus der Materialanalyse“ bezogen 

sind (ebd.). Diesem Punkt wird in der Darstellung der Ergebnisse entsprochen, indem die 

expliziten Textstellen in den Transkriptionen anhand des Namens des Prozessbeteiligten, des 

Interviewjahres und den Zeilennummern, auf welche sich die jeweilige Ausführung oder 

Interpretation bezieht, angegeben werden.  

Weiter ist „systematisches, regelgeleitetes Vorgehen“ gefordert (Mayring 2015, S. 49), welches die 

„Definition von inhaltsanalytischen Einheiten“ bedingt (ebd.). Hierbei ergeben sich die Aufgaben, 

„zu entscheiden, wie das Material angegangen wird, welche Teile nacheinander analysiert werden, 

welche Bedingungen erfüllt sein müssen, um zu einer Kodierung zu gelangen“. Dieses Vorgehen 

ist für die vorliegende Arbeit in der Kategorienbildung (Kapitel 7) expliziert. Der Vorteil dieses 

Vorgehens liegt in der intersubjektiven Überprüfbarkeit (vgl. Mayring 2015, S. 49; siehe auch 

Mayring/Fenzl 2014, S. 543). 

Das Hauptmerkmal der Qualitativen Inhaltsanalyse bilden die „Kategorien im Zentrum der 

Analyse“ (Mayring 2015, S. 49). Diese „ermöglichen das Nachvollziehen der Analyse für andere, 

die Intersubjektivität des Vorgehens“. Insofern stellt das ‚Kategoriensystem‘ „das zentrale 

Instrument der Analyse dar“. Mayring bemerkt, dass „dabei ein besonderes Augenmerk auf die 

Kategorienkonstruktion und -begründung“ gelegt wird (a. a. O., S. 50). Aus diesem Grund ist 

neben dem Kapitel 7 der Kategorienbildung der Kodierleitfaden (Anhang 3, Tab. 3.) angefügt, in 

dem alle Über-, Ober- und Unterkategorien nebst Definitionen, Textbeispielen und dem Hinweis 

subsumiert werden, ob deren Herleitung aus dem erhobenen empirischen Datenmaterial oder den 

theoretischen Bezügen erfolgte. 

Die Kodierung, d. h. Zuordnung einzelner Textsequenzen zu einer oder mehreren Kategorien, 

erfolgt unter Einsatz der Software MAXQDA.  
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Die Transkriptionszeichen, welche in den Interviewtranskriptionen verwendet wurden, gehen auf 

Froschauer/Lueger (2003, S. 223) zurück. 

Pausen (1 Punkt pro Sek.)   (…)   

längere Pausen mit exakter Zeitangabe  [5 Sek.] 

Nonverbale Kommunikation    [E. lacht] 

Auffällige Betonung    auffällig 

Unverständliche Passagen   [vermuteter Wortlaut] 

6.6 Eigene Methodenkritik 

Um die Qualität qualitativer Forschung zu bewerten, wurde einerseits wiederholt diskutiert, 

Gütekriterien quantitativer Forschung, bspw. Validität, Objektivität und Reliabilität, auf qualitative 

Forschungsansätze zu transponieren (siehe hierzu u. a. Flick 2019, S. 487, 499f.; Flick 2014, S.  411, 

Mayring 2015, S. 123; Strübing 2014, S. 89ff.). Auf der anderen Seite wurden originär-qualitative 

Gütekriterien zur Beurteilung qualitativer Forschungsansätze entwickelt (Flick 2019, S. 500).  

Als „quichotische“ Reliabilität (Kirk/Miller 1986 zitiert nach Flick 2019, S. 489) wird das Vorhaben 

gefasst, zu evaluieren, ob „eine einzelne Methode kontinuierlich zu unveränderten Messungen bzw. 

Ergebnissen führen kann“ (Flick 2019, S. 489). Im Hinblick auf die vorliegende Forschungsarbeit 

ist ‚quichotische Reliabilität‘ allerdings wenig zielführend, liegt doch gerade die 

Perspektivendifferenz von Prozessbeteiligten des Modellprojektes HdS im Erkenntnisinteresse. 

Ferner soll betont werden, dass auch verschiedene Prozessbeteiligte, welche ein und denselben 

Kooperationspartner repräsentieren, unterschiedliche Antworten geben können. In den Interviews 

wird diese Beobachtung besonders dann deutlich, wenn Interviews mit zwei Prozessbeteiligten 

eines Kooperationspartners geführt werden und beide Prozessbeteiligte unterschiedlich antworten 

bzw. jeweils andere Aspekte betonen, respektive einander ergänzend argumentieren. Insgesamt 

scheint mit der Fallzahl von sieben Prozessbeteiligten jedoch eine Sättigung dahingehend erreicht 

zu sein, dass weitere Interviews höchstens Schattierungen im Datenkorpus hervorbringen würden.  

Unter der Bezeichnung ‚diachrone Reliabilität‘ (Kirk/Miller 1986 zitiert nach Flick 2019, S. 489) 

wird „die Stabilität von Messergebnissen bzw. Beobachtungen im zeitlichen Verlauf“ besprochen 

(a. a. O., S. 490). Gerade für prozesshafte Untersuchungsgegenstände, bei denen Veränderungen 

zu erwarten sind, ist diese aber nicht zwangsläufig sinnvoll. Für das erhobene Datenmaterial ergibt 

sich die Problematik, dass die Faktizität derzeit nicht verifiziert werden kann, da sich die 

Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik gegenwärtig noch in der Planungs- und 

Bauphase befindet (Stand: Juli 2020), Aussagen allerdings bezüglich der anschließenden Phase der 

dauerhaften Nutzung getroffen werden. Aus diesem Grund können die getroffenen Angaben über 

Entwicklungsabsichten, Vorhaben etc. erst zukünftig verifiziert werden. Das Resultat ist, dass 
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gegenwärtig nur eine vorläufige Bewertung der Aussagen bzgl. zukünftiger Entwicklungen möglich 

ist. 

Schließlich „synchrone“ Reliabilität‘ (Kirk/Miller 1986 zitiert nach Flick 2019, S. 490), verstanden 

als gleichbleibende Ergebnisse bei verschiedenen Erhebungsinstrumenten (ebd.), lässt nur 

Mutmaßungen zu, da das Erhebungsinstrument (halbstandardisiertes Interview) in der eingangs 

vorgestellten Fragestellung fundiert ist und andere Erhebungsinstrumente vergleichbare Daten 

kaum hätten hervorbringen können. 

Als weiteres Gütekriterium wird die ‚Kommunikative Validierung‘, auch ‚Member check‘, 

vorgeschlagen, als „Einbeziehung der Akteure […] in den weiteren Forschungsprozess“, mit dem 

Ziel, die „inhaltliche Zustimmung des befragten Subjekts zu seinen Aussagen“ zu gewinnen (Flick 

2019, S. 495). Einerseits ist dies möglich, indem Transkriptionen an die Prozessbeteiligten 

zurückgesendet werden und die Interviewten ihre Interviews nochmals sehen und bestätigen.  

Validität kann aber auch erzielt werden, indem Prozessbeteiligte Einblick in die Forschungsarbeit 

erhalten und kritisch hinterfragen können, ob die Interpretationen durch die Wissenschaftler*in 

zutreffend sind. Diesem Ansatz wurde in der vorliegenden Arbeit entsprochen, was sich einerseits 

bereichernd auswirkte, andererseits forderten mehrere Prozessbeteiligte Transkripte inhaltlich und 

sprachlich zu redigieren, wodurch Aussagen mitunter entschärft wurden und Sprache an 

Authentizität verlieren kann. 

Wiederholt wurde Subjektivität im Forschungsprozess besprochen (vgl. Strübing 2014, S. 12, siehe 

auch Baur/Blasius 2014, S. 46; Helfferich 2014, S. 573), wobei angenommen wird, dass 

Forscher*innen nie gänzlich objektiv sein können und sich, bspw. über ihre individuelle Weltsicht, 

in die eigenen Daten einschreiben (vgl. Flick 2019, S. 103f.; Kergel 2018, S. 52; Steger 2003, S. 4). 

Aber auch in Bezug auf die Befragten wurde Subjektivität verhandelt. Beispielsweise weist 

Weichbold (2014, S. 301) auf das Phänomen hin, im Sinne einer Erwartung zu antworten. „Soziale 

Erwünschtheit“ kann bei Befragten „dazu führen, dass die gegebene Antwort vom zuvor 

gebildeten Urteil abweicht“. Dieser Aspekt korrespondiert mit der ‚Kommunikativen Validierung‘ 

und ist für die vorliegende Untersuchung dahingehend von Relevanz, dass die Interviewten davon 

ausgehen müssen, dass die anderen Prozessbeteiligten die vorliegende Arbeit lesen und die 

dargelegten Aussagen der Prozessbeteiligten die fortlaufende Zusammenarbeit belasten könnten. 

Insofern kann bestätigt werden, dass sich Personen weniger kritisch geäußert haben, als dass unter 

anderen Umständen, bspw. anonymisiert, möglicherweise der Fall gewesen wäre.  
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7. Kategorienbildung  
Zur Beantwortung, der in Kapital 1.2 aufgeworfenen Fragestellung wurden leitfadengestützte 

semistrukturierte Interviews mit Prozessbeteiligten der Koop5 geführt. Das hierbei entstandene 

Material umfasst fünf Transkriptionen (Anhang 5).  

In Anlehnung an Mayring/Fenzl (2014, S. 544ff.) wird die Kategorienbildung wie folgt 

durchgeführt. Zunächst werden „theoriegeleitet-deduktiv postulierte Kategorien einzelnen 

Textpassagen zugeordnet“ (a. a. O., S. 544). Obwohl dieses Verfahren exakten „inhaltsanalytischen 

Regeln“ gehorcht, bleibt dabei der Prozess der Kategorienbildung ‚qualitativ-interpretativ‘ (a. a. O., 

S. 544).  

Kategorien wurden auf drei hierarchischen Ebenen gebildet; Unterkategorien, Oberkategorien und 

Überkategorien (Kooperation, Gemeinwohl, das HdS aus Perspektive der commons). Je nach 

Ebene der Kategorie unterscheidet sich das Abstraktionsniveau. Die Unterkategorien sind nah am 

Textmaterial orientiert. Beispielsweise können die deduktiv an der Theorie gebildeten 

Unterkategorien „Regeln, Sanktionen, Designprinzipien“ und 

„Dekommodifizierung/Kollektivierung“ in einem nächsten Schritt zu der Oberkategorie „Soziale 

Praktik“ subsumiert werden, diese wird wiederum neben den Oberkategorien „Ressource“ und 

„Gemeinschaft“ unter der Überkategorie „Das HdS aus Perspektive der commons“ kodiert.  

Auf Basis der aufgeworfenen Fragestellung ist die Interpretationstechnik der ‚Zusammenfassung‘ 

nach Mayring/Fenzl (2014, S. 544ff.) zielführend. Hierbei bilden die theoriegeleiteten Bereiche 

„Kooperation“, „Gemeinwohl“ und „Das HdS aus Perspektive der commons“ deduktiv 

postulierte Überkategorien, die auf Grundlage des Interviewleitfadens vorlagen. Gleiches gilt für 

die an der Theorie entwickelten Ober- und Unterkategorien. Zusätzlich wurden am Material 

induktive Kategorien („Lage“, „Pioniernutzungen“) gebildet, die zur deduktiv-entwickelten 

Kategorie „Gemeinwohlorientierung“ subsumiert wurden.  

Laut Mayring/Fenzl (2014, S. 553ff.; siehe auch Mayring 2015, S. 59) wird die Präzision der 

Inhaltsanalyse durch folgende Festlegungen weiter erhöht. Zunächst wird die ‚Kodiereinheit‘ („der 

kleinste auszuwertende Materialbestandteil“) als mehrere aufeinanderfolgende Worte mit 

Sinnzusammenhang definiert, die mind. in einer der Unterkategorien verortet werden können. 

Weiter wird als ‚Kontexteinheit‘, „der größte in eine Kategorie fallende Textbestandteil“ definiert, 

dieser kann beispielweise die vollständige Antwort auf eine Interviewfrage darstellen. Schließlich 

bildet die ‚Auswertungseinheit‘ die Gesamtheit des empirischen Datenmaterials, d. h. alle fünf 

Transkripte. Sofern eine Zuordnung zu mehreren Kategorien möglich war, wurden Textstellen 

mehrfach kodiert (ebd.).  
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8. Auswertung der Forschungsbefunde aus den 

Prozessbeteiligten-Interviews  

8.1 Kooperationsbegriff in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der 

Statistik durch die Koop5 

8.1.1 Konzeptualisierungen von Kooperation  

Die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik ist von Beginn an kooperativ strukturiert, 

denn von diesem Punkt an bildet der Einbezug der Stadtgesellschaft durch die ZKB ein zentrales 

Moment des Modellprojektes Haus der Statistik (Marlow 2020, Z. 41-45; Polenz 2020, Z. 73-75). 

Seit 2015 zieht sich der konsequente Einbezug der Stadtgesellschaft als integraler Bestandteil durch 

alle bisherigen Phasen des Modellprojektes. 

Kooperation geht hierbei weit über konventionelle Anhörungsverfahren hinaus und ist in 

zahlreichen Beteiligungsformaten und Rückkopplungsprozessen hochgradig institutionalisiert. Das 

zeigt sich besonders, indem die Stadtgesellschaft durch die ZUsammenKUNFT eG – 

Genossenschaft für Stadtentwicklung als gleichberechtigter Kooperationspartner beteiligt wird 

(Lang 2020, Z. 124-130).  

Auftakt und der beginnende Zusammenschluss von Akteuren können damit bereits als kooperative 

Elemente betrachtet werden. So „ist es ein besonderes Projekt, weil hier der ganze Weg […] 

deutlich grenzüberschreitender aktivistischer Arbeit irgendwann dazu geführt hat, dass eine aus der 

Stadtgesellschaft kommende Bewegung auf Augenhöhe mit städtischen Institutionen und 

Körperschaften, diesen gesamten Stadtbaustein entwickelt, […] es eben zu dieser Kooperation 

gekommen ist“ (Marlow 2020, Z. 41-45).  

Diese Sequenz zeigt, dass die Zusammenarbeit in der Koop5 mit der ZUsammenKUNFT 

Berlin eG – Genossenschaft für Stadtentwicklung, als geschäftsfähige Repräsentation 

stadtgesellschaftlicher Interessen als Kooperation gesehen wird, insofern als dass hier kommunale 

Wohnungsbaugesellschaft und Verwaltungen mit Bürger*innen kooperieren (Marlow 2020, Z. 41-

45; siehe auch Lang 2020, Z. 124-130).  

Die ZKB bespielt einen Teil der ihnen übertragenen Flächen mit diversen soziokulturellen, teils 

temporären Raumnutzungskonzepten bereits während der Bauphase. Die sog. Pioniernutzungen 

sollen ermöglichen, dass „sich Leute dieses Haus und dieses Areal erobern und in Prozesse 

reinwachsen“ (Marlow 2020, Z. 51). Hierbei werden Angebote geschaffen, bei denen sich 

Stadtgesellschaft einbringen und teilnehmen kann (vgl. Diedrich 2020, Z. 82-88). Das ist 

beispielhaft für eine Form der Kooperation zwischen Stadt, Administration und Gesellschaft.  
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Das zentrale Element der Kooperation bildet zunächst die Kooperationsgemeinschaft Koop5 

selbst, in der die Kooperationspartner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, 

Bezirksamt Mitte von Berlin, ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für 

Stadtentwicklung, Berliner Immobilienmanagement GmbH und Wohnungsbaugesellschaft Berlin-

Mitte mbH zusammenarbeiten. Über die Konstellation der Kooperationspartner hinaus ist das 

„besonders Kooperative“ die Projektstruktur der Koop5, das heißt „die Steuerungsrunde, die 

TAG-Runde, die Arbeitsgruppen, wo tatsächlich Leute aus den einzelnen Institutionen sich 

regelmäßig treffen, sich austauschen, sich da Vertrauen aufbaut und es in vielen Fällen so einen 

Charakter der Kooperation dann auch wirklich hat“ (Marlow 2020, Z. 54-57).  

In diesem Zusammenhang wird Kooperation als Arbeitsteilung verstanden. Diese wird über die 

multiprofessionale Zusammenarbeit der zahlreichen Prozessbeteiligten auf mehreren 

Hierarchiestufen praktiziert. Hierbei werden soziale Interaktion und Vertrauensbildung als 

wichtige Faktoren kooperativer Praxis herausgestellt (vgl. Marlow 2020, Z. 54-57). 

Zusätzlich dient die gemeinsame Einigung der Koop5 über einen städtebaulichen Entwurf, die den 

Abschluss des städtebaulichen Werkstattverfahrens gebildet hat, als Beispiel für die kooperative 

Idee des Projektes (vgl. Machleidt 2020, Z. 241-249). Zudem sei die fortwährende Beständigkeit 

der bisherigen Konstellation von Kooperationspartnern für das kooperative Paradigma des 

Modellprojektes exemplarisch (vgl. Diedrich 2020, Z. 261; Machleidt 2020, Z. 262; Rutschke 2020, 

Z. 168-174). Hierbei wird deutlich, dass nicht nur das Arbeitsverhältnis selbst, sondern auch dessen 

Erfolg als Kooperation konzeptualisiert wird.  

Beispielhaft für die kooperative Idee sind die drei Kooperationsvereinbarungen, in denen 

gemeinsame Ziele und Vorgehensweisen beschlossen wurden (vgl. Diedrich 2020, Z. 236-240). Als 

kooperativ werden die Vereinbarungen auch dahingehend bewertet, als dass die quotalen 

Flächenteilungen festgehalten sind (vgl. Lang 2020, Z. 124-130).  

Damit wird einerseits deutlich, dass Prozessbeteiligte im Modellprojekt Haus der Statistik 

Kooperation als ein Vertragsverhältnis konzeptualisieren, als schriftliche Fixierung gemeinsamer 

Zielsetzungen. Andererseits zeigt sich aber auch, dass Kooperation als Einstellung begriffen wird. 

Die Bereitschaft zum Teilen von Ressourcen, sei es monetärer, räumlicher, zeitlicher Art, ist fixer 

Bestandteil in der Arbeitspraxis der Koop5. Exemplarisch ist insofern ebenso, dass in den 

Interviews wiederholt auf die geplanten räumlichen Kooperationen verwiesen wurde, die ab Beginn 

der Nutzungsphase das Modellprojekt HdS begleiten sollen.  

Geplant sind bisher zwei Ansätze der räumlichen Kooperation. Einerseits könnten Flächen zu 

unterschiedlichen Zeiten unterschiedlichen Nutzungen zugeführt werden. Hierbei würde Raum 

beispielsweise tagsüber von der Verwaltung als Foyer genutzt und am Abend für kulturelle 

Angebote zur Verfügung stehen (vgl. Polenz 2020, Z. 91-103; siehe auch Marlow 2020, Z. 62-64). 
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Allerdings sind bisher gerade diese vergleichsweise makro-ebenen Kooperationsvorhaben unter 

Kooperationspartnern weder abschließend verhandelt noch konsensuell (vgl. Marlow 2020, Z. 57-

64). Zum anderen sind Grundstücksgemeinschaften geplant, d. h. Freiflächen, welche explizit von 

mehreren Kooperationspartnern gemeinschaftlich bespielt und genutzt werden (Lang 2020; Z. 

209-212). Kooperations- bzw. Gemeinschaftsflächen werden zwischen den Gebäuden als 

Begegnungsräume geschaffen, welche von unterschiedlichen Gruppen, beispielsweise zukünftigen 

Bewohner*innen und Verwaltungsmitarbeiter*innen genutzt werden (vgl. Polenz 2020, S. 90-103). 

Diese Gemeinschaftsflächen sollen soziale Interaktionen stimulieren, indem „Möglichkeiten zum 

Treffen und zum Austauschen“ geboten werden (Polenz 2020, Z. 101f.). Diesbezüglich ist „eine 

Grundsatzentscheidung schon gefallen“. Demnach werden die Kooperationspartner die Freifläche 

„gemeinsam bewirtschaften“ und „eine Grundstücksgemeinschaft bilden“ (Lang 2020; Z. 208-

210).  

8.1.2 Konflikte in der Kooperationsgemeinschaft Koop5 

Bemerkenswert ist zunächst, dass die Prozessbeteiligten der Koop5 in ihren Ausführungen den 

Terminus ‚Konflikt‘ weitestgehend vermeiden und sich der Sprachgebrauch in den Interviews 

durch weniger konfrontative Begriffe auszeichnet. So ist anstelle des Konflikt-Begriffes hierbei die 

Rede von „Rollen“ (Lang 2020, Z. 71), „Interessenunterschieden“ (Lührmann 2020, Z. 28f.), 

„Reibeflächen“ (Diedrich 2020, Z. 53) und „Baustellen“ (Machleidt 2020, Z. 76f.).  

Konflikte resultieren aus unterschiedlichen Sachzwängen, Handlungsrationalitäten und 

Handlungslogiken der Prozessbeteiligten, die wiederum stark durch die Professionen und 

Institutionen geprägt sind (vgl. Lührmann 2020, 28-34; Machleidt 2020. Z. 67ff.).  

„Es gibt viele Sachzwänge, die aus den einzelnen Häusern kommen und berücksichtigt 
werden müssen“ (Rutschke 2020, Z. 125f.). 

Problematisch ist dabei, dass jeder Kooperationspartner, abseits einer übergeordneten Zielsetzung, 

eigene Teilprojekte, sogenannte Bausteine, entwickelt, welche unter jeweils differierenden 

Prämissen realisiert werden. Da, wo individuelle Entwicklungsvorhaben Abhängigkeiten 

produzieren oder einander gar obstruieren, kommt es zu Konflikten.  

„Im Grunde ist es von der Natur aus schon konfliktbehaftet, das Projekt, oder enthält 
Konfliktpotential, schon allein dadurch, dass es so viele Kooperationspartner gibt, die 
eigentlich ein gemeinsames Ziel verfolgen, aber eben mit ihren eigenen Projekten auch 
Einzelziele verfolgen“ (Rutschke 2020, Z. 61-64). 

Diese Perspektivendifferenz von Kooperationspartnern führt zu Abweichungen von gemeinsam 

vereinbarten Zielen. Dabei steigt die Differenz mit jedem weiteren Kooperationspartner. 

„Mit jedem Kooperationspartner, der dazu kommt, steigen die Herausforderungen, weil 
ein extremer Abstimmungsbedarf dadurch entsteht und eben auch die potentiellen 
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Konflikte oder Unstimmigkeiten oder Gegensätze sehr schnell steigen, das kann man fast 
exponentiell sehen“ (Rutschke 2020, Z. 132-135). 

Als primäres Konfliktfeld lassen sich die unterschiedlichen zeitlichen Entwicklungshorizonte 

identifizieren (vgl. Diedrich 2020, Z. 89; Lang 2020, Z. 234-241; Rutschke 2020, Z. 65-70).  

„Im Grunde ist das für mich wahrscheinlich das Hauptkonfliktpotential, dass es einfach 
unterschiedliche zeitliche Abhängigkeiten gibt“ (Rutschke 2020, Z. 86f.). 

Die Einzelprojekte von BIM und WBM sind zeitlich eng befristet, was mitunter externen 

Einflussfaktoren geschuldet ist, beispielsweise auslaufenden Mietverträge für Büroflächen bei der 

BIM (vgl. Diedrich 2020, Z. 90f.; Rutschke 2020, Z. 65-67). Demgegenüber hat sich das Ende des 

Bebauungsplanverfahrens von Mitte auf Ende 2021 verschoben und die Fertigstellung des 

Rathausneubaus war ursprünglich 2028 angedacht, wird mittlerweile aber auf 2030/2031 geschätzt 

(vgl. Rutschke 2020, Z. 41-56). Dementsprechend haben Prozessbeteiligte auch wiederholt auf den 

Zeitdruck bei der Entwicklung ihrer Bausteine hingewiesen (vgl. Diedrich 2020, Z. 89ff.; Lang 

2020, Z. 234-236; Rutschke 2020, Z. 65-70). 

Auch die weiter unten thematisierte Konfliktschlichtung, in der eine diskursive Lösungsfindung 

erfolgt bzw. Kooperationspartner deliberieren, kollidiert mit der Zeitbedrängnis von 

Kooperationspartnern (vgl. Rutschke 2020, Z. 93-110).  

Ein weiterer Punkt, der im Zusammenhang mit zeitlichen Konflikten steht, ist die Pioniernutzung. 

Senatsverwaltung, Bezirksamt Mitte und ZKB priorisieren die Pioniernutzungen als Kooperation 

mit der Stadtgesellschaft (vgl. Diedrich 2020, Z. 82-88). Dem gegenüber steht die Notwendigkeit 

der BIM, zeitnah den Bestand zu ertüchtigen. Die BIM muss Büroräume für das eigene Personal 

bereitstellen. Die WBM beabsichtigt Wohnungen zu entwickeln (vgl. Diedrich 2020, Z. 88-98). 

Problematisch daran ist zudem, dass zeitgleich ein Anstieg der Baukosten zu erwarten ist (vgl. Lang 

2020, Z. 234-236). Dabei steht die WBM vor der Herausforderung, Baukosten durch 

Mieteinnahmen zu refinanzieren (vgl. Lang 2020, Z. 38-40).  

Die skizzierten Positionen zeigen sich wiederum in der Bereitschaft von Akteuren, Ressourcen 

einzubringen (vgl. Diedrich 2020, Z. 94-96). 

„Da gibt es schon wahrnehmbare Unterschiede in der Priorisierung der Dinge, die dort 
von den einzelnen Kooperanden vorangetrieben werden. Auch was die Bereitschaft 
betrifft, sich dort mit Zeit, mit Energie, mit Geld und so zu beteiligen. Das ist schon auch 
ein erkennbarer Konflikt“ (Diedrich 2020, Z. 94-97). 

Ein weiterer Konflikt entsteht aus der Abweichung der Kooperationspartner von schriftlichen 

Vereinbarungen. 

„Das klassische Konfliktfeld ist die Diskrepanz zwischen dem, was in den 
Kooperationsvereinbarungen festgehalten ist, und den ganz konkreten Planungsschritten 
der einzelnen Kooperationspartner“ (Marlow 2020, Z. 18-20). 
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Die Problematik wird zusätzlich befeuert, indem Konflikte nicht nur zwischen 

Kooperationspartnern auftreten, sondern auch innerhalb der Unterabteilungen von einzelnen 

Kooperationspartnern. Mit der Vielfalt an Akteuren steigt die Komplexität des Gesamtprojektes 

und damit einhergehend die Vulnerabilität gegenüber Konflikten (vgl. Rutschke 2020, Z. 111-126). 

„Jeder Kooperationspartner hat auch eigene Unterabteilungen und zwischen diesen gibt es 
auch viele Konflikte“ (Rutschke 2020, Z. 116). 

Hinzu kommen externe Akteure, mit denen ebenfalls Abstimmungen erzielt werden müssen (vgl. 

Rutschke 2020, Z. 138-142). Da diese Vielzahl an Professionen mitunter durch sehr verschiedene 

Handlungslogiken und Handlungsrationalitäten geprägt ist, ergibt sich eine sehr komplexe 

Situation, die Flexibilität von allen Beteiligten erfordert.  

„Da gilt es das noch stärker aufzubrechen, dass jede Institution eigentlich letztendlich nur 
für sich denkt und hofft, ihr Schema F irgendwie durchziehen zu können“ (Marlow 2020, 
Z. 59-60). 

So entstehen Konflikte da, wo Kooperationspartnern die Bereitschaft fehlt, von standardisierten 

Verfahren abzuweichen (vgl. Marlow 2020, Z. 59-61).  

In diesem Zusammenhang ergibt sich eine besondere Dynamik zwischen der ZKB einerseits und 

auf der anderen Seite den weiteren Kooperationspartnern. Dies ist dem Umstand geschuldet, dass 

die ZKB als Genossenschaft Sachzwängen und Handlungsrationalitäten unterliegt, die von denen 

der weiteren Kooperationspartner, den kommunalen Unternehmen und Behörden, differieren. So 

kann die ZKB zwar flexibler und experimentierfreudiger agieren (vgl. Marlow 2020, Z. 61-64), ist 

in ihrer besonderen Verantwortung allerdings gegenüber der Stadtgesellschaft gebunden und 

verpflichtet, diese entsprechend zu repräsentieren und deren Belange einzufordern.  

Die Entwicklung des HdS hat in der bisherigen Projektentwicklung verschiedene konfliktive 

Situationen durchlaufen. Eine dieser Situationen hat dabei die Einigung um den städtebaulichen 

Entwurf dargestellt (vgl. Lang 2020, Z. 48-59). Entschärft und schließlich aufgehoben werden 

konnte der Konflikt, indem das städtebauliche Werkstattverfahren für zwei Planungsteams 

verlängert wurde (vgl. a. a. O., Z. 55-58). 

Ein weiterer Forschungsbefund zeigt, dass Konflikte oftmals die Räume betreffen, deren 

Nutzungskonzepte ausgehandelt werden und entweder privat oder öffentlich sein sollen. Dies 

betrifft zum Beispiel aktuell das Haus A (vgl. Machleidt 2020, Z. 62-81). Das Gebäude gilt als 

Aushängeschild in Richtung Alexanderplatz (ebd.). Die BIM konzentriert zukünftig auf 30 % der 

Flächen Verwaltungsnutzungen, die ZKB wird die weiteren 70 % sozio-kulturell nutzen (ebd.). 

Konträre Ziele bilden die Forderung der BIM nach geschlossenen Räumlichkeiten und das 

Interesse der ZKB, ein möglichst zugängliches Haus A zu gestalten.  

Das zweite Beispiel bilden die Dachgeschossflächen, die ebenfalls privat oder öffentlich zugänglich 

sein könnten. Diametral entgegengesetzte Interessen stellt dabei das Vorhaben der WBM dar, 
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Privatwohnungen mit Dachterrassen zu entwickeln (vgl. Lang 2020, Z. 202) und die Forderung 

seitens der ZKB, die Dachgeschossflächen öffentlich zugänglich zu gestalten (vgl. Marlow 2020, 

Z. 91ff.). 

Ein drittes Beispiel bilden die Verhandlungen um die zukünftige Nutzung der Erdgeschossflächen. 

Das Ziel ist, „dass die Erdgeschossflächen im Wesentlichen öffentlich genutzt werden können“ 

(Diedrich 2020, Z. 101f.). Demgegenüber steht die Notwendigkeit der BIM, auch im Erdgeschoss 

eigene Büroflächen unterzubringen, da das landeseigene Unternehmen einen sehr hohen 

Flächenbedarf verzeichnet. Aus diesem Grund wird eine öffentliche Zugänglichkeit aus 

Perspektive der BIM eher kritisch betrachtet. Zusätzlich bringt die Stadtöffentlichkeit, im Rahmen 

der Partizipationsformate, eigene Vorstellungen von der zukünftigen Nutzung der 

Erdgeschossflächen ein (vgl. Diedrich 2020, Z. 99-113). In diesem Spannungsfeld entspinnt sich 

ein weiterer Konflikt, der zeitnah nach Klärung verlangt.  

Schließlich entzündet sich ein Konflikt um die Entlohnung von Mitarbeiter*innen der ZKB. Denn 

die ZKB- Mitarbeiter*innen arbeiten größtenteils unentgeltlich und bislang konnte keine Einigung 

bzgl. deren Vergütung erzielt werden (vgl. Marlow 2020, Z. 22-25). 

8.1.3 Kontrakonfliktäre Praktiken in der Kooperationsgemeinschaft Koop5 und Strategien 

der Aushandlung 

Konflikthaftigkeit wird dadurch beeinflusst, wie und von wem Entscheidungen getroffen werden. 

Kontrakonfliktär kann sich hierbei eine auf Konsens bedachte und einvernehmliche 

Entscheidungsfindung auswirken. Die Koop5 verfolgt eine Handlungsdoktrin, in der 

Entscheidungen einstimmig, konsensual und paritätisch getroffen werden. 

„Bei Uneinigkeit wird tatsächlich das so lange durchdiskutiert, bis man einen Konsens 
findet“ (Lang 2020, Z. 92f.). 

„Es wird ausdiskutiert“ (Polenz 2020, Z. 56). 

„Die Entscheidungen sind einstimmig und auf Augenhöhe“ (Lang 2020, Z.43).  

„Beschlossen wird einstimmig“ (Lührmann 2020, Z. 51). 

„Ein Hauptbestandteil der Kooperation ist, dass man alles gemeinsam entscheidet. Im 
Grunde sucht man immer Konsenslösungen“ (Rutschke 2020, Z. 90f.) 

Diese Vereinbarungen werden als wesentlich für den Erfolg der Projektentwicklung erachtet. 

Demnach „ist die Voraussetzung für das Gelingen dieses Projektes, dass letztendlich immer eine 

Lösung gefunden wird, die von allen fünf mitgetragen wird“ (Diedrich 2020, Z. 54f.). 

Die Entscheidungsfindung sieht wie folgt aus: Indem Prozessbeteiligte „versuchen, für die Belange 

aller anderen Kooperationspartner […] Verständnis mitzubringen und sich nicht davor festzulegen 

und eine feste Meinung zu haben, sondern es geht eher darum, nochmal die Hintergründe der 

einzelnen Kooperationspartner zu beleuchten, zu verstehen und dann zum Konsens beizutragen“ 
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(Machleidt 2020, Z. 78-81). Von Vorteil sind dabei räumliche Nähe und persönliche Begegnungen. 

Deshalb sind „Strukturen im Projekt […] so angelegt, dass wir uns regelmäßig persönlich sehen, 

[…] man einen unmittelbaren Draht zueinander hat und das nicht rein über E-Mails funktioniert“ 

(Machleidt 2020, Z. 117-119). In diesem Zusammenhang werden Kontinuität, Verbindlichkeit und 

Empathie als weitere Faktoren benannt, die den Kooperationsprozess im positiven Sinne prägen 

können (vgl. Marlow 2020, Z. 55-57). 

„Ich glaube, dass die Kooperation einen großen Vorteil darin hat, dass die einzelnen Leute 
aus den einzelnen Institutionen über eine lange Zeit verbindlich zusammenarbeiten, sich 
kennenlernen, und da also plötzlich Dinge ermöglicht sind, dadurch dass ein gewisses 
Verständnis, vielleicht auch eine gewisse Sympathie auf einer persönlichen Ebene 
aufgebaut wird und Leute in Institutionen überlegen, wie das innerhalb der Logik der 
Institution jetzt tatsächlich umzusetzen ist und es nicht so absolut vor diesem Block 
‚fremde Institution‘ stehen bleibt“ (Marlow 2020, Z. 27-31). 

Eine herausragende Besonderheit am Modellprojekt Haus der Statistik ist, dass die 

Zivilgesellschaft, vertreten durch die ZKB, als gleichberechtigter Akteur in der Koop5 

gleichermaßen entscheidungsbefugt ist, ohne jedoch einen materiellen Eintrag beizusteuern (vgl. 

Lang 2020, Z. 124-130). 

„Auch die Genossenschaft ZUsammenKUNFT hat genauso das Recht mitzustimmen und 
mitzuentscheiden wie die anderen, da gibt es also nicht so ein Thema, dass, […] das Land 
sagt: „Uns gehören die Grundstücke und ihr macht jetzt, was wir wollen“. Das gibt es nicht 
und das ist auch das Neue an dem Verfahren“ (Lang 2020, Z. 43-46). 

Für die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik wurde ein mehrstufiges System der 

Entscheidungsfindung erarbeitet (siehe Abb. 9). Die Ebene der Arbeitsgruppen bildet die 

elementarste Stufe mit geringster Entscheidungskompetenz, gefolgt von der TAG-Gruppe 

(technische Arbeitsgruppe). An der Spitze steht die Steuerungsrunde mit höchster 

Entscheidungsbefugnis (vgl. Machleidt 2020, Z. 119-136; Lührmann 2020, Z. 38-42; Rutschke 

2020, Z. 102-111).  

„Diese Hierarchie ist auch Teil dieser Lösungsorientierungsansätze“ (Rutschke 2020, Z. 
109f.). 

Mitunter erfordert die Entwicklung des Modellprojekt HdS unvorhergesehene Dienstwege. So 

kommt vor, dass in zentralen Punkten zusätzliche Instanzen hinzugezogen werden müssen, 

respektive „der Umweg über, […] Dienstherren“ erfolgt (Marlow 2020, Z. 31-36). Beispielsweise 

„ist es manchmal nötig, über den Finanzsenat zu gehen, der sozusagen der BIM gegenüber 

weisungsbefugt ist“ (Marlow 2020, Z. 33f.).  
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ABB. 9: ENTSCHEIDUNGSEBENEN INNERHALB DER KOOP5 

 

In der Koop5 werden Entscheidungen einstimmig von allen fünf Partnern verabschiedet. Das 

bedeutet, es gibt keine Bündnisse, die einander überstimmen können. Demnach kann die Bildung 

von Gruppen nicht bestätigt werden. Zwar gibt es Konstellationen, bei denen sich einzelne Akteure 

aus früheren oder parallellaufenden Entwicklungsprojekten personell bekannt sind, beispielsweise 

BIM und Senat (vgl. Diedrich 2020, Z. 47; Lührmann 2020, Z. 18 - 24), oder eine Nähe in Bezug 

auf die Profession besteht, beispielsweise BIM und WBM (vgl. Lang 2020, Z. 29f.). Allerdings ist 

das vereinbarte Ziel die gemeinsame Problemlösung (vgl. Lührmann 2020, Z. 18 - 20). Eine 

präferentielle Auswahl von Kooperationspartnern innerhalb der Koop5 findet demnach nicht statt 

(vgl. Lang 2020, Z. 31f.; Lührmann 2020, Z. 18 - 24). Eine situative engere Zusammenarbeit 

einzelner Kooperationspartner kommt zwar zuweilen vor, ist aber thematisch und nicht individuell 

bedingt. Vielmehr ist das Projekt kontinuierlich und gleichverteilt dialogorientiert (vgl. Machleidt 

2020, Z. 31-41; siehe auch Diedrich 2020, Z. 42f.). 

„Aber allgemein gesagt, ist das Modellhafte an dem Projekt und auch die Arbeitsgrundlage, 
so wie sie gelebt wird, dass man sich ständig mit allen Kooperationspartnern zu gleichen 
Teilen auseinandersetzt, also da kann man schwer jetzt einen Akteur ganz besonders 
hervorheben“ (Machleidt 2020, Z.33-36). 

 

8.2. Gemeinwohlbegriff in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der 

Statistik durch die Koop5 

8.2.1 Konzeptualisierungen des Gemeinwohls  

Für den Begriff der Gemeinwohlorientierung existiert nicht nur ein einziges verbindliches Beispiel 

in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik durch die Koop5. Vielmehr konnotieren 

 

 hoch 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitsgruppen 

(AG Organisation, AG Planung, AG Mitwirkung, AG Kommunikation) 

TAG-Gruppe 

(Technische Arbeitsgemeinschaft) 

Steuerungsrunde 

(Höherrangige Besetzung, bspw. Bezirksstadtrat) 

                                                

E
nt

sc
he

id
un

gs
ko

m
pe

te
nz

 

niedrig 

  K
oo

p5
   K

oop5 

QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG 

 



 
 

 56 

Prozessbeteiligte diverse praxis-konkrete und weniger konkrete Konzepte mit dem Begriff des 

Gemeinwohls.  

In den Ausführungen der Prozessbeteiligten bzgl. des Gemeinwohls kommen sowohl 

substantialistische als auch deliberative bzw. prozedurale Verständnisse zum Tragen.  

Zunächst sind bereits die einzelnen Kooperationspartner dem Gemeinwohl verpflichtet (vgl. 

Diedrich 2020, Z. 266ff.; Lang 2020, Z. 136f.).  

 „Wir haben es hier mit fünf Partnern zu tun, die sich alle mehr oder weniger dem 
Gemeinwohl verpflichtet fühlen“ (Diedrich 2020, Z. 266f.).  

Demnach ist auch den administrativen Behörden, d. h. der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

und Wohnen sowie dem Bezirksamt Mitte von Berlin, die Gemeinwohlorientierung inhärent, 

insofern als dass das Verwaltungshandeln grundsätzlich gemeinwohlorientiert ist (vgl. Machleidt 

2020, Z. 266-275). Außerdem können Kooperationspartner auch eher indirekt 

gemeinwohlorientiert agieren, beispielsweise indem die BIM das Sozialamt Räumlichkeiten nutzen 

lässt (vgl. Lührmann 2020, Z. 153 – 156).  

Weiter werden von Prozessbeteiligten die individuellen Entwicklungsvorhaben der 

Kooperationspartner im Quartier Haus der Statistik als unterschiedlich gemeinwohlorientiert 

bewertet. Benannt worden sind zum einen praxiskonkrete Beispiele und Zielsetzungen in der 

Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik als Beispiele für die Gemeinwohlorientierung 

des Projektes. Zum anderen wurde vielfach entweder direkt auf die ZKB oder deren Teilprojekte 

als Ausdeutung des Gemeinwohlbegriffes rekurriert. Hierbei wurden im weiteren Sinne die ZKB 

bzw. deren Teilprojekte als Aushandlungsorte eines Gemeinwohlbegriffes in der 

Auseinandersetzung mit der Stadtgesellschaft und Nachbarschaft identifiziert (vgl. Diedrich 2020, 

Z. 287-300; Lührmann 2020, Z. 153 – 156; Rutschke 2020, Z. 186-194).  

„Ich würde es jetzt auch so sehen, dass da vor allen Dingen die ZKB die treibende Kraft 
ist, die das Gemeinwohl bei dem ganz konkreten Projekt nach vorne bringt“ (Lührmann 
2020, Z. 154f.).  

„Dass man so einer Initiative, soviel Stellenwert gibt […] die auch als gleichwertigen Partner 
betrachtet und einbezieht und dadurch stellt man eben sicher, dass auch so eine 
Gemeinwohlorientierung in der inhaltlichen Ausgestaltung des Projektes da ist, denn das 
ist deren Ziel und Auftrag von vornherein gewesen“ (Rutschke 2020, Z. 186-189). 

Obwohl sämtliche Kooperationspartner in der Außendarstellung des Modellprojektes auf den 

Begriff des Gemeinwohls Bezug nehmen, führt die ZKB als einzige unter den 

Kooperationspartnern eine Auseinandersetzung über dessen Semantik. Die ZKB betrachtet den 

Begriff entsprechend kritisch, sieht aber auch das Potential des Begriffs als 

Legitimationsinstrument: 

„Also grundsätzlich […], ist Gemeinwohl ja so ein Label, was gerade gut funktioniert, um 
eine gesellschaftliche Mehrheit für eine andere Stadtentwicklungspolitik zu schaffen, die 
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nicht auf Profit abzielt, sondern eher bestimmte Mehrwerte für Menschen und bestimmte 
Nutzungen zu erzielen“ (Marlow 2020, Z. 70-73). 

Im Hinblick auf das konzeptuelle Verständnis: werden allerdings „basisdemokratische, 

selbstorganisierte, selbstverwaltete Elemente“ als Gemeinwohl gefasst (Marlow 2020, Z. 74-75). 

Zugleich bildet die Ambivalenz des Begriffes, zumindest innerhalb der ZKB, einen 

Diskussionsgegenstand. Problematisch ist dem Begriff des Gemeinwohls demnach die ubiquitäre 

Verwendung, die Substantialisierung eines etwaigen allgemeingültigen Gemeinwohls, einhergehend 

mit der Marginalisierung bestimmter sozialer Gruppen (vgl. Marlow 2020, Z. 77-82). Diesbezüglich 

erörtert Marlow (2020); 

„Das ist schon so, dass wir diesen Themenabend auch gemacht haben, weil viele Leute 
Bauchschmerzen hatten mit dem gedankenlosen Verwenden des Begriffes, weil eben 
tatsächlich nicht so richtig gesagt ist, was man damit meint, wenn man das sagt, weil der 
gerade so ubiquitär benutzt wird und da ja auch mitschwingt, dass es irgendwie ein 
tatsächlich feststellbares Wohl für die Gemeinheit gäbe, wo nicht ganz klar ist, wer das 
festlegt und wo die Frage ist, inwiefern da Diversität, Pluralität, […] einer Gesellschaft darin 
Rechnung getragen werden kann“ (Marlow 2020,  Z. 77-82). 

Explizit zeigt sich für die ZKB Gemeinwohlorientierung in der Rekommunalisierung und den 

Kooperationsvereinbarungen. Hierbei sind vor allem Entkommerzialisierung und Verstaatlichung 

bestimmter Ressourcen von entscheidender Relevanz. So liefert den Rahmen für das Gemeinwohl 

„die Rekommunalisierung des Areals und die gegenseitige Verpflichtung der Kooperationspartner, 

hier nichts zum Verkauf vorzubereiten, nichts für Profit vorzubereiten“ (Marlow 2020, Z. 89f.). 

Konkret kann das für die ZKB z. B. bedeuten, „zu schauen, dass nicht am Ende doch irgendwo 

ein Starbucks einzieht oder am Ende nicht doch die Dachflächen nicht öffentlich gemacht werden“ 

(Marlow 2020, Z. 91-93).  

Darüber hinaus wurden von den befragten Prozessbeteiligten wiederholt die Pioniernutzungen mit 

dem Begriff des Gemeinwohls assoziiert (vgl. Diedrich 2020, Z. 287-300; Machleidt 2020, Z. 302-

316; Polenz 2020, Z. 168; Rutschke 2020, Z. 195). 

„Die Initiative steht dort für Nutzungen, die allesamt nicht profitorientiert sind, sondern 
die allesamt gemeinwohlorientiert sind und das kann man wunderbar [..]an den jetzt 
gegenwärtigen Pioniernutzungen erkennen“ (Diedrich 2020, Z. 287-289). 

Auch die Projektstruktur wird als gemeinwohlorientiert bewertet (vgl. Lang 2020, Z. 171f.; 

Rutschke 2020, Z. 186ff.). Explizit ist damit die paritätische Flächenteilung und Kostenübernahme 

zugunsten der ZKB gemeint. Durch die Flächenverteilung leiste jeder Akteur seinen Beitrag zum 

Gemeinwohl, indem beispielsweise die Verwaltung Flächen abtritt, „um die zwanzig Prozent für 

Soziales und Kulturelles zur Verfügung zu stellen“ (Polenz 2020, Z. 173).  

So könnten soziale Angebote entstehen, die sich an Kinder, Jugendliche oder Senioren richten (vgl. 

Polenz 2020; Z. 171; siehe auch Machleidt 2020, Z. 399). Machleidt (2020, Z. 305-307) folgend, 
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„handelt es sich generell um soziale Nutzungen, um künstlerische Nutzungen, um 

Hilfsorganisationen, solche Art von Nutzungen […], die in einem freihandelnden 

Immobilienmarkt verdrängt werden oder oft verdrängt werden“. Weiter sollen Angebote mit 

‚Aufenthaltsqualität‘ für Kinder und Jugendliche entstehen, deren Ausführungen gegenwärtig noch 

diskutiert werden (vgl. Machleidt 2020, Z. 400-403). Zusätzlich sollen Angebote im Hinblick auf 

die Qualität des Quartiers entstehen, beispielsweise „Nahversorgungsmöglichkeiten“, „Kita-

Angebote“ und Flächen, „die dazu einladen, sich dort zu treffen und dort aufzuhalten“ (Machleidt 

2020, Z. 403-405). 

Die Umsetzung dieser zwanzig Prozent sozialer und kultureller Nutzungskonzepte sind das 

Ergebnis eines prozesshaften und diskursiven Verfahrens der Konsensfindung in den öffentlichen 

und teilöffentlichen Partizipationsformaten. Über die Vergabe der Nutzungskonzepte für die 

Pioniernutzungen befindet ein sog. Quartiersgremium. Insofern lässt sich hier ein deliberativer 

Gemeinwohlbegriff erahnen, der das Postulat gesellschaftlicher Auseinandersetzung bildet. Zudem 

ist der Begriff des Gemeinwohls in diesem Zusammenhang prozedural zu verstehen. 

Besonders das Vorhaben der WBM, mietpreisgebundene Wohnungen und WBS-Wohnungen zu 

schaffen, wird von Prozessbeteiligten als gemeinwohlorientiert angeführt (vgl. Diedrich 2020, Z. 

427-432; Lang 2020, Z.  171-173; Lührmann 2020, Z. 156-160). Die WBM schafft auf dem Gebiet 

300 Wohneinheiten, wovon 50 % als sog. Sozialwohnungen angeboten werden sollen (vgl. 

Diedrich 2020, Z. 281-285). Derzeit prognostiziert die WBM den Preis mit 6,50 Euro/m2 mtl. (vgl. 

Lang 2020, Z. 197-204). Das Angebot richtet sich an Personen mit Wohnberechtigungsschein. Die 

weiteren 50 % des Wohnungsangebots sind mietpreisgebunden und sollen auch für Menschen mit 

mittleren Einkommen leistbar sein (vgl. Diedrich 2020, Z. 281-285).  

„Bei der WBM sind die günstigen Mieten, wir gehen vom sozialen Mietpreis aus, und das 
ist, denke ich, auch gemeinwohlorientiert, und dem zugrunde gelegt, dass die Mieten stark 
gestiegen sind in den letzten Jahren, dass man da jetzt gegensteuern möchte und das in so 
einer prominenten Lage, ist, denke ich, auch auf politischer Ebene ein Zugeständnis an das 
Gemeinwohl“ (Lührmann 2020, Z. 156-159). 

Schließlich kann Gemeinwohlorientierung ebenso „als Gesamtkonzept“ verstanden werden 

(Polenz 2020, Z. 150). 

Als Gemeinwohlorientierung bewerten Prozessbeteiligte die zentrale Lage des Quartiers in der 

Stadt. Hierbei ist Zentralität einerseits stadträumlich, aber auch symbolisch zu verstehen.  

 „Was man ergänzen oder deutlich rausstellen sollte, ist die prominente Lage des Projektes. 
Also, dass auf verschiedensten Ebenen sich dafür ausgesprochen wurde, dass an so einer 
prominenten Stelle zu machen. Ich denke, das ist ein ganz deutliches Zeichen in Richtung 
Gemeinwohlorientiertheit. Man hätte das auch in einem Randbezirk erproben können das 
erste Mal, hat man aber nicht“ (Lührmann 2020, Z. 192-195). 

„Zu sagen, man hat sich entschieden, wir verkaufen das nicht an so einem zentralen Platz, 
am Alex so eine Riesenfläche nicht an den Höchstbietenden“ (Polenz 2020, Z. 161-163). 
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Ein weiterer Punkt im Zusammenhang mit der räumlichen Verortung, den Prozessbeteiligte als 

gemeinwohlorientiert beurteilen, bildet die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik als 

Gegenentwurf zu Immobilien- und Gewerbestruktur rund um den Alexanderplatz. Hierbei wird 

der Mangel an sozialen oder gemeinnützigen Nutzungen im räumlichen Umfeld des HdS (vgl. 

Diedrich 2020, Z. 320-327) und die Verdrängungsgefahr soziokultureller Projekte durch 

rentabilitätsorientierte Nutzungen konstatiert (vgl. Machleidt 2020, Z. 306, 315). 

In den vorangestellten Ausführungen werden sehr konkrete Vorstellungen an den Begriff des 

Gemeinwohls geknüpft. Sozialer Wohnungsbau, leistbarer und zentraler Wohnraum und 

Verwaltungshandeln bilden Beispiele, deren Gemeinwohlorientierung als gegeben erachtet wird, 

insofern sind diese eher substantialistisch einzuordnen. Zudem sind die Explikationen bereits vor 

bzw. anstelle einer gesellschaftlichen Aushandlung festgelegt.  

Insgesamt zeigen die Ausführungen, dass das Spektrum an Konzeptualisierungen, welche mit dem 

Begriff des Gemeinwohls konnotiert werden, unter den befragten Prozessbeteiligten sehr weit 

reicht. Dennoch lässt sich weitestgehend ein Konsens unter den Konnotationen identifizieren. Die 

Bandbreite, was denn nun präzise die Gemeinwohlorientierung im Modellprojekt HdS 

verdeutlicht, reicht von sehr praxiskonkreten Beispielen, die bereits realisiert wurden, z. B. der 

Rekommunalisierung des Areals HdS, bis zu eher diffusen Vorstellungen, die erst in der Zukunft 

Praxis werden können und bisher noch nicht final ausgehandelt sind, z. B. die 

Gemeinschaftsflächen für die Zeit der dauerhaften Nutzungsphase. Aus diesem Grund entziehen 

sich die dargelegten Begriffe von Gemeinwohl einer einzigen verbindlichen Konzeptualisierung. 

Vielmehr überspannen die Konzeptualisierungen auch das gesamte Spektrum an 

Kategorisierungen des Gemeinwohlbegriffes und bilden sowohl substantialistische als auch 

deliberative und prozedurale Vorstellungen ab. 

8.2.2 Die zukünftige Gemeinschaft des Modellprojektes Haus der Statistik 

Der Rekurs auf das Gemeinwohl erfordert die Definition einer Gemeinschaft. Diese resultiert aus 

der Gesamtheit der zukünftigen Nutzer*innen/-gruppen. Mit dem Ziel, diese Gemeinschaft näher 

zu beleuchten, wurden die Prozessbeteiligten nach den Zielgruppen der individuellen 

Entwicklungsvorhaben des jeweiligen Kooperationspartners befragt.  

Das Vorhaben der WBM richtet sich an Familien und Kunstschaffende (vgl. Lang 2020, Z. 186).  

Anhand von Wohnungsschnitten und prognostizierten Mieten können weitere Annahmen bzgl. 

einer Zielgruppe formuliert werden. Im Fokus der Entwicklung stehen demnach Wohnungen für 

Haushalte mit niedrigen und mittleren Einkommen.  Im Bereich Ein- bis Vierzimmerwohnungen 

soll das bestehende Angebot an Wohnungen im Gebiet ergänzt werden. Damit wird sich der 
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entstehende Wohnraum an Single- und Kleinfamilienhaushalte richten (vgl. Lang 2020, Z. 189-

191). Bisher gibt es allerdings noch keine exakte Ausführungsplanung (vgl. a. a. O., Z. 204). 

Eine weitere Gruppe bilden Bewohner*innen, die in den integrativen Wohnformen der ZKB leben 

werden (vgl. Lang 2020, Z. 191-194). Die Wohnformen sollen ‚inklusiv‘, ‚gemeinschaftlich‘ und 

‚selbstverwaltet‘ sein (Marlow 2020, Z. 119f.).  

Allerdings konnten experimentelle Wohnformen aus rechtlichen Gründen bisher nicht erprobt 

werden. Daher wurden bislang noch keine zukünftigen Mieter*innen geworben. Begleitet werden 

sollen die experimentellen Wohnformen durch soziale Träger, welche verschiedene Formen von 

Hilfsangeboten abdecken (vgl. Marlow 2020, Z. 121-123). Demnach ist beabsichtigt, integratives 

Wohnen zu realisieren, indem der Versuch unternommen wird, „möglichst viel von Sorgeleistung 

nicht an Dienstleistung outzusourcen, sondern untereinander zu verteilen“ (Marlow 2020, Z. 130-

132). Weiter sollen Wohngemeinschaften entstehen, in denen Selbstverwaltung und 

Gemeinschaftlichkeit praktiziert werden. 

„Da so ein Modell zu entwickeln, dass sich so eine Hausgemeinschaft selber organisiert 
und gegenseitig unterstützt und es da so eine gewisse Offenheit für gemeinschaftlich 
genutzte Räume gibt“ (Marlow 2020, Z. 123f.).  

Insgesamt betrifft das rund sechzig Wohneinheiten, wovon einen Teil „tendenziell größere“ 

Wohneinheiten bilden sollen (Marlow 2020, Z. 141 – 143). Dagegen spricht bisher, dass WBM und 

Kreditanstalt für Wiederaufbau Zielvorgaben beim Wohnungsbau in Einheiten darstellen, wobei 

eine Wohnung eine Einheit bildet, unabhängig von der Größe der jeweiligen Wohnung. Daher 

konnten „Typologien für Wohneinheiten für größere Gruppen“ bisher noch nicht entwickelt 

werden (Marlow 2020, Z. 142 – 150).  

Wiederholt wird die unmittelbare Nachbarschaft als Adressat von Entwicklungsvorhaben benannt. 

Dementsprechend soll es dem Modellprojekt gelingen, Angebote für die direkte Nachbarschaft zu 

entwickeln, „die interessant sind, die erreichbar sind, die niedrigschwellig sind“ (Machleidt 2020, 

Z. 370-372). Vergleichbar äußert sich Diedrich (2020, Z. 469-475). Letztendlich sei das Haus der 

Statistik „kein isoliertes Einzelprojekt dort in diesem Stadtraum, sondern es soll tatsächlich eine 

Wirkung in die Nachbarschaft entfalten, […] einen Mehrwert für die Menschen entfalten, die 

jetzt schon dort sind, natürlich auch für die, die irgendwann dort sein werden“ (Diedrich 2020, Z. 

469-471). Gleichfalls reduziert die Begünstigung der Nachbarschaft aber auch die Gefahr späterer 

justiziabler Konsequenzen (vgl. Marlow 2020, Z. 109-111). 

„Es gibt ein Bauvorhaben und die Nachbarn sollen nicht klagen“ (Marlow 2020, Z. 105-
108). 

Die BIM wird Büroraum für Mitarbeiter*innen des Finanzamtes Mitte sowie das eigene Personal 

entwickeln. Das hat zur Folge, dass Verwaltungsmitarbeiter*innen eine der zentralen Zielgruppen 

bilden werden (vgl. Lührmann 2020, Z. 179-184; Polenz 2020, Z. 187).     
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Die zukünftige Gemeinschaft soll sich aus der Stadtgesellschaft rekrutieren, insofern als Menschen 

berlinweit im Haus der Statistik Angebote finden (vgl. Diedrich 2020, Z. 474f.; Marlow 2020, Z. 

105-108; Polenz 2020, Z. 185-189). 

„Die Zielgruppe […] sind die Berliner“ (Polenz 2020, Z. 185). 

„Da war es so, dass wir uns immer sehr stark dafür eingesetzt haben, nicht nur auf die 
Nachbarschaft zu schauen, sondern auf die Stadtgesellschaft und auch Leute einzubinden, 
die nicht unmittelbar drum herum wohnen, aber sonst in Berlin ein Interesse daran haben, 
einen solchen Ort zu nutzen“ (Marlow 2020, Z. 105-108). 

Insgesamt prognostizieren Prozessbeteiligte eine heterogene Gemeinschaft für das Modellprojekt 

Haus der Statistik (vgl. Machleidt 2020, Z. 331-340; Diedrich 2020, Z. 341-361; Polenz 2020, Z. 

185-189). 

Zusammenfassend kann die zukünftige Gemeinschaft als ein Konstrukt verstanden werden, dass 

sich aus einzelnen Zielgruppen, welche von den Kooperationspartnern adressiert werden, 

rekrutiert. Berücksichtigt man die dargelegten Angaben, also Anwohner*innen und zukünftige 

Bewohner*innen, Familien, Künstler*innen, Haushalte mit niedrigen und mittleren Einkommen, 

Verwaltungsmitarbeiter*innen von BA Mitte, WBM, Finanzamt etc., Nutzer*innen und 

Anbieter*innen soziokultureller Angebote sowie Bewohner*innen experimenteller/integrativer 

Wohnformen, entsteht eine höchst heterogene Gruppe. 

Damit kann die Gesamtheit der potentiellen Nutzer*innen, stark verkürzt, als super-divers 

beschrieben werden.  

ABB. 10: KONSTITUTION EINER GEMEINSCHAFT IM MODELLPROJEKT HAUS DER 

STATISTIK 

 
 

 

 

 

  

Gemeinschaften / Nutzer*innen / Zielgruppen 

ZUsammenKUNFT 

Berlin eG – 

Genossenschaft  

für Stadtentwicklung 

Berliner  

Immobilien- 

management  

GmbH 

Wohnungsbau-

gesellschaft  

Berlin-Mitte mbH 

Bezirksamt  

Mitte von  

Berlin 

Senatsverwaltung  

für Stadtentwicklung  

und Wohnen 

Bewohner*innen Verwaltungsmitarbeiter*innen Nachbarschaft Berliner*innen 

QUELLE: EIGENE DARSTELLUNG 
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8.3 Weiterführende Forschungsbefunde 

8.3.1 Rekommunalisierung als Instrument zur dekommodifizierten Stadtentwicklung 

Prozessbeteiligte haben wiederholt auf den nicht profitorientierten Charakter des Modellprojektes 

Haus der Statistik hingewiesen. 

Das Land Berlin kann durch die Tätigung „strategischen Flächenerwerb[s]“ Raum langfristig 

marktwirtschaftlichem Wettbewerb entziehen (Machleidt 2020, Z. 227f.).  

Das Instrument der Rekommunalisierung bietet hierbei einerseits die Möglichkeit, räumliche 

Ressourcen, wie das Quartier Haus der Statistik, vom Markt zu nehmen und andererseits die 

Nutzungskonzepte entgegen kommerzorientierter Verwertungsinteressen zu steuern. 

So zeigt ein weiterer empirischer Forschungsbefund, dass das Modellprojekt HdS als Gegenpol 

zum profitorientierten Angebot rund um den Alexanderplatz entwickelt wird (vgl. Diedrich 2020, 

Z. 287- 300) 

„Das sind alles hochkommerzielle Projekte und das werden wir nicht machen“ (Lang 2020, 
Z. 185f.). 

Dabei kontrastieren die individuellen Entwicklungsvorhaben der Kooperationspartner des 

Modellprojektes HdS das bestehende Angebot der Umgebung. 

„Nichts wäre schlimmer, als dort eine Monostruktur zu errichten, die sich jetzt nur noch 
um Einkaufszentren und Hotelbetriebe dreht, und deswegen ist es für uns auch ganz 
besonders wichtig, dass wir Gegenpole schaffen“ (Machleidt 2020, Z. 188-189). 

Im Hinblick auf die weitere Nutzung stellen der soziale Wohnungsbau der WBM (Diedrich 2020, 

Z. 427-432; Lührmann 2020, Z. 156-160) und die experimentellen/integrativen Wohnformen der 

ZKB Konzepte dar, die sich Verwertungsmechanismen zumindest teilweise entziehen.  

Mit den Pioniernutzungen entsteht ein Angebot an Sozial- und Kulturangeboten, das 

Verwertungsinteressen diametral gegenübersteht und zudem auf einem freien Markt verdrängt 

würde (Machleidt 2020; Z. 302-316). Das betrifft insbesondere diejenigen der Pioniernutzungen, 

die kaum oder gar nicht über finanzielle Mittel verfügen (Diedrich 2020, Z. 287-300; Machleidt 

2020, Z. 310). 

8.3.2 Experimentelles Paradigma und Anschlussfähigkeit des Modellprojektes Haus der 

Statistik 

Die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik durch die Koop5 weist einen hoch 

experimentellen Charakter auf. Dies zeigt sich darin, dass diverse Entitäten innerhalb des Projektes 

erstmalig (vgl. Machleidt 2020, Z. 150f.) oder erstmalig in diesem Kontext erprobt werden. 

Insbesondere die bereits weiter oben vorgestellten Punkte der Projektstruktur sind an dieser Stelle 
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zu nennen. Das betrifft zum einen die Auswahl von Kooperationspartnern und zum anderen deren 

institutionalisierte Formen der Zusammenarbeit (vgl. Machleidt 2020, Z. 33f.).  

„Das ist für alle Partner wirklich etwas Neues: diese Art der Zusammenarbeit, diese Art der 
Kooperation“ (Diedrich 2020, Z. 44f.). 

Ein Novum stellt die frühzeitige und entschlossene Beteiligung der Stadtgesellschaft bis in die 

Ebenen der Projektsteuerung und Pioniernutzung dar (vgl. Diedrich 2020, Z. 84-87; Machleidt 

2020, Z. 140-144). Hierbei ist neben den diskursiven Partizipationsmöglichkeiten die materielle 

Beteiligung der Stadtgesellschaft durch Flächen exemplarisch.  

Ein wesentlicher Vorteil gegenüber weniger partizipativen Stadtentwicklungsvorhaben ist dabei die 

Akzeptanz von Seiten der Stadtgesellschaft, die durch deren umfänglichere Berücksichtigung 

erzielt werden kann (vgl. Lührmann 2020, Z. 110-116; Polenz 2020, Z. 125-133).  

Innovativ am Modellprojekt ist zudem, das Instrument der Rekommunalisierung in dieser 

Größenordnung einzusetzen. Damit markiert der Vorgang einen Wandel in der Berliner 

Liegenschaftspolitik, der die Konzeptvergabe anstelle der Höchstpreisveräußerungen stellt (vgl. 

Diedrich 2020, Z. 213f.; Machleidt 2020, Z. 221-226). Mit Blick auf die Liegenschaftspolitik des 

Landes Berlin, die durch radikale Privatisierung gezeichnet war, argumentiert Diedrich: 

„Wir schaffen das aber tatsächlich wieder mit dem Haus der Statistik, glaube ich, so einen 
Gegenpol zu der Entwicklung der letzten fünfundzwanzig Jahre zu schaffen“ (Diedrich 
2020, Z. 353f.).  

Dem hält Lang (2020, Z. 245-255) entgegen, dass die frühere Praxis von Höchstpreisverkäufen 

und Privatisierungen für dieses Quartier nicht revidiert werden kann. Dennoch verweist das 

Modellprojekt Haus der Statistik auf eine Neuausrichtung der Liegenschaftspolitik, in der die 

Fehlentwicklungen der Vergangenheit berücksichtigt werden (vgl. Lang 2020, Z. 247-255; 

Machleidt 2020, Z. 221-226).  

„Das Modellhafte am Projekt Haus der Statistik ist, dass es die erste Liegenschaft war, die 
sozusagen durch das Land Berlin von der BIM erworben wurde und auch erstens bei der 
Liegenschaftspolitik des Landes Berlin, aber auch bei der BIM zu so einem gewissen 
Umdenken geführt hat, dass man diese Grundstücke also nicht mehr zum Höchstpreis 
veräußert, sondern dass man schon guckt, was sind das für Liegenschaften, welche 
Mehrwerte kann das Land da generieren, die über die finanziellen Aspekte hinausgehen“ 
(Machleidt 2020, Z. 221-226). 

Einen weiteren zentralen Untersuchungsbefund stellt die Tatsache dar, dass das Modellprojekt 

Haus der Statistik zum gegenwärtigen Zeitpunkt bereits als Blaupause für weitere 

Stadtentwicklungsprojekte dient. So finden bereits an mehreren Standorten in Berlin 

Stadtentwicklungsprojekte mit vergleichbaren Kooperationsgemeinschaften statt. Unter 

Beteiligung der WBM wird, neben dem Dragonerareal auch in der Rathenaustraße und an einem 

weiteren, bisher unter Verschluss gehaltenen, Projekt kooperiert (vgl. Lang 2020, Z. 221-233). 
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Auch die BIM ist in weitere Projekte involviert, in denen vergleichbare Verfahren durchgeführt 

werden (vgl. Polenz 2020, Z. 129-133).  

Auch frühzeitige und konsequente Beteiligungsverfahren wurden für die Entwicklung des 

Dragonerareals transponiert (vgl. Lang 2020, Z. 223; Lührmann 2020, Z. 110-116; Polenz 2020, Z. 

129-133). Der Senat diskutiert gegenwärtig, das Konzept der Pioniernutzungen für ein Projekt am 

Molkenmarkt zu adaptieren (vgl. Machleidt 2020, Z. 165-166). 

Zudem ist zu erwarten, dass zukünftig häufiger umfangreiche Beteiligungsverfahren eingefordert 

und durchgeführt werden (vgl. Polenz 2020, Z. 125-128). 

Dass außerdem internationales Interesse am Modellprojekt HdS besteht, zeigt sich daran, dass 

Prozessbeteiligte zu Symposien, Messen etc. eingeladen werden, um über die Entwicklung zu 

referieren (vgl. Diedrich 2020, Z. 411-416). 

Die vorangestellten Beispiele machen deutlich, dass das Modellprojekt Haus der Statistik bereits 

jetzt als zukunfts- und anschlussfähige Form von Stadtplanung zu werten ist. 
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9. Relevanz und Diskussion der Forschungsbefunde  
Die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik erfolgt unter Rekurs der 

Kooperationspartner auf die Schlagworte „Kooperation“ und „Gemeinwohl“. Dabei bleibt 

fraglich, inwiefern diese zunächst abstrakten Konzepte in Arbeitsschritte zur Stadtentwicklung 

überführt werden können und welche Konsequenzen für die Arbeit in einer multiprofessionalen 

Akteurskonstellation sich daraus ergeben. Daher wird die Frage aufgeworfen, wie Prozessbeteiligte 

einer stadt-entwickelnden Kooperationsgemeinschaft die Begriffe „Gemeinwohl“ und 

„Kooperation“ konzeptualisieren.  

Prozessbeteiligte im Modellprojekt Haus der Statistik assoziieren zahlreiche praxisorientierte 

Beispiele, an denen sich die Begriffe „Gemeinwohl“ und „Kooperation“ veranschaulichen lassen. 

Bemerkenswert ist, dass verschiedene dieser Beispiele von Prozessbeteiligten als Beleg für 

„Gemeinwohl“ und von anderen als Beleg für „Kooperation“ im Projekt herangezogen wurden 

(siehe Anhang 2, Tab. 2). Das zeigt, dass sich die Beispiele einerseits nicht immer trennscharf 

abgrenzen lassen und anderseits gemeinwohlorientiert und kooperativ zugleich sein können. 

9.1 Kooperation in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik 

9.1.1 Konzeptualisierungen des Kooperationsbegriffes  

Kooperationen finden sich im Modellprojekt Haus der Statistik auf mehreren hierarchischen 

Ebenen, innerhalb und zwischen den Kooperationspartnern und in der Praxis mit externen 

Akteuren. 

Im Zentrum der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik steht die 

Kooperationsgemeinschaft Koop5. Kooperation kann hierbei mit Knieling (2018, S. 1229) als 

„Kooperative Planung“ verstanden werden, die mit einer Akteursvielfalt und der 

Perspektivendifferenz der unterschiedlichen Institutionen einhergeht. Als Akteure kooperieren die 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, das Bezirksamt Mitte von Berlin, die 

ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für Stadtentwicklung, die Berliner 

Immobilienmanagement GmbH und die Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH. Über die 

eigentlichen „Phasen des Planungsprozesses“ (ebd.) hinaus, im Modellprojekt Planungs- und 

Bauphase genannt, soll die gemeinsame Kooperation bis in die Phase der dauerhaften Nutzung 

fortgeführt werden. Die „Handlungsebene“ (Knieling 2018, S. 1230) erstreckt sich über das 

Quartier mit dem Aufsuchen und Berücksichtigen der Nachbarschaft, über den Bezirk (BA Mitte, 

WBM) und schließlich auf den gesamtstädtischen Kontext durch den Einbezug kommunaler 

Akteure (BIM, SenSW) und die Mitwirkung der städtischen Zivilgesellschaft (ZKB). Als „Formen 

und Methoden“ (ebd.) kooperativer Planung können die Koop5-Gremien (Arbeitsgruppen, TAG-
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Runde, Steuerungsrunde) betrachtet werden, aber auch die turnusmäßigen Partizipationsformate 

(Werkstatttreffen, Workshops, Themenabende etc.). 

Der konsequente Einbezug stadtgesellschaftlicher Interessen, als integraler Bestandteil des 

Modellprojektes, legt hiermit im Sinne Ahlgrimms et al. (2012, S. 20) ein Verständnis von 

„Kooperation als Arbeitsteilung“ nahe, welches als „Differenzierung von Aufgaben und 

Tätigkeiten“ „mit umfangreichen und komplexen Prozessen einhergeht“. Das ist einerseits 

zutreffend für die Institutionalisierung der Beteiligungsverfahren, zeigt sich aber besonders, indem 

die Stadtgesellschaft, durch die ZUsammenKUNFT Berlin eG – Genossenschaft für 

Stadtentwicklung, als gleichberechtigter Kooperationspartner beteiligt ist (vgl. Lang 2020, Z. 124-

130).  

Ein weiterer Aspekt der Arbeitsteilung ist die Koordination der Aufgaben von übergeordneter 

Stelle oder eigenständig von den Prozessbeteiligten (a. a. O., S. 21). Diesbezüglich schreiben 

Ahlgrimm et al. (2012) „kann Arbeit nicht allein geteilt, sondern auch gemeinsam verrichtet 

werden, was insbesondere bei komplexen Aufgaben erforderlich ist“ (S. 20). In der Koop5 findet 

sich diese Form von Arbeitsteilung in der Projektstruktur, die sich aus operativen (Arbeitsgruppen, 

TAG-Runde) und übergeordneten Instanzen (Steuerungsrunde) instituiert (vgl. Machleidt 2020, Z. 

116-136).  

Damit kann der Kooperationsprozess, wie von Werner (2009, S. 240) vorgeschlagen, in horizontale 

und vertikale Beziehungen der Zusammenarbeit differenziert werden. Vertikal sind die 

Beziehungen zwischen den Entscheidungsebenen, beginnend mit den Arbeitsgruppen, 

anschließender TAG-Runde und schließlich der Steuerungsrunde mit weitester 

Entscheidungskompetenz. Innerhalb der Ebenen sind die Beziehungen der Zusammenarbeit 

horizontal strukturiert, was grundsätzlich ebenso für das Selbstverständnis der Kooperation und 

die Beziehungen zwischen den Kooperationspartnern gilt. Horizontalität findet sich aber auch 

zwischen diversen Referaten und Abteilungen, innerhalb von Kooperationspartnern auf ein und 

derselben Steuerungsebene (vgl. Rutschke 2020, Z. 112-120). Jedoch kann Horizontalität durch 

egalitäre Entscheidungskompetenzen zu Immobilismus führen, was wiederum vertikale 

Machtbeziehungen durch den Einbezug externer und höherrangiger Akteure erfordert (vgl. 

Marlow 2020, Z. 31-35; Rutschke 2020, Z. 101-105).  

Werner unterscheidet Kooperation zusätzlich in „Akteurebene“, „Inhalts- und Einstellungsebene“ 

und „Institutionenebene, die durch das alltägliche Handeln der Kooperationsteilnehmer und die 

vorherrschenden Machtverhältnisse definiert werden“ (2012, S. 70). Auf Akteurebene kann als 

„formell festgelegt“ (Werner 2012, S. 110) die Federführung im Gesamtprozess durch das 

Bezirksamt Mitte von Berlin benannt werden. Als „Trägerschaften und dominant auftretende 
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Akteure“ (Werner 2012, S. 110) können die weiteren Kooperationspartner (BIM, SenSW, WBM 

und ZKB) eingeordnet werden.  

Vergleichbar mit Knieling (2018, S. 1230) können als Spielmacher der kooperativen Planung 

prinzipiell das BA Mitte und als Mitspieler die weiteren Kooperationspartner BIM, SenSW, WBM 

und ZKB differenziert werden, wobei je nach Vorhaben und Projektphase das Verhältnis variiert. 

So ist im Hinblick auf die Pioniernutzungen die ZKB als Spielmacher zu klassifizieren, im Hinblick 

auf die Sanierungen und Büroentwicklungen die BIM, für den sozialen Wohnungsbau die WBM, 

für Rathaus und Bebauungsplanverfahren das BA Mitte und für den städtebaulichen 

Planungsprozess die SenSW. 

Auf der „Institutionenebene“, d. h. als Interaktionsregeln kooperativer Praxis (Werner 2012, S. 

110), lassen sich die weitestgehend egalitären und konsensualen Entscheidungsmechanismen und 

diskursiven Aushandlungsprozesse der Koop5 anführen.  

Im Hinblick auf die „Inhalts- und Einstellungsebene“, als Emergenz einer spezifischen Kultur der 

Zusammenarbeit (Werner 2012, S. 110), ist bemerkenswert, dass operative und übergeordnete 

Instanzen interinstitutionell und multiprofessionell besetzt sind. Dabei ist das Projekt 

dahingehend strukturiert, dass Aushandlungsprozesse durch persönliche Kontakte, soziale 

Interaktion, Vertrauensbildung und interdisziplinären Austausch zwischen den Prozessbeteiligten 

positiv stimuliert werden. Damit korreliert die Interdisziplinarität mit dem Teil des 

Definitionsvorschlages von Werner (2012, S. 70), wonach eine Kooperation „die Lösung von 

Aufgaben“ anstrebt, „die ein einzelner nicht bewältigen könnte“. Diese 

Problemlösungskompetenzen ergeben sich aus den vielfältigen Professionen von 

Prozessbeteiligten.  

Die Kooperationspraxis hat mit dem städtebaulichen Werkstattverfahren und anschließenden 

verlängerten Entscheidungsprozess eine erste Belastungsprobe erfahren und sich als resilient 

gegenüber Konflikten erwiesen. Auch die komplexe Verfahrensstruktur des städtebaulichen 

Werkstattverfahrens ist ein weiterer Beleg für die von Ahlgrimm et al. postulierte „Kooperation als 

Arbeitsteilung“ (2012, S. 20). 

Der Rekurs auf die Kooperationsvereinbarungen der Koop5 zeigt zudem, dass Prozessbeteiligte 

(vgl. Diedrich 2020, Z. 237-240; Lang 2020, Z. 124-130) „Kooperation als Vertragsverhältnis“ 

verstehen (Ahlgrimm et al. 2012, S. 19). Ahlgrimm et al.  betonen, dass 

Kooperationsvereinbarungen auch zum Zwecke der Rechenschaftslegung und Außendarstellung 

eingegangen werden und Handeln deswegen nicht zwangsläufig koordiniert wird (2012, S. 19). Das 

ist für die Koop5 insofern zutreffend, als auch hier Kooperationspartner von den Vereinbarungen 

abweichen (vgl. Marlow 2020, Z. 18-22). Dabei tritt die von Werner (2012, S. 70) besprochene 

Problematik von Arbeitsverhältnissen in Kooperationen zutage, die darin besteht, dass sich „die 
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Qualität der Beteiligung an Kooperationen auf Freiwilligkeit“ stützt“ und „Kooperationspartner 

untereinander häufig nicht weisungsberechtigt sind“ (Werner 2012, S. 71). Aus diesem Grund 

werden in zentralen Punkten okkasionell zusätzliche Instanzen hinzugezogen, d. h. „der Umweg 

über, […] Dienstherren“ erfolgt, beispielsweise indem etwa der Finanzsenat eingeschaltet wird, 

welcher der BIM übergeordnet ist (Marlow 2020, Z. 31-36).  

Aushandlungsprozesse zwischen vermeintlichen Individualinteressen und Universalinteressen 

gestalten sich zuweilen komplex oder können sogar die Projektziele gefährden. Daher müssen 

egalitär-strukturierte Entscheidungsmechanismen in Relation zu dem Verantwortungsbewusstsein 

der Kooperationspartner stehen, um positive Effekte im Hinblick auf das Gesamtprojekt zu 

zeitigen. 

 „Kooperation kann nur dann funktionieren, wenn Mitsprache und Mitentscheidungen auf 
der einen Seite durch Mitverantwortung auf der anderen Seite auch ausbalanciert werden, 
sonst laufen sie immer Gefahr, dass Einzelinteressen so ein Projekt auch torpedieren oder 
blockieren können“ (Lang 2020, Z. 131-133). 

Gleichermaßen hatte Koll-Schretzenmayr (2006, S. 405) argumentiert, dass Kooperationen für die 

planenden Akteure „nicht nur zusätzliche Rechte, sondern auch neue Pflichten – darunter die 

Pflicht, Verantwortung zu übernehmen“ bedeute. Eine Möglichkeit, die Kooperationspartner in 

die Verantwortung zu nehmen, könnte die Quartierscharter darstellen. Um die Planung zu 

konkretisieren, ist eine Quartierscharter geplant, die den Umgang während der Nutzungsphase des 

Modellprojektes Haus der Statistik vorgibt und exaktere Zielvorgaben als die 

Kooperationsvereinbarungen beinhaltet (vgl. Marlow 2020, Z. 122-172). 

Die Angaben aus den Interviews lassen aber auch einen weiteren Schluss zu, nämlich dass 

Prozessbeteiligte „Kooperation als Strategie“ im Sinne Ahlgrimms et al. (2012, S. 22) 

konzeptualisieren, wonach Kooperation das Antonym zu Wettbewerb und Konkurrenz bildet. 

Zwar handelt es sich hierbei nur bedingt, wie von Ahlgrimm et al. (2012, S. 22) postuliert, um eine 

strategische Unternehmenskooperation, aber immerhin um Verfahrensweisen, die profit- und 

marktorientierten Interessen diametral gegenüberstehen.  

Dass Kooperation auch als „Einstellung“ (Ahlgrimm et al. 2012, S. 20) konzeptualisiert werden 

kann, wird in der motivationalen Bereitschaft zu Praktiken von Akteuren offenbar, die kooperative 

Verhaltensweisen erfordern. Dabei ist es die Bereitschaft von Akteuren, Ressourcen zu teilen, 

welche am signifikantesten mit dem von Ahlgrimm et al. vorgestellten Typus von Kooperation 

korreliert. Das Teilen von finanziellen, räumlichen, zeitlichen und wissensbasierten Ressourcen ist 

fixer Bestandteil in der Arbeitspraxis der Koop5. Exemplarisch hierfür sind Projektstruktur, 

Wissenstransfer, paritätische Flächenteilung und Finanzierungsvereinbarungen. Aber auch die 

gemeinschaftliche Nutzung räumlicher Ressourcen kommt hierbei zum Tragen (vgl. Polenz 2020, 

Z. 91-103; siehe auch Marlow 2020, Z. 61-64).  
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Zusammenfassend gibt es nicht nur ein zentrales Beispiel, an dem sich die Konzeptualisierungen 

des Kooperationsbegriffes durch die Prozessbeteiligten aufzeigen lassen. Vielmehr sind es 

komplexe Prozesse, wie das städtebauliche integrierte Werkstattverfahren, die 

Organisationsstruktur oder die Pioniernutzungen, die konsequent kooperativ organisiert sind. 

Zugleich lässt sich das kooperative Paradigma nicht auf die Entwicklungs- oder Bauphase 

beschränken, sondern soll sich bis in die Phase der dauerhaften Nutzung des Quartiers verstätigen 

(vgl. Marlow 2020, Z. 64-66; Polenz 2020, Z. 91-103). 

9.1.2 Konflikte innerhalb der Kooperationsgemeinschaft Koop5 

Bei der Durchführung von Kooperationen sehen sich die Initiatoren verschiedenen 

Herausforderungen gegenüber, die im Extremfall in Konflikten resultieren können (vgl. 

Roßteutscher 2009, S. 168; von Beyme 2010, S. 42; Werner 2012, S. 75). 

Die individuellen Entwicklungsvorhaben der Kooperationspartner sind durch die Professionen der 

Prozessbeteiligten determiniert und limitiert. Prozessbeteiligte verfügen über unterschiedliche 

Handlungsspielräume, welche durch Sachzwänge (Zeithorizonte, Budgets, Arbeitsgruppen, …), 

Handlungslogiken und Handlungsrationalitäten (bspw. unternehmerische vs. aktivistische 

Perspektive) geprägt werden. Je nach Profession ergeben sich hierbei spezielle Herausforderungen.  

Hatte Bochnig (1996, S. 208) darauf hingewiesen, dass „jede Fachplanung […] eine Eigendynamik“ 

entfaltet, die „in Zielkonflikten und Abstimmungsproblemen“ resultieren kann, so ist die 

Problematik für das Modellprojekt HdS insofern zutreffend, als Konflikte innerhalb der 

Kooperationspartner zwischen einzelnen (Unter-)Abteilungen nachgewiesen werden konnten (vgl. 

Rutschke 2020, Z. 116-120). 

Ein professionaler Fokus von Mitarbeiter*innen in Planungs- und Stadtentwicklungsabteilungen 

auf bauliche und ‚rein räumliche Aspekte‘, der den Blick vor „Betriebs- und Trägerkonzepte[n] von 

Projekte[n]“ versperrt, diskutiert von Boll (2006, S. 545), kann zunächst auch für BIM und WBM 

angenommen werden (vgl. Lang 2020, Z. 259-272; Polenz 2020, Z. 145 – 148).  

„Ich kann nicht gleichzeitig eine günstige Wohnung in der Innenstadt bauen und auch noch 
das Klima retten. […] Das ist so ein bisschen unsere Rolle als in Anführungszeichen 
„Spielverderber“, dass wir dann auch mal Wasser in den Wein schütten müssen und sagen: 
Können wir nicht bauen. Oder können wir bauen, aber nicht zu dem Preis“ (Lang 2020, Z. 
259-269). 

 „Wir als BIM machen die Sanierung der Bestandsbauten, wir machen die 
Verwaltungsflächen, das ist unser Auftrag, das hat natürlich in dem Moment wenig mit 
Gemeinwohl zu tun“ (Polenz 2020, Z. 145 – 147). 

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich aber, dass diese neben ihren Tätigkeiten, den Bestand zu 

ertüchtigen und den Wohnungsbau vorantreiben, die Trägerkonzepte, beispielweise die 

Pioniernutzungen, unterstützen, sind diese doch auch Teil des Gesamtkonzeptes.  
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Diese Problematik wurde von Stein/Stock (2006, S. 523) im Hinblick auf die Verwaltung 

aufgegriffen. So argumentieren die Autoren, dass Verwaltungsmitarbeiter*innen „aus 

verschiedenen Ämtern […] Initiativen und neue Ideen bereits zu Beginn  stoppen, weil aus ihrer 

Sicht (und vor ihrem Handlungshintergrund) zu viele Hindernisse im Weg stehen“ (Stein/Stock 

2006, S. 523). Die Forschungsbefunde legen nahe, dass die Wahrnehmung der Bezirks- und 

Senatsverwaltung von Prozessbeteiligten diesen Punkt deutlich wiederspiegelt. 

„Die Verwaltung sagt jetzt: Ja, bis zu einem gewissen Punkt ist es okay, aber irgendwann 
haben wir das Gefühl, ihr nehmt uns die Butter vom Brot“ (Marlow 2020, Z. 179f.). 

Inwieweit Vorhaben von Prozessbeteiligten aufgrund ihrer Profession tatsächlich obstruiert 

wurden oder werden und mit Seckinger (2015, S. 47) als ‚professionelle Deformation‘ bezeichnet 

werden können, bleibt abzuwarten. In diesem Spannungsfeld neu zu betrachten sind jene 

Vorstöße, bei denen vergleichsweise geringer Konsens zwischen Kooperationspartnern besteht.  

Da jeder Kooperationspartner eigene Entwicklungsvorhaben realisiert, geraten die verschiedenen 

individuellen Vorhaben und damit die Kooperationspartner zunächst nicht miteinander in 

Konflikt. Dies geschieht erst sobald diese ‚Grenzen‘ überschritten werden.  

Exemplarisch wird das da, wo zeitliche Verzögerungen eines Kooperationspartners die Fristen des 

Vorhabens eines anderen Kooperationspartners gefährden und finanzielle Konsequenzen 

verursachen. 

Bochnig (1996, S. 209) hatte festgehalten, dass „bei der Gestaltung von Kommunikationsprozessen 

[…] die Berücksichtigung der zeitlichen Dimension“ wesentlich ist und die im Verfahren „der 

Realisierung wechselnden Akteure auf die vorangegangenen Zielabsprachen verpflichtet werden“. 

Erst das Wissen um die Endlichkeit einer Kooperation begünstigt, dass Akteure überhaupt erst 

daran teilnehmen (vgl. Seckinger 2015, S. 46). Das Bezirksamt hat das andauernde 

Bebauungsplanverfahren und den verzögerten Abschluss des Rathausbaus zu verantworten, die 

übrigen Kooperationspartner werden dadurch länger beteiligt bleiben als ursprünglich vorgesehen. 

Problematischer als die individuelle Beteiligung sind hierbei allerdings die finanziellen Folgen, denn 

während der nicht eingehaltenen Fristen steigen die Entwicklungskosten der Kooperationspartner 

mit assoziierten Projekten. 

Weitere Forschungsbefunde zeigen, dass ein Konfliktfeld daraus resultiert, dass zwei 

Kooperationspartner ein und dieselben Flächen beanspruchen, und deren Nutzungen entweder 

privat (BIM) oder öffentlich (ZKB) sein sollen. Diese ‚entscheidenden strukturellen Unterschiede‘ 

„zwischen den verschiedenen beteiligten Institutionen“ (Stein/Stock 2006, S. 523) beschränken 

hierbei die „Handlungsmöglichkeiten“ (Werner 2012, S. 69) von Akteuren erheblich.  
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9.1.3 Konfliktlösungsstrategien innerhalb der Kooperationsgemeinschaft Koop5 

Entscheidungen innerhalb der Koop5 müssen von allen fünf Kooperationspartnern getragen 

werden. Daraus ergibt sich im Hinblick auf „Interaktionsregeln“, welche vorgeben, „wie die 

Zusammenarbeit praktiziert wird“ (Werner 2012, S. 110), dass beispielsweise kein 

Kooperationspartner überstimmt werden darf. Strukturierend wirkt sich zudem die konsensuale, 

einstimmige und paritätische Praxis der Entscheidungsfindung der Koop5 aus. Zukünftig könnte 

das bestehende ‚Regelwerk‘ dahingehend erweitert werden, dass Grundsätze bzgl. der sozialen 

Interaktion hinzukommen: 

„Das ist, glaube ich, allen Kooperationspartnern klar und wichtig, dass wir letztendlich 
nicht nur Regeln entwerfen, wie wir etwas errichten, bauen, fertigstellen, sondern dass wir 
auch ganz bewusst Regeln entwickeln, wie wir dann später in der Nutzungsphase 
miteinander umgehen“ (Diedrich 2020, Z. 422-425). 

Zwar existieren hierarchische Ebenen mit variierenden Befugnissen und 

Entscheidungskompetenzen, aber auf den jeweiligen Ebenen sind Repräsentant*innen von 

Kooperationspartnern egalitär. 

Hatten Autoren wiederholt auf die Relevanz von Vertrauensbildung und Vertrauenswürdigkeit 

zwischen Kooperationspartnern abgestellt (vgl. Renn 1996, S. 104; Stein/Stock 2006, S. 522), so 

betonen die befragten Prozessbeteiligten ebenso internalisierte Vertrauensbeziehungen als 

zentralen Faktor für das Gelingen des Projektes. Demnach ist Vertrauen, auf die „Inhalts- und 

Einstellungsebene“ bezogen, als Attribut einer spezifischen Kultur der Zusammenarbeit (Werner 

2012, S. 110) zu verstehen. 

Nicht bestätigt werden konnte die Annahme, dass „Vorleistungen im eigenen ideologischen Lager 

[…] leichter zu erreichen [seien] als gegenüber dem Konfliktpartner“ (von Beyme 2010, S. 49) und 

Kooperationspartner mit ähnlicher Profession oder institutionellem Hintergrund eher Konsens 

finden (ebd.). Eine befristete engere Zusammenarbeit einzelner Akteure kommt zwar zuweilen vor, 

ist jedoch situativ und nicht präferenziell bedingt. 

Im Kontext von Konfliktlösungsstrategien soll noch ein anderer Punkt angerissen werden, der im 

weiteren Sinne als Konfliktlösungsstrategie begriffen werden kann. Dies ist der Einbezug der 

Nachbarschaft, der von Prozessbeteiligten mehrfach als Gemeinwohlorientierung und 

Kooperation benannt wurde (vgl. Diedrich 2020, Z. 468ff.; Machleidt 2020, Z. 371; Polenz 2020, 

Z. 167). Gerade die vielbeschworene Kooperation mit der Nachbarschaft erhöht die 

Planungssicherheit des Modellprojektes Haus der Statistik und kann mit Werner als „eine Art 

Verfahrensrechtsschutz“ interpretiert werden, indem unvorhergesehene Folgen rechtzeitig 

abgeschätzt und berücksichtigt werden können (Werner 2012, S. 75; siehe auch Bogumil 2001, S. 

8). Dieses strategische Vorgehen ermöglicht Konflikte bereits vor deren Entstehen abzuwenden. 
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9.2 Gemeinwohl in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik 

9.2.1 Konzeptualisierungen des Gemeinwohlbegriffes  

Zunächst ist jeder der fünf Kooperationspartner dem Gemeinwohl verpflichtet. Zudem verfolgen 

einzelne Akteure bestimmte Entwicklungsvorhaben, die von den Prozessbeteiligten mehr oder 

weniger gemeinwohlorientiert bewertet werden.  

Mietpreisgebunde Wohnungen, sozialer Wohnungsbau, Verwaltungshandeln, Räumlichkeiten für 

das Sozialamt, zentrale und symbolische Lage des Projektes – all das sind Explikationen, die von 

Prozessbeteiligten als gemeinwohlorientiert bewertet wurden. In diesem Sinne arbeiten die 

Prozessbeteiligten von WBM, BIM, BA Mitte und SenSW mit einem objektivistischen und 

substantialistischen Gemeinwohlbegriff. Das heißt vor Entwicklung oder einem gesellschaftlichen 

Aushandlungsprozess steht für die handelnden Prozessbeteiligten fest, was im Sinne des 

Gemeinwohls getan wird.  

Das ist insofern problematisch, als Selle darauf hingewiesen hatte, dass Planer*innen „die Macht 

und das Recht [fehlt], allein aus eigener fachlicher Einsicht Gemeinwohl zu definieren“ (2006, S. 

567). Denn auch sie sind „nicht im Besitz übergeordneter Erkenntnis“ (ebd.).  

Kontrastierend arbeitet die ZKB mit einem prozeduralen und deliberativen Gemeinwohlbegriff. 

Das zeigt sich zum einen darin, dass der Begriff erst schrittweise in verschiedenen 

Partizipationsformaten und Arbeitstreffen mit Gehalt gefüllt wird. Insofern wird also eine 

prozesshafte Annäherung vorgenommen (vgl. Gailing/Moss 2018, S. 775). Zum anderen wird der 

Begriff deliberativ produziert, indem in Aushandlungsprozessen, d. h. Verhandlungen unter 

Beteiligung von ZKB und Zivilgesellschaft, eine gemeinsame Deutung vorgenommen wird (z. B.: 

Themenabend #6 Gemeinwohl am 27.02.2020). Der Begriff des Gemeinwohls wird somit als 

Ergebnis eines Verfahrens gefasst und steht vor Abschluss dieses Verfahrens nicht fest. Erst aus 

der partizipativen und dialogischen Praxis und im Laufe der Entwicklung entsteht eine Vorstellung 

davon was als Gemeinwohl gilt. Folglich ist Partizipation, als ‚Verfahrensform‘ im Sinne Kohlers 

(2002, S. 70f.), als Bestandteil eines Aushandlungsprozesses zur Konzeptualisierung eines 

Gemeinwohlbegriffs zu verstehen. In diesem Sinne betont Altmeppen, dass zur „Ausgestaltung 

des Gemeinwohls“ „die Möglichkeit zur Partizipation unabdingbar“ ist (2017, S. 81). Insofern kann 

angenommen werden, dass die Entwicklung des Modellprojektes HdS zumindest teils unter 

Berücksichtigung eines prozeduralen Verständnisses des Gemeinwohls erfolgt.  

In Anlehnung an, die von Gailing/Moss (2018, S. 776) beschriebene „Zwitterstellung“ von 

Gemeinwohlbestimmungen in Abwägungsverfahren kann beispielsweise die Einigkeit um 

karitative Nutzungskonzepte als substantialistisch, die Aushandlungen über die praxiskonkreten 
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Nutzungskonzepte, bspw. der Zuschlag für die Berliner Stadtmission, als prozedural verstanden 

werden. 

Bemerkenswert ist, dass im Modellprojekt diverse Ausdeutungen des Gemeinwohlbegriffes zum 

Tragen kommen, im Planungsgeschehen allerdings keinen Widerspruch darstellen, sondern 

einander eher komplettieren.  

 

Wie gezeigt werden konnte, konzeptualisieren Prozessbeteiligte Gemeinwohl anhand 

praxiskonkreter, gegenwärtiger und zukünftiger Entwicklungsvorhaben. Dabei ist weitestgehend 

konsensual unter Kooperationspartnern die Gesamtheit des Projektes als gemeinwohlorientiert zu 

betrachten. Daneben werden u. a. die Pioniernutzungen, die Vorhaben der ZKB und der 

Sozialwohnungsbau der WBM als gemeinwohlorientiert benannt. 

Obwohl hier eine vergleichsweise dezidierte Differenzierung zwischen substantialistischen und 

deliberativen bzw. prozeduralistischen Gemeinwohlbegriffen unternommen wird, soll nicht 

unerwähnt bleiben, dass auch die hier angeführten substantialistischen Gemeinwohlbegriffe (bspw. 

der soziale Wohnungsbau, leistbarer Wohnraum, etc.), Ergebnis eines größeren gesellschaftlichen 

Aushandlungsprozesses sind, der über Jahre und zahlreiche Instanzen geführt wurde und somit 

ebenfalls als deliberativ bewertet werden kann. Die Substantialisierung des Begriffes ist somit nur 

im Kontext des Modellprojektes Haus der Statistik haltbar.  

9.2.2 Gemeinwohl und Gemeinschaft 

Gemeinwohl erfordert, zu wissen, was im Interesse der Gesellschaft liegt (vgl. Schmitt-Egner 2015, 

S. 45). Daraus ergibt sich für das Modellprojekt HdS, dass ein Gemeinwohl erst durch den 

Einbezug der Stadtgesellschaft formuliert werden kann (vgl. Altmeppen 2017, S. 81). Die 

öffentlichen und teilöffentlichen Kooperationsformate (Quartierslabor, Werkstatt, Themenabend 

etc.) bilden dabei den gesellschaftlichen Aushandlungsprozess ab. 

Zuallererst ist allerdings erforderlich, eine Gemeinschaft zu definieren. So hatte Kohler (2002, S. 

75) darauf hingewiesen, dass Gemeinwohl untrennbar mit der Frage verbunden bleibt, um wessen 

Gemeinwohl es sich handelt. Gemeinwohl bezieht sich daher ‚immer‘ auf eine Bezugsgruppe bzw. 

„Referenzgemeinschaft“ (Münkler/Bluhm, 2001, S. 15). Für das HdS ergibt sich daraus, dass 

erforderlich bleibt, eine Gemeinschaft zu definieren. Allerdings variieren die Darlegungen der 

Prozessbeteiligten hierbei stark, so dass es eher unwahrscheinlich bleibt, dass sich in der 

dauerhaften Nutzungsphase eine einzige Gemeinschaft konstituieren wird, die alle Nutzer*innen 

des HdS eint. Naheliegender scheint die Annahme verschiedener Gemeinschaften, welche sich aus 

Nutzer*innen der jeweiligen Entwicklungsvorhaben rekrutieren, beispielsweise die 

Verwaltungsmitarbeiter*innen, die Bewohner*innen usw. 
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In der Konstitution einer Gemeinschaft, d. h. Definition auf bestimmte Nutzer*innen, werden 

allerdings gleichzeitig Ausschlüsse, d. h. „Exklusionen und In/Out-Differenzierungen“ 

(Bonvin/Kohler 2004, XVII)  formuliert, etwa indem die Angebote explizit als Alternative zur 

Hochkultur verstanden werden (Diedrich 2020, Z. 345; Machleidt 2020, Z. 376-378), einen 

Gegenpol zum hochkommerzialisierten Alexanderplatz bilden sollen (Lang 2020, Z. 179-186; 

Machleidt 2020, Z. 188f.) und Interessent*innen mit profitorientierten Geschäftsvorhaben zur 

Pioniernutzung und Miete ablehnen (vgl. Marlow 2020, Z. 89ff.). 

9.3 Das Modelprojekt Haus der Statistik aus Perspektive der commons 

Im Folgenden soll diskutiert werden, inwieweit sich das Modellprojekt Haus der Statistik aus 

Perspektive der commons lesen lässt. Zunächst kann mit Moss (2012, S. 216) bereits die Forderung 

der Initiative Haus der Statistik nach Entwicklung des HdS als urban common als ‚reclaiming the 

commons‘ verstanden werden, insofern als „städtische Teilräume – wie Brachflächen […] von 

sozialen Initiativen für sich reklamiert werden“ (ebd.). Hierbei ist es die ‚dissidente Praxis‘ 

(Kratzwald 2015, S. 40) einer urbanen sozialen Bewegung (vgl. Susser/Tonnelat 2013, S. 109) sowie 

ein Wiederaufleben von Do-it-yourself-Taktik (DIY), bei der sich Gruppen von Bürger*innen und 

Aktivist*innen privaten oder öffentlichen Raum aneignen (vgl. Bradley 2015, S. 91).  

In Anlehnung an Lefebvres Recht auf Stadt (2016/1968) steht die Forderung der Initiative Haus der 

Statistik nach Entwicklung des Quartiers auch für das Recht auf Zentralität und eine Umverteilung 

urbaner Überschüsse.  

In der Entwicklung des Modellprojekts Haus der Statistik weisen die institutionalisierten sozialen 

Praktiken im Umgang mit Gütern Parallelität zur Perspektive der commons auf. Dabei sind es 

weniger die Güter selbst, als vielmehr die Verfahrensweisen von Kooperationspartnern oder 

Prozessbeteiligten, d. h. sozialen Beziehungen zwischen Gemeingut und Gemeinschaft (vgl. 

Harvey 2012, S. 73), an denen die Schnittstellen zur Theorie der commons deutlich werden. Hierbei 

zeigt sich auch, dass commons „keine Dinge, Ressourcen oder Güter“ darstellen, sondern auch für 

das Modellprojekt als „Sozialstrukturen- und Prozesse“ zu begreifen sind (Helfrich/Bollier 2015, 

S. 14). Indes sind es diese Prozesse, mittels derer die commons erst produziert werden (vgl. 

Caffentzis/Federici 2014, S. 101). Das zeigt sich für das Haus der Statistik in Aushandlungs- und 

Aneignungsprozessen, aber auch praxiskonkret im Verhältnis zu Ressourcen wie finanziellen 

Mitteln, Räumen und Informationen.  

„Das ist nicht ein Haus oder ein Stück vom Haus, das dann einer Person gehört, sondern 
das ist immer etwas, was die Gemeinschaft der Betroffenen untereinander aushandelt, als 
Ressource für diese Gemeinschaft, aber auch für Leute darüber hinaus nutzbar sein soll“ 
(Marlow 2020, Z. 203-205). 
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Schließlich werden im Modellprojekt HdS Ressourcen geschaffen, welche „nicht (oder nur 

unzureichend) durch den Markt bereitgestellt werden“ (Moss 2012, S. 209), etwa leistbarer 

Wohnraum oder Räume für Kultur und Soziales, aber auch Büroräume fallen mittlerweile in diese 

Kategorie. 

Hervorzuheben ist in den Verfahrensweisen von Kooperationspartnern das Prinzip des Teilens. 

Hier zeigt sich die Nähe zur Sharing economy von Smorto (2016, S. 1), der darauf abstellt, dass 

„Sharing Economy und urban commons von Natur aus miteinander verflochten“ sind (eigene 

Übersetzung).  

An den „Entwicklungskosten (insbesondere Planungs- und Beratungskosten, Kosten der 

Mitwirkung, Kosten für der Pioniernutzungen)“ beteiligen sich vier Kooperationspartner (SenSW, 

BA Mitte, BIM, WBM), sodass von der ZKB keine finanziellen Mittel aufgebracht werden müssen 

(Initiative HdS 2019d). Die erworbenen Flächen von SenSW, BA Mitte, BIM, WBM werden so 

geteilt, dass jeder der fünf Kooperationspartner mit 20 % der Gesamtfläche (Bestand + Neubau) 

bedacht wird. Insofern finanzieren alle Kooperationspartner den Raum für die Pioniernutzungen. 

SenSW, BA Mitte, BIM und WBM teilen mit der Stadtgesellschaft den Raum, welchen diese sich 

in den Pioniernutzungen aneignet.  

Evident ist das Prinzip des Teilens ebenso in Flächenteilungen und Raumnutzungskonzepten des 

Modellprojektes. Geteilt werden sollen sog. Kooperationsflächen von unterschiedlichen 

Kooperationspartnern im Tagesverlauf, und Gemeinschaftsflächen in den Innenhöfen, welche von 

den Kooperationspartnern gemeinsam bespielt werden (vgl. Lang 2020, Z. 207-210; Polenz 2020, 

Z. 91-103). Als Versammlungsort der Koop5 sowie der öffentlichen und teilöffentlichen 

Partizipations-, Informations- und Anhörungsformate (vgl. Machleidt 2020, Z. 249-260) kommt 

der Werkstatt Haus der Statistik (siehe Abb. 4) im Hinblick auf das Prinzip des Teilens eine 

Schlüsselrolle zu. Neben dem Raum als Ressource ist die Werkstatt Haus der Statistik aber auch 

der Ort, an dem Informations- und Wissensressourcen innerhalb der Koop5, aber auch mit der 

Stadtgesellschaft, geteilt werden. Die konsequenteste Form der Flächenteilung wird die ZKB im 

experimentellen/integrativen Wohnen praktizieren.  

Im Hinblick auf die Pioniernutzungen hat sich die ZKB dafür engagiert, dass Menschen „den Ort 

und die vorhandenen Gebäude nutzen können und es dadurch eine Öffnung gibt für eine 

praktische Einbringung von Stadtgesellschaft“, sodass „sich Leute dieses Haus und dieses Areal 

erobern und in Prozesse reinwachsen“ (Marlow 2020, Z. 47-51). Damit entspricht die Praktik der 

Produktion von commons im HdS den von Stavrides vorgeschlagenen Strukturen, die als 

transformierbar und erweiterbar konzeptualisiert wurden und dadurch der Konzentration von 

Macht und der Homogenisierung der Gemeinschaft vorbeugen (2015, S. 13; Stavrides 2014, S. 546, 

549). 
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Unter Berücksichtigung der von Hardin (1968) thematisierten Gefahr des Freeriding sowie der 

Designprinzipien von Ostrom (1990, S. 90ff.) können für das Modellprojekt Haus der Statistik 

institutionelle Arrangements identifiziert werden, die das Verfahren strukturieren. In diesem Sinne 

können auch die Kooperations- und Finanzierungsvereinbarungen gelesen werden.  

Im Hinblick auf die Pioniernutzungen bestehen eigene institutionelle Arrangements. So wurden 

mittels eines ‚Quartiers-Gremiums‘, das aus Prozessbeteiligten der Koop5, Repräsentant*innen 

städtischer Institutionen sowie zivilgesellschaftlichen Personen aus diversen Bereichen besteht, 

spezifische Vergabekriterien als ‚Leitbild für die Pioniernutzungen‘ entwickelt (Initiative HdS 

2020a), zu denen auch die Gemeinwohlorientierung zählt (vgl. Rutschke 2020, Z. 198-201) 

Ein weiterer Punkt, der im Zusammenhang der institutionellen Arrangements benannt werden 

kann, ist die intendierte Konkretisierung von Strukturen und Zielen mittels der sog. 

Quartierscharter (vgl. Marlow 2020, Z. 152-174). Dabei stellt die Quartierscharter zugleich das 

Instrument dar, das Nutzer*innen die Selbstverwaltung der Räume ermöglichen könnte. So sollen 

die Kooperationspartner garantieren, „dass für die Phase der dauerhaften Nutzung dann 

Strukturen der Selbstverwaltung“ festgeschrieben werden, die alle Flächen betreffen (Marlow 2020, 

Z. 160-162). In den Pioniernutzungen ist die Selbstverwaltung seitens der Nutzer*innen bereits 

etablierte Praktik.  

„Wir suchen nicht Leute, die einen Atelierraum für sich haben wollen, sagen, das ist mein 
Atelierraum, ich schließ den ab, sondern wir suchen Leute, die mit anderen, die sie hier 
treffen, gemeinsam Räume einrichten, verwalten, unterhalten, für andere öffnen. Wir 
wünschen uns, dass die Leute bereit sind, Selbstverwaltung über ihre Räume aufzubauen, 
damit zu experimentieren und das auf die Ebene des Quartiers zu bringen“ (Marlow 2020, 
Z. 198-202). 

Gerade Selbstverwaltung ist der Perspektive der commons als ein Bestandteil sozialer Praktik 

inhärent (Stavrides 2014, S. 549). Hierbei ergeben sich weitere Anknüpfungspunkte zu den 

individuellen Entwicklungsvorhaben der ZKB.  

„Ein wichtiger Bestandteil ist die organisatorische Architektur, also darauf zu achten, dass 
die Träger der einzelnen Bausteine, und das können wir als ZUsammenKUNFT jetzt nur 
für die zwanzig Prozent Programm der Initiative-Bausteine machen, aber dass diese Träger 
auch so verfasst sind, dass sie eine Selbstverwaltung erlauben, dass sie die Reinvestition der 
eingenommenen Mittel in irgendwie sinnvolle Dinge vor Ort erlauben, […] dass es nicht 
eine Hausverwaltung ist, die nach einem Schema F Mieten extrahiert und auf dem Markt 
investiert“ (Marlow 2020, Z. 206-211). 

Als ‚Housing commons‘ bzw. leistbarer Wohnraum als Gemeinschaftsgut (vgl. 

Aernouts/Ryckewaert 2019; Caffentzis/Federici 2014, S. 100; Rost 2014, S. 286; Smorto 2016, S. 

1ff.; Susser 2017, S. 1ff.; Susser/Tonnelat 2013) können einerseits die Schaffung des 

mietpreisgebundenen Wohnraums durch die WBM und andererseits die Entwicklung 

experimenteller Wohnformen, in der Selbstverwaltung durch die ZKB, benannt werden. Letztere 
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lässt sich dabei auch als Schnittmenge zwischen dem Genossenschaftsmodell und der Perspektive 

der commons, wie von Balmer/Bernet (2015, S. 188) besprochen, herausstellen.  

In Anlehnung an die Kategorisierungen von Gemeinschaftsgütern aus Perspektive der 

neoklassischen Ökonomie (vgl. De Moor 2012, S. 192; Moss/Gailing 2018, S. 768; Moss 2012, S. 

210) können für das Modellprojekt Haus der Statistik Bausteine nach Rivalität im Konsum und 

Ausschließbarkeit von Nutzer*innen unterschieden werden (siehe Abb. 11). Pioniernutzungen 

sowie Gemeinschafts- und Kooperationsflächen, können sofern öffentlich, als weder 

ausschließlich noch rival kategorisiert werden. Experimentelle Wohnformen stellen in dieser 

Hinsicht Klubgüter dar, da zwar die Zahl der Nutzer*innen begrenzt ist, zwischen Nutzer*innen 

aber Nutzungen gemeinschaftlich und nicht rival organisiert sind. Schließlich sind Mietwohnungen 

und Büroflächen als privat zu kategorisieren, da Nutzung und Zugang limitiert sind.  

ABB. 11: GÜTER DES MODELLPROJEKTES HDS  
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Zahlreiche Autoren haben die commons als dezidiert antikapitalistisch definiert (vgl. Bollier 2007, 

S. 38; Harvey 2012, S. 73f.; Helfrich/Bollier 2014, S. 18; Jerram 2015, S. 48; Kratzwald 2015, S. 

30). Während die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik nicht ausnahmslos 

antagonistisch gegenüber dem Kapitalismus bewertet werden kann, belegen die 

Forschungsbefunde jedoch, dass die Entwicklung zumindest teilweise marktorientierten 

Verwertungsinteressen entgegensteht. So ist das Gros der individuellen Entwicklungsvorhaben 

nicht profitorientiert (vgl. Diedrich 2020, Z. 300) und stellt Gegenentwürfe zum 

kommerzialisierten Umfeld dar (vgl. Machleidt 2020, Z. 188f.). Rekommunalisierung kann als eine 

Form der Dekommodifizierung gelesen werden, wurde hierbei die Immobilie vom Markt 

genommen und der Entwicklung von Luxuswohnungen, Hotels etc. vorgebeugt (vgl. ebd.).  

„Dann gelang es tatsächlich, dieses Grundstück dem rendite-orientierten Immobilienmarkt 
zu entziehen“ (Diedrich 2020, Z. 217f.). 

Insbesondere die Schaffung von Wohnraum im HdS kann unter dieser Perspektive als 

Gegenentwurf zur Marktrationalität betrachtet werden. So hat Holm konstatiert, dass „das 

Programm einer sozialen orientierten Organisation der Wohnungsversorgung als 

Dekommodifizierung und Vergesellschaftung“ beschrieben werden kann (2011a, S. 17). 

Ein Kontrastprogramm zum bestehenden lokalen Angebot und marktorientierten 

Verwertungsinteressen sind die Pioniernutzungen. „Dabei steht der Nutzen im Vordergrund, nicht 

die Rendite“ (Quartier Haus der Statistik, S. 31). Hierbei bilden die kulturellen, sozialen und 

karitativen Nutzungen einen Gegenentwurf zum hochkommerzialisierten und konsumorientierten 

Angebot rund um den Alexanderplatz und können mit Harvey (2015) als ‚Räume der Hoffnung‘ 

konzeptualisiert werden (S. 255). 

„Geographische Ungleichheit produziert auch immer >>Räume der Hoffnung<< und 
heterotopische Situationen, in denen sich neue Kooperationsweisen entfalten und 
zumindest eine Zeitlang bestand haben können, bevor sie wieder von der herrschenden 
Praxis des Kapitals aufgesogen werden“ (Harvey 2015, S. 255).  

Allerdings sind Kooperationspartner der Marktlogik unterworfen, besteht doch bei der WBM, 

zumindest partiell, merkantiles Interesse (vgl. Lang 2020, Z. 173f.) für die 50% der Wohnungen, 

welche nicht WBS-bedarfsberechtigt vermietet werden sollen. Anderseits besteht auch für dieses 

Wohnungssegment eine Mietpreisbindung (vgl. Machleidt 2020, Z. 286). 

García-Lamarca hatte darauf hingewiesen, dass commons und kapitalistische Produktionsweise 

dahingehend verbunden sind, dass die Raumproduktion in der Stadt oftmals zu Lasten der 

Gemeingüter erfolgt, dadurch, dass städtische Immobilien privatisiert werden (2015, S. 165). In 

diesem Zusammenhang wurde auch die Kooption und Instrumentalisierung der commons durch 

Kommunale Verwaltungen besprochen (vgl. Bradley 2015, S. 91; Kratzwald 2015, S. 28). Längst 
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evident für das Beispiel Berlin, kann die Vereinnahmung temporärer urban commons, in diesem 

Fall insbesondere der Zwischennutzungen, in das Stadtmarketing zu steigenden Immobilienwerten 

beitragen (vgl. Bradley 2015, S. 91). Holm argumentiert, dass die „Verwandlung von 

unterbewerteten Quartieren in ,besondere Orte‘ […] nicht zufällig“ erfolgt, sondern vielmehr 

Ergebnis sozialer Konstruktionen ist, welche z. B. aus „kulturellen Neubewertungen einer 

historischen Bausubstanz“ resultiert (Holm 2010, S. 68).  

Aus diesem Grund bleibt nicht endgültig auszuschließen, dass die Entwicklung des 

Modellprojektes Haus der Statistik auch pro-kapitalistische Folgen zeitigt. So könnte die potentielle 

Kooptierung der Pioniernutzungen des Modellprojektes HdS innerhalb des Berliner 

Stadtmarketings und im Kontext des creative-city-narrative, eine ‚symbolische Aufwertung‘ (Holm 

2010, S. 64) des Quartiers nach sich ziehen.  

„Kultur wirkt hier als Motor der symbolischen Aufwertung, als Medium der ökonomischen 
Inwertsetzung und als Instrument der sozialen Exklusion in aufgewerteten Wohnvierteln“ 
(Holm 2010, S. 64). 

Probleme, die Perspektive der commons auf das Modellprojekt HdS zu übertragen, werden 

insbesondere im Hinblick auf die erwartete Gemeinschaft deutlich. Caffentzis/Federici (2014, S. 

102) hatten darauf abgestellt, dass commons Gemeinschaften erfordern. Gleichzeitig werden 

Gemeinschaften durch die Produktion von commons und soziale Kooperation geprägt (vgl. 

Stavrides 2013, S. 42). 

Wie bereits an früherer Stelle gezeigt wurde, ist eher unwahrscheinlich, dass sich in der 

Nutzungsphase des Modellprojektes Haus der Statistik eine einzige Gemeinschaft konstituieren 

wird. Wahrscheinlicher ist, dass verschiedene Gruppen von Gemeinschaften sich entwickeln. 

Dadurch wird erschwert, dass eine gesamt-gemeinschaftliche Identifikation mit den commons 

stattfindet. Über das experimentelle Wohnen und die Pioniernutzungen, also Nutzungskonzepte, 

die sich sehr nahe an der Perspektive der commons anlehnen, bleibt doch zumindest fraglich, 

inwiefern weitere Nutzer*innen als commoner konzeptualisiert werden können (vgl. Marlow 2020, 

Z. 215-223). 

Betrachtet man die oben genannten Untersuchungsbefunde in ihrer Gesamtheit, ergeben sich zwar 

verschiedene Anknüpfungspunkte zur Perspektive der commons, aber das Modellprojekt Haus der 

Statistik ausnahmslos im engeren Sinne als [urban] common zu theoretisieren, erscheint jedoch 

zumindest gewagt. Zwar sind einzelne Entwicklungsvorhaben nahe an den commons orientiert, 

insbesondere das gemeinschaftliche Wohnen der ZKB und die Pioniernutzungen, allerdings 

bestehen, wie gezeigt werden konnte, auch gravierende Unterschiede. Wie viel Parallelität das 

Modellprojekt Haus der Statistik zur Perspektive der commons tatsächlich entfaltet, wird sich 

spätestens in der Phase der dauerhaften Nutzung zeigen. 
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10. Resümierendes Fazit 
Ziel dieser Arbeit war es, einen Beitrag zur Konzeptualisierung der Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und 

‚Kooperation‘ durch die Kooperationspartner des Modellprojektes Haus der Statistik zu leisten. 

Begründet wurde das Vorhaben durch die öffentlichkeitswirksame Außendarstellung der 

Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik als ‚kooperatives‘ und 

‚gemeinwohlorientiertes‘ Stadtentwicklungsverfahren. Daher wurde zunächst eine Schärfung der 

Begriffe Gemeinwohl und Kooperation vorgenommen. Darauf aufbauend konnte ein Bezug zur 

Stadtentwicklung hergestellt werden. Schließlich wurde die Perspektive der commons vorgestellt, 

um eine Parallelisierung mit der Entwicklung des Modellprojektes HdS durchzuführen.  

An die Vorstellung des Untersuchungsgebietes Berlin und des Untersuchungsgegenstandes Haus 

der Statistik schloss sich die Theoretisierung des methodischen Vorgehens an. Die 

Primärdatenerhebung erfolgte durch teilstandardisierte und semistrukturierte Interviews mit 

Prozessbeteiligten der Koop5. Im Anschluss an die Darlegung der Untersuchungsbefunde, welche 

aus den Interviews gewonnen werden konnten, wurden die Ergebnisse in einer Diskussion unter 

Rückbezug auf die theoretischen Konzepte besprochen. Dies diente der Beantwortung der 

Hauptforschungsfrage: Wie konzeptualisieren Prozessbeteiligte der Kooperationsgemeinschaft 

Koop5 ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der 

Statistik?  

Prozessbeteiligte der Kooperationsgemeinschaft Koop5 ziehen diverse praxiskonkrete 

Explikationen als Belege für ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ in der Entwicklung des 

Modellprojektes Haus der Statistik heran.  

Der Begriff der Kooperation wird durch die Akteursvielfalt und deren Arbeitspraxis, 

Kooperations- und Gemeinschaftsflächen sowie den Einbezug der Stadtgesellschaft durch die 

ZKB und hierbei insbesondere den breiten und konsequenten Mitwirkungsprozess expliziert. Auf 

einer höheren Abstraktionsebene können die Ausführungen verschiedenen 

Kooperationskonzepten zugeordnet werden. Demnach konzeptualisieren Prozessbeteiligte der 

Koop5 Kooperation in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik als Arbeitsteilung, 

als Vertragsverhältnis, als Strategie und als Einstellung.   

Vergleichbar differenzierend erlauben die Darlegungen der befragten Prozessbeteiligten bezüglich 

des Gemeinwohls eine Unterteilung in substantialistische und prozedurale 

Gemeinwohlvorstellungen. Erstere werden vorrangig durch Projektstruktur, den 

Sozialwohnungsbau der WBM und die zentrale geographische und symbolische Lage im Stadtraum 

verkörpert. Prozedurale Gemeinwohlvorstellungen werden primär durch die Pioniernutzungen 

und das dialogische und deliberative Partizipationsverfahren nahegelegt. 
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Zusätzlich konnte die Unterfrage beantwortet werden, welche Unterschiede und Gemeinsamkeiten 

im Verständnis der Begriffe ‚Gemeinwohl‘ und ‚Kooperation‘ zwischen den Prozessbeteiligten der 

Kooperationsgemeinschaft Koop5 identifiziert werden können. Hinsichtlich des 

Kooperationsbegriffes argumentieren die Prozessbeteiligten weitestgehend konsensual. Der 

Gemeinwohlbegriff hingegen deckt ein Spektrum an Vorstellungen ab, welches einerseits ein 

substantialistisches Verständnis nahelegt und andererseits ein prozedurales bzw. deliberatives 

Verständnis, bei dem das Gemeinwohl erst am Ende eines Aushandlungsprozesses steht, der bisher 

nicht abgeschlossen ist. 

Schließlich wurde untersucht, inwiefern sich in der Entwicklung des Modellprojektes Haus der 

Statistik Anknüpfungspunkte zur Perspektive der commons finden. Die Unterfrage kann 

dahingehend beantwortet werden, dass die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik 

einen Gegenentwurf zu Privatisierung und Kommodifizierung darstellt und im Kontext von 

‚reclaim the commons‘ als Antagonismus zu profitorientierter Stadtentwicklung verstanden werden 

kann. Während individuelle Entwicklungsvorhaben der Kooperationspartner mitunter keine oder 

kaum Schnittmengen zur Perspektive der commons aufweisen, bestehen für andere, beispielsweise 

die Pioniernutzungen und experimentellen Wohnformen der ZKB, erhebliche Parallelen.  

Über die engere Forschungsfrage hinaus konnten weitere Forschungsbefunde ermittelt werden. So 

ist die Kooperationspraxis mitunter konfliktär, da Handlungslogiken, Handlungsrationalitäten und 

Sachzwänge, die Handlungsspielräume und die Unvoreingenommenheit gegenüber 

unkonventionellen Lösungen von Prozessbeteiligten determinieren. Als primäre Konfliktfelder 

konnten Abweichungen der Zielvereinbarungen identifiziert werden, welche darin bestehen, dass 

Fristen nicht eingehalten werden und Uneinigkeit darüber herrscht, ob Räume künftig privat oder 

öffentlich genutzt werden. Auf der anderen Seite sind in der Koop5 Konfliktlösungsstrategien in 

der Projektstruktur institutionalisiert und von Prozessbeteiligten internalisiert.  

 

Im Modellprojekt Haus der Statistik werden zahlreiche stadtpolitische Problemlagen adressiert, die 

alle mehr oder minder im Zusammenhang mit Gentrifizierungsprozessen stehen. Dazu zählen 

sozialräumliche Segregation, der Verlust von Räumen für Kultur, Soziales und Bildung, aber 

mittlerweile auch Büroflächen. Diese Formen von Verdrängung betreffen zudem alternative 

Nutzungskonzepte, die Profitinteressen entgegenstehen. 

Der stadtpolitische Diskurs um Gentrifizierung wird durch die Entwicklung des Modellprojektes 

HdS insofern aufgegriffen, als sich die Rekommunalisierung, die Wohnraumentwicklung durch 

WBM und ZKB und die Entstehung von Kunst-, Sozial- und Kulturräumen als kontextgebundene 

Antwort auf die benannten Problemlagen interpretieren lässt. Paradoxerweise entsteht hierbei aber 

auch Anschluss zum Narrativ der creative city. So wird die Schaffung von Kunst- und 
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Kulturräumen, einhergehend mit der Attrahierung einer Kreativen Klasse als Auslöser von 

Gentrifizierungsprozessen diskutiert (vgl. Bradley 2015, S. 91; Kratzwald 2015, S. 28). 

Daraus ergibt sich die Relevanz des dargelegten Forschungsvorhabens im Hinblick auf Forschung 

und Praxis, da hier eine Alternative zu gegenwärtigen Problemlagen aufgezeigt wird, deren 

Wirkungsmacht weiter erforscht werden sollte.  

Forschungsbedarf besteht im Hinblick auf die weitere Entwicklung, da sich das Modellprojekt HdS 

gegenwärtig in der Entwicklungsphase befindet und längst nicht abgeschlossen ist. Mutmaßlich 

werden weitere gravierende Veränderungen stattfinden, wurde doch die bisherige Planung auch 

wiederholt überarbeitet.  

Unter dieser Perspektive bestehen diverse Wissensdesiderate, welche primär im Zusammenhang 

mit zeitlichen Horizonten stehen. Das betrifft die Fertigstellung des Bebauungsplans durch das 

Bezirksamt Mitte, den damit assoziierten Beginn des Wohnungsneubaus durch die WBM und die 

Bezugsfertigkeit der entstehenden Wohnungen. Dabei bleibt fraglich, wie sich die 

Wohnungskosten entwickeln, gesetzt den Fall, dass die Baukosten weiter ansteigen. Am Ende der 

Planung steht der Neubau des Rathauses der Zukunft, dessen Abschluss gegenwärtig für 

2030/2031 terminiert wird. Unklar bleibt allerdings, ob diese Frist eingehalten werden kann. Völlig 

offen ist zudem, wie die unteren Etagen des Rathauses unter den Kooperationspartnern aufgeteilt 

werden. 

Im Hinblick auf die ZKB liegt im Dunklen, ob es ihr gelingen wird, die gesellschaftlichen Interessen 

durchzusetzen, beispielweise eine Selbstverwaltung sämtlicher Flächen zu erzielen oder ein 

‚öffentliches‘ Haus A zu entwickeln. 

 

Das Modellprojekt Haus der Statistik wird als potentieller Prototyp eines neuartigen Verfahrens 

von Stadtentwicklung erprobt. Die Entwicklung des Modellprojektes Haus der Statistik kann in 

diesem Sinne als Testlauf verstanden werden. Dafür spricht, dass zahlreiche 

Entwicklungsvorhaben experimentellen Charakter aufweisen, insofern als diese gänzlich neu sind 

oder in diesem Kontext Neuland darstellen. Das betrifft die vorgestellten Punkte der 

Projektstruktur, des Umgangs mit Ressourcen und der Formen von Beteiligung. 

Erfolgreiche und vielversprechende Ansätze des Modellprojektes dienen schon jetzt als Blaupause 

für andere Stadtentwicklungsprojekte, darunter das Dragonerareal, die Rudower Felder, Projekte 

am Molkenmarkt und in der Rathenowstraße sowie weitere, bisher unter Verschluss gehaltene 

Projekte.  

Gerade der konsequente Einbezug von Stadtgesellschaft kann als zukunftsweisendes Modell 

dienen. Auch Rekommunalisierung als Instrument proaktiver Stadtgestaltung von Seiten der 

Kommune, anstelle privater Investoren, rückt damit in den Fokus. Die Finanzierung des 
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Modellprojektes seitens des Senats und kommunaler Unternehmen sind erforderliche 

Interventionen, ohne die das Projekt so nicht möglich gewesen wäre. Damit ist die Umsetzung des 

Modellprojektes HdS maßgeblich von politischer Unterstützung abhängig. 

Die in der Einleitung vorgestellten Ziele des Senats, verankert in der Kooperationsvereinbarung 

mit den kommunalen Wohnungsbaugesellschaften, die sich durch verstärkte Partizipation, fünfzig 

Prozent mietpreisgebundene Sozialwohnungen sowie Raum für soziale Nutzungskonzepte im 

Neubau konzise zusammenfassen lassen (vgl. SenSW et al. 2017), werden entsprechend im 

Modellprojekt Haus der Statistik adressiert.  

Insofern können die Maßnahmen der gegenwärtigen Landesregierung, der Koalition aus DIE 

LINKE, SPD und BÜNDNIS90/Die Grünen als entschiedener Versuch gewertet werden, sozial-

orientierte Stadtentwicklung voranzutreiben.   

Daraus ergibt sich, dass die Sozialorientierung der Berliner Stadtpolitik nicht nur ein 

Lippenbekenntnis darstellt, sondern gelebte Praxis ist. Dies zeigt einerseits auch die bisherige 

konsequente Entwicklung des Modellprojektes HdS unter Federführung des Bezirks Berlin-Mitte. 

Zum anderen kann hier ein neuartiges Verfahren erkannt werden, welches größere Projekte in 

konsequent-deliberativen und prozeduralen Entwicklungsverfahren unter Mitwirkung von 

Zivilgesellschaft in allen Entwicklungsschritten durchführt. Dabei wird das Verständnis einer 

Public-Citizen Partnership nahegelegt, mittels derer Kommune und Zivilgesellschaft gemeinsam 

Strategien zur Erbringung kommunaler Leistungen entwickeln und realisieren (vgl. Karner et al. 

2010, S. 2). Da die Entwicklung auf die Vorarbeit einer aktivistischen Gruppe zurückgeht, kann 

das HdS als ‚Bottom-Up-PCP‘ eingeordnet werden (vgl. Lang et al. 2013, S. 238). 

Daraus ergibt sich allerdings ein weiterer Punkt, der eingangs angesprochen wurde, nämlich der 

Rückzug des Staates aus der Wohlfahrtsproduktion. Die konsequente Kooperation mit der 

Stadtgesellschaft, als integraler Bestandteil des Modellprojektes, mit Ahlgrimm et al. (2012, S. 20) 

als „Kooperation als Arbeitsteilung“ verstanden, geht einher mit Konzepten des aktivierenden 

bzw. kooperativen Staates (vgl. von Beyme 2010, S. 87; Lamping et al. 2002, S. 31; Sauer 2006, S. 

320; Werner 2012, S. 74), der das Alltags- und Erfahrungswissen von Bürger*innen zwar als 

Expertise konzeptualisiert, und das ist ganz besonders für die Vorarbeit der Initiative zutreffend, 

aber ehemals staatliche Kompetenzen auf Bürger*innen überträgt und auslagert (vgl. von Beyme 

2010, S. 87; Sauer 2006, S. 320; Werner 2012, S. 74). Dies ist vornehmlich im Hinblick auf die 

Produktion des Gemeinwohls beachtlich, haben die Interviews doch gezeigt, dass von den 

Prozessbeteiligten primär die Arbeit der Initiative und deren Entwicklungsvorhaben als 

gemeinwohlorientiert konnotiert wurden.  

Betrachtet man das Modellprojekt Haus der Statistik im chronologischen Verlauf kooperativer und 

gemeinwohlorientierter Stadtentwicklung, dann heben sich zwei Aspekte besonders von 
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vergleichbaren Projekten ab. Erstens ist das die Konsequenz, mit der die Zivilgesellschaft in allen 

Entwicklungsschritten und -belangen einbezogen wurde. Hierbei ist besonders die paritätische und 

egalitäre Projektstruktur der Koop5, insbesondere im Umgang mit Ressourcen und Kompetenzen, 

zu nennen. Der zweite Aspekt betrifft die Insistenz, mit der das Konzept der Kooperation bedacht 

wird. Im Kontrast zu vergleichbaren Stadtentwicklungsprojekten soll der kooperative Umgang der 

Akteure nicht mit dem Ende des Planungsprozesses enden.  

Kooperation und Gemeinwohlorientierung werden hierbei über den Planungs- und 

Entwicklungsprozess hinaus bis in die Phase der dauerhaften Nutzung als gesellschaftliche 

Leitbilder konzeptualisiert.  
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11. Ausblick 
Kooperation und Gemeinwohlorientierung können unter bestimmten Umständen, beispielweise 

einer affirmativen Kommunalregierung, einen Bedeutungszuwachs in der Stadtentwicklung 

erfahren. Dies legen die vorgestellten theoretischen Beiträge, aber auch die dargelegten 

Forschungsbefunde nahe. 

Wie gezeigt werden konnte, ist sozial orientierte Stadtentwicklung maßgeblich von der 

Unterstützung der Landesregierung abhängig. Während die Politik der derzeitigen Berliner 

Koalition aus DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS90/Die Grünen sich befördernd für das 

Modellprojekt Haus der Statistik ausgewirkt hat, bleibt zumindest fraglich, ob ein vergleichbares 

Projekt unter einer anderen Regierung denkbar wäre. Im Hinblick auf das bevorstehende Ende der 

Legislaturperiode und die Wahlen zum Abgeordnetenhaus im Herbst 2021 in Berlin öffnet sich die 

Frage erneut, wie sich Kommunalpolitik zur Entwicklung des Gebäudekomplexes verhält. Zwar 

dürfte die Entwicklung des Modellprojektes HdS dann deutlich weiter fortgeschritten sein, 

allerdings sollen bei derzeitigem Stand die errichteten Wohnungen 2024 bezugsfertig sein und die 

Eröffnung des neuen Rathauses für Mitte ist für 2030 angedacht. Insofern bedarf die Entwicklung 

des Modellprojektes Haus der Statistik weiterer Forschung.   
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